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Zusammenfassung 

Mit der Deutschen Anpassungsstrategie an den Klima- 
wandel (Dezember 2008) wurde ein Rahmen für einen 
mittelfristigen nationalen Anpassungsprozess geschaf- 
fen, in dem schrittweise mit den Bundesländern und an- 
deren gesellschaftlichen Gruppen die Risiken des Klima- 
wandels erkannt, der mögliche Handlungsbedarf benannt, 
die entsprechenden Ziele definiert sowie mögliche An- 
passungsmaßnahmen entwickelt und umgesetzt werden 
sollen. Die Strategie beschreibt auch die internationale 
Verantwortung Deutschlands. 

Der vorliegende Aktionsplan unterlegt die in der Deut- 
schen Anpassungsstrategie genannten Ziele und Hand- 
lungsoptionen mit spezifischen Aktivitäten des Bundes in 
den kommenden Jahren und legt Verknüpfungen mit an- 
deren nationalen Strategieprozessen (u. a. High-Tech- 
Strategie 2020, Nationale Biodiversitätsstrategie, Natio- 
nale Waldstrategie) offen. Der Aktionsplan Anpassung 
enthält neben ausgewählten Vorhaben in Kooperation mit 
den Bundesländern vor allem Aktivitäten in vier Berei- 
chen: 

Wissen bereitstellen, Informieren, Befähigen 

Dieser Bereich umfassf die Initiativen der Bundesregie- 
rung zum Ausbau der Wissensgrundlagen, zur Informa- 
tionsbereitstellung und -Vermittlung, zum Ausbau der 
Forschungs- und Informationsinfrastruktur und zur Un- 
terstützung von Dialog, Beteiligung und Netzwerkbil- 
dung von Akteuren. 

Rahmensetzung durch den Bund 

Hier werden Vorhaben benannt, mit denen die Bundesre- 
gierung in den Bereichen „rechtliche oder technische 
Rahmensetzung“, „Normung“ sowie „Förderpolitik“ An- 
reize und Grundlagen zur Anpassung anbietet bzw. prü- 
fen wird und Akteure damit unterstützt. 

Aktivitäten in direkter Bundesverantwortung 

Dieser Bereich zeigt auf, wie der Bund als Eigentümer von 
Flächen, Immobilien, Infrastrukturen oder als Bauherr den 
Klimawandel berücksichtigen will. Der Aktionsplan ent- 
hält hierzu beispielsweise Vorschläge zur Einbeziehung 
von Anpassungsaspekten in das Bewertungssystem „nach- 
haltiges Bauen für Bundesgebäude“ sowie für Planung, 
Management und Infrastrukturerhaltung in der Verkehrs- 
infrastruktur. 

Internationale Verantwortung 

Hier werden die Beiträge dargestellt, die Deutschland bei 
der Gestaltung und Umsetzung des in Cancün beschlosse- 
nen „Adaptation Framework“ im Kontext der Klimarah- 
menkonvention, in der Entwicklungszusammenarbeit, 
durch die Internationale Klimaschutzinitiative, in der For- 
schungszusammenarbeit und durch andere internationale 
Aktivitäten der Ressorts im Bereich der Anpassung an 
den Klimawandel leistet; außerdem werden Bezüge zu 
den Aktivitäten auf EU-Ebene hergestellt. 


Die Interministerielle Arbeitsgruppe ist aufgefordert, bis 
Ende 2014 einen Bericht zur Evaluierung der Deutschen 
Anpassungsstrategie und des Aktionsplans sowie Vor- 
schläge zu deren Fortschreibung und Weiterentwicklung 
vorzulegen. 

A. Einführender Teil 

Der globale Klimawandel ist eine der größten Herausfor- 
derungen des 21. Jahrhunderts. Klimapolitisches Handeln 
stützt sich dabei auf zwei Säulen: die Vermeidung von 
klimawirksamen Emissionen und die Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels. Aktivitäten zur Anpassung 
wurden auf internationaler, europäischer, nationaler und 
regionaler Ebene in den letzten Jahren deutlich intensi- 
viert. Die internationale Staatengemeinschaft hat auf der 
16. Vertragsstaatenkonferenz der Klimarahmenkonven- 
tion der Vereinten Nationen 2010 u. a. den „Cancün Ad- 
aptation Framework“ beschlossen und damit die Behand- 
lung des Themas international deutlich gestärkt. Die 
Europäische Kommission setzt seit 2009 ihr Weißbuch 
zur Anpassung an den Klimawandel um. Die Bundesre- 
gierung beschloss 2008 die Deutsche Anpassungsstrate- 
gie an den Klimawandel (DAS). In den Bundesländern 
laufen politische Prozesse für Anpassungsstrategien. 
Fachministerkonferenzen des Bundes und der Länder ha- 
ben sich mit dem Thema Anpassung beschäftigt. Auf der 
Ebene privater Akteure gibt es eine Vielzahl unterschied- 
lichster Initiativen. 

A.1. Die Deutsche Anpassungsstrategie 
an den Klimawandel (DAS) 

Die DAS' legt den Grundstein für einen mittelfristigen 
Prozess, in dem gemeinsam mit den Bundesländern und 
anderen gesellschaftlichen Gruppen schrittweise die Be- 
troffenheit durch den globalen Klimawandel identifiziert, 
Risiken bewertet, Handlungserfordemisse benannt sowie 
Maßnahmen zur Anpassung entwickelt und umgesetzt 
werden. Damit wurde ein nationaler Handlungsrahmen ge- 
schaffen und die internationale Verantwortung Deutsch- 
lands in der Anpassung an den Klimawandel unterstri- 
chen. Ziel der DAS ist es, die Vulnerabilität gegenüber den 
Folgen des Klimawandels zu mindern und die Anpas- 
sungsfähigkeit der natürlichen, sozialen und ökonomi- 
schen Systeme zu erhalten bzw. zu erhöhen. 

Eine vergleichende Auswertung der Ergebnisse von vier 
für Deufschland vorliegenden regionalen Klimamodellen 
sowie international verfügbares Klimawissen bilden die 
wissenschaftliche Grundlage der DAS (siehe Kapitel 2, 
DAS). 

Die Bundesregierung geht hierbei von dem Verständnis 
aus, dass mit einem Multimodell- und Ensembleansatz 
eine solide, gemeinsame Wissensgrundlage für Deufsch- 
land besfeht und weiter entwickelt wird. Der genannte 


• veröffentlicht als Drucksache 16/11595 des Deutschen Bundestags 
vom 19. Dezember 2008 

siehe auch http://www.bmu.de/klimaschutz/anpassung_an_den_kli 
mawandel/doc/42783.php 
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Ansatz umfasst international und national anerkannte Kli- 
mamodelle, an die entspreehende Klimafolgenmodelle 
für Projektionen gekoppelt werden können, um so die 
Bandbreiten der mögliehen Wirkungen von Klimaände- 
rungen auf verschiedene Handlungsfelder und Regionen 
als Entscheidungsgrundlage nutzen zu können. Damit las- 
sen sich die Risiken und mögliche Folgen für 15 Hand- 
lungsfelder und Regionen abschätzen und Handlungser- 
fordemisse ableiten. 

Mittlerweile liegt eine Ensembleauswertung von etwa 
20 regionalen Klimaprojektionen für Deutschland für den 
Zeitraum bis zum Ende des 21. Jahrhunderts vor. Die in 
der DAS enthaltenen Aussagen zu den erwarteten Band- 
breiten der Änderung von Lufttemperatur und Nieder- 
schlag werden durch diese neuen Auswertungen im Kern 


bestätigt (siehe dazu Anhang H.I.). Neue Entwicklungen 
in der Klimaforschung werden kontinuierlich dazu beitra- 
gen, vorhandene Erkenntnisse zu erweitern und vorhan- 
dene modellbezogene Unsicherheiten weiter zu reduzie- 
ren. 

Wegen der Vielzahl der von Klimafolgen betroffenen Be- 
reiche geht die DAS von einem integrierten Ansatz aus. 
Dieser zielt darauf ab, Anpassung an den Klimawandel 
nicht ausschließlich handlungsfeldbezogen oder sektoral 
zu begreifen. Vielmehr sollen die handlungsfeld- und sek- 
torübergreifenden Auswirkungen des Klimawandels und 
die möglichen Wechselwirkungen von Anpassungsmaß- 
nahmen berücksichtigt, gemeinsame Vorteile gefördert so- 
wie Nutzungs- und Zielkonflikte zwischen diesen Berei- 
chen frühzeitig erkannt und vermieden werden. Die DAS 


Darstellung 1 

Zusammenfassende Darstellung der prognostizierten Klimaänderungen für Deutschland (DAS, 2008) 


Das Klima ändert sich! 

Abhängig von der im IPCC Emissionsszenario AIB angenommenen globalen Entwicklung der anthropogenen Emis- 
sionen treibhauswirksamer Gase gehen die für die DAS ausgewerteten Klimaprojektionen von einer Erwärmung der 
durchschnittlichen Jahrestemperatur in Deutschland im Zeitraum 2021 bis 2050 um 0,5 bis 2,5° C und im Zeitraum 
2071 bis 2100 um 1,5 bis 4,5°C gegenüber dem Referenzzeitraum 1961 bis 1990 aus. Die Betrachtung der Nieder- 
schlagsentwicklung erfordert eine jahreszeitliche Differenzierung. Bei den Niederschlägen ist eine Zunahme im Win- 
ter wahrscheinlich, die je nach regionalem Klimamodell bis 40 Prozent betragen kann, in einigen Gebieten der Mittel- 
gebirgsregionen der Bundesländer Rheinland-Pfalz, Hessen sowie der nordöstlichen Landesteile Bayerns könnten die 
Niederschläge sogar bis zu 70 Prozent zunehmen. Die Sommemiederschläge könnten bundesweit je nach Modell um 
bis zu 40 Prozent abnehmen, wobei der Südwesten Deutschlands besonders stark betroffen sein könnte. Bei der Ana- 
lyse der Klimafolgen sind neben den zu erwartenden Auswirkungen dieser sich in den Mittelwerten abzeichnenden 
graduellen Verändemngen auch die Folgen voraussichtlich häufiger auftretender und stärkerer Extremereignisse so- 
wie die Folgen einer zunehmenden Klimavariabilität zu berücksichtigen. 


Darstellung 2 


Zentrale Begriffe im Zusammenhang mit der Anpassungsthematik 


Klimarohustheit: Die Fähigkeit von Systemen, Organisationen oder (einzelnen) Akteuren ohne wesentliche Funk- 
tionseinbußen in einem breiten Bereich von Klimabedingungen zu bestehen oder Klimaändemngen hinnehmen zu 
können. 

Vulnerahilität (Verwundharkeit): Das Ausmaß, zu welchem ein System oder ein Akteur anfällig gegenüber nach- 
teiligen Auswirkungen des Klimawandels, einschließlich der Klimavariabilität und der Extrema, oder unfähig ist, 
diese zu bewältigen. Die Vulnerabilität ist abhängig von der Art, dem Ausmaß, der Geschwindigkeit und der Schwan- 
kungsbreite der Klimaändemng, welcher das System ausgesetzt ist, sowie der Empfindlichkeit und der Anpassungs- 
kapazität des Systems oder des Akteurs. 

Empfindlichkeit (Sensitivität): Der Grad, zu welchem ein System oder Akteur entweder nachteilig oder positiv 
durch Klimavariabilität oder Klimaänderungen beeinflusst wird. 

Anpassungskapazität: Die Fähigkeiten, Ressourcen oder institutioneilen Kapazitäten von Systemen, Organisationen 
oder (einzelnen) Akteuren sich an veränderte oder sich künftig verändernde Klimabedingungen und deren mögliche 
Folgen anzupassen, wirksame Anpassungsmaßnahmen zu ergreifen und damit die Vulnerabilität zu reduzieren. 

Integrierter Ansatz: Der in der DAS und im Aktionsplan gewählte Ansatz, die Auswirkungen des Klimawandels, 
von Anpassungsmaßnahmen oder anderen Maßnahmen nicht nur Sektoren- oder handlungsfeldspezifisch sondern 
auch im Hinblick auf die Wechselwirkungen zwischen den Sektoren und Handlungsfeldem zu betrachten. 
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ist damit auch Teil der Nachhaltigkeitspolitik Deutsch- 
lands. 

Als wesentlicher nächster Schritt im Anpassungsprozess 
ist im Kabinettsbeschluss von 2008 die Erarbeitung eines 
Aktionsplans Anpassung zur DAS bis 2011 unter Einbe- 
ziehung der Länder vorgesehen. 

A.2. Der Aktionsplan Anpassung 

Mit dem Aktionsplan Anpassung unterlegt die Bundesre- 
gierung die DAS mit konkreten Aktivitäten und entwi- 
ckelt sie damit weiter. 

Mit dem Aktionsplan Anpassung werden überwiegend 
Aktivitäten auf der Bundesebene bzw. Aktivitäten der 
Bundesregierung, die mit den Bundesländern zusammen 
angestoßen werden, vorgestellt. Damit positioniert sich 
der Aktionsplan in einer weiten Landschaft deutscher An- 
passungsaktivitäten auf allen Ebenen und gibt mit seinen 
strategischen und übergreifenden Aussagen Orientierung 
auch für andere Akteure. Da der Aktionsplan Ergebnis ei- 
nes breiten Dialog- und Beteiligungsprozesses über alle 
Ebenen und Akteursgruppen hinweg ist, greifen Vorha- 
ben ineinander und bauen aufeinander auf 

Aufgrund der sich stetig entwickelnden Erkenntnisse im 
Themenfeld Klimawandel in Kombination mit anderen 
sich ändernden Rahmenbedingungen kann der nationale 
Anpassungsbedarf mit der Vorlage des Aktionsplans 2011 
nicht abschließend beschrieben werden. Im Zusammenhang 
mit der bereits in der DAS vorgesehenen regelmäßigen Eva- 
luierung wird eine Fortschreibung und Aktualisierung des 
Aktionsplans erfolgen. Ein erster Evaluierungsbericht zur 
DAS und diesem Aktionsplan soll Mitte der kommenden 
Legislaturperiode vorgelegt werden (siehe Kapitel G). 

Vorgehen bei der Erarbeitung des 
Aktionsplans Anpassung 

Zur Erarbeitung des Aktionsplans wurde auf Bundese- 
bene eine Interministerielle Arbeitsgruppe ,Anpassungs- 
strategie‘ (IMA ,Anpassungsstrategie‘) unter der Feder- 
führung des Bundesumweltministeriums beauftragt. 
Diese hat die Fachexpertise nachgeordneter Behörden be- 
rücksichtigt. 

Die Entwicklung des Aktionsplans erfolgte in inhaltlicher 
Abstimmung und Konsultation mit den Bundesländern. 
Die Umweltministerkonferenz des Bundes und der Län- 
der (UMK) hat eigens für die Begleitung des DAS-Pro- 
zesses einen Ständigen Ausschuss „Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels“ unter dem gemeinsamen Vor- 
sitz der Bundesländer Sachsen und Nordrhein- Westfalen 
sowie des Bundesumweltministeriums eingerichtet. Die- 
sem Ausschuss wurden regelmäßig die Fortschritte in der 
Erarbeitung des Aktionsplans vorgestellt. Zudem wurden 
die Länder im Frühjahr 2011 über eine formale Konsulta- 
tion zum Entwurf des Aktionsplans einbezogen. 

Die Erstellung des Aktionsplans wurde ferner durch eine 
fach- und akteursübergreifende Diskussion sowie ver- 


schiedene Beteiligungsformate als Teil des fortlaufenden 
Dialog- und Beteiligungsprozess zur DAS begleitet. Er- 
gänzend wurde die Fachöffentlichkeit im Frühjahr 2011 
über eine Online-Umfrage zum Entwurf des Aktionsplans 
konsultiert. 

Finanzierung der Aktivitäten des 
Aktionsplans Anpassung 

Alle Aktivitäten des Aktionsplans werden - vorbehaltlich 
vorhandener Haushaltsmittel - aus den jeweiligen Einzel- 
plänen (Ressorthaushalte) im Rahmen der geltenden Fi- 
nanzplanung finanziert und liegen in der Verantwortung 
der Ressorts. 

A.2.1. Ziele und Grundsätze des 
Aktionsplans Anpassung 

A.2.1. 1. Ziele 

Das Ziel dieses Aktionsplanes ist es, die DAS zu konkre- 
tisieren, vorrangige Aktivitäten der Bundesregierung im 
Bereich der Anpassung an Klimafolgen - auch in Zusam- 
menarbeit mit anderen Akteuren - zu benennen und künf- 
tige Schritte zur Weiterentwicklung und Umsetzung der 
DAS festzulegen. Damit trägt der Aktionsplan auch dem 
Umstand Rechnung, dass sich die aktuelle und potentielle 
Betroffenheit der einzelnen Handlungsfelder und Sekto- 
ren unterschiedlich darstellt und auch der Erkenntniszu- 
wachs sowie die subjektive Wahrnehmung der Bedeutung 
des Themas „Anpassung“ unterschiedlich ausgeprägt sind 
bzw. unterschiedlich schnell zunehmen. 

Die Konzeption des Aktionsplans orientiert sich an den 
bereits in der DAS genannten Zielsetzungen: die Ver- 
wundbarkeit natürlicher, sozialer und wirtschaftlicher 
Systeme gegenüber Klimafolgen zu mindern und gleich- 
zeitig die Anpassungsfähigkeit dieser Systeme sowie die 
Ausnutzung möglicher Chancen zu erhöhen. Ein wesent- 
liches Ziel des Aktionsplans ist in diesem Zusammenhang 
die Handlungsfähigkeit der Akteure auf allen relevanten 
Ebenen sowie deren Fähigkeit zur Eigenvorsorge - oft 
mit den Begriffen Anpassungsfähigkeit oder Anpassungs- 
kapazität bezeichnet - zu stärken. 

A.2.1. 2. Grundsätze 

Die Grundsätze der DAS werden für den Aktionsplan wie 
folgt ergänzt und unterlegt: 

Offenheit und Kooperation 

Anpassung an die Folgen des globalen Klimawandels ist 
eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung und Auf- 
gabe, die eine Vielzahl von Akteuren betrifft - nicht nur 
Regierungen und Verwaltungen. Der Aktionsplan be- 
nennt Schwerpunkte für den Beitrag der Bundesregie- 
rung. Diese sollen der Orientierung und als Grundlage für 
den fortlaufenden Dialog- und Beteiligungsprozess zur 
DAS sowie für die weifere Ausgestaltung und Weiterent- 
wicklung des nationalen Anpassungsprozesses dienen. 
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Wissensbasierung, Vorsorgeorientierung 
und Nachhaltigkeit 

Die DAS geht davon aus, dass die Analyse der möglichen 
Auswirkungen des Klimawandels und deren Wechselwir- 
kungen bei der Weiterentwicklung der Strategie noch ver- 
breitert und vertieft werden muss: Erkenntniszuwachs 
oder neue Handlungserfordemisse werden eingearbeitet 
und so die Strategie - wo notwendig - angepasst. Die 
Verbesserung und Aktualisierung der Wissensbasis bildet 
daher einen wichtigen Schwerpunkt des Aktionsplans. 

Aufbauend auf der DAS orientiert sich der Aktionsplan 
am Vorsorgegrundsatz und ist dem von der Bundesregie- 
rung verfolgten ausgewogenen und integrierten Nachhal- 
tigkeitsgedanken verpflichtet. Das bedeutet, frühzeitig 
spezifische Risiken zu erkennen und unter Abwägung der 
Wechselwirkungen zwischen wirtschaftlicher Leistungs- 
fähigkeit, sozialer Verantwortung und Schutz der Umwelt 
zu bewerten und danach zu handeln, mit dem Ziel, auch 
unter veränderten klimatischen Rahmenbedingungen zu- 
kunftsfähig zu sein. 

Subsidiarität, Eigenvorsorge, Anpassungskapazität 
und Verhältnismäßigkeit 

Risiken und Chancen des Klimawandels werden die ver- 
schiedenen Lebens- und Wirtschaftsbereiche und Regio- 
nen in Deutschland unterschiedlich treffen, nicht zuletzt 
weil sowohl deren räumliche Betroffenheit als auch deren 
Anpassungskapazität sehr unterschiedlich ausgeprägt 
sind. Erforderliche Anpassungsmaßnahmen müssen daher 
regionale Unterschiede berücksichtigen und sollten gemäß 
dem Subsidiaritätsgrundsatz auf der jeweils am besten da- 
für geeigneten Entscheidungsebene beschlossen und um- 
gesetzt werden. Vielfach wird dies die lokale oder regio- 
nale Ebene sein. Im Sinne der Eigenvorsorge liegt die 
Verantwortung für die Anpassung an den Klimawandel 
schließlich im Wesentlichen bei Bürgern und Unterneh- 
men selbst. 

ln ihrer direkten Zuständigkeit wird die Bundesregierung 
Anpassungserfordemisse berücksichtigen. Darüber hinaus 
wird die Bundesregierung unterstützend tätig werden, in- 
dem sie die Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit von 
Akteuren stärkt. Die Stärkung der Eigenverantwortung ist 
daher ein wichtiger Leitgedanke der DAS und des Akti- 
onsplans. Mit der DAS und den darauf aufbauenden Ar- 
beiten schafft die Bundesregierung günstige Rahmenbe- 
dingungen für Anpassungsmaßnahmen anderer Akteure. 

Anpassungsmaßnahmen des Bundes müssen einen Mehr- 
wert liefern, sowohl im Vergleich zu entsprechenden 
Maßnahmen auf anderen staatlichen Entscheidungsebe- 
nen, als auch zu den Maßnahmen nicht-staatlicher Ak- 
teure. Dabei ist auf ein vernünftiges Verhältnis der Mittel- 
einsätze zu den erwarteten klimabedingten Risiken und 
Chancen zu achten. 

Integraler Ansatz nnd Berücksichtignng von 
Klimafolgen in Plannngen nnd Entscheidnngen 

Räumlich, zeitlich und in Bezug auf die Intensität differen- 
ziert, betreffen Klimafolgen alle Lebens-, Umwelt- und 


Wirtschaftsbereiche. Dadurch können sich Nutzungskon- 
flikte (z. B. bei der Flächennutzung) verstärken. Um einer- 
seits Nutzungs- und Zielkonfiikten vorzubeugen und 
andererseits Synergien mit der Verfolgung anderer Politik- 
ziele zu fördern und zu nutzen, sind Sektor- und hand- 
lungsfeldübergreifende, also horizontal sowie vertikal in- 
tegrierende Ansätze anzustreben (siehe Kapitel F). 
Zugleich sollten mögliche Klimafolgen und Anpassungs- 
bedarfe in Planungen und Entscheidungen mitberücksich- 
tigt werden, um bestehende fachliche Nutzungs- und 
Schutzziele auch unter geänderten Rahmenbedingungen 
zu erreichen (so genanntes ,Mainstreaming‘). Hierzu kön- 
nen vorhandene Instrumente beitragen, insbesondere die 
Strategische Umweltprüftmg (SUP) für Pläne und Pro- 
gramme, die Umweltprüfung in der Bauleitplanung und 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) für Projekte. 

Handeln nnter Unsicherheiten 

Entscheidungen über Maßnahmen zur Anpassung an den 
Klimawandel sind Entscheidungen unter Unsicherheit, da 
wir die regionale und zeitliche Verteilung der Klimaände- 
rungen, deren Intensität sowie die damit verbundenen 
Auswirkungen auf ökologische, ökonomische und soziale 
Systeme nicht genau kennen. Um trotz dieser Unsicher- 
heiten zu möglichst belastbaren Entscheidungsgrundla- 
gen im Hinblick auf Entwicklung und Ausprägung des 
Klimawandels und seiner Folgen zu kommen, unterstützt 
der Aktionsplan drei zum Teil aufeinander aufbauende 
Herangehensweisen. 

1) Erweiterung des Grundlagenwissens: Unsicherheiten 
über die Ausprägung des künftigen Klimawandels werden 
stark durch eine unzureichende Kenntnis von grundlegen- 
den Prozessen im Klimasystem beeinflusst. Bei einigen 
hochkomplexen Prozessen ist das Grundlagenverständnis 
noch nicht ausreichend, um sie in Klimamodellen verläss- 
lich re-präsentieren zu können. Beobachtungsdaten sind 
oft nicht detailliert genug. Zugleich muss die Abbildung 
der wesentlichen Prozesskomponenten natürlicher Ab- 
läufe in Computermodellen weiter verfeinert werden. Zur 
Verbesserung dieser Wissensbasis werden ständig neue 
Beobachtungsmethoden und -Systeme aufgebaut und For- 
schung zum besseren Verständnis der zugrunde liegenden 
Prozesse durchgeführt. Umfangreiche Arbeiten hierzu for- 
dern BMBF und die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) bei den Großforschungseinrichtungen zum Bei- 
spiel dem Max-Planck-lnstitut für Meteorologie (MPl-M) 
und dem Helmholtz- Verbund Regionale Klimaänderun- 
gen (REKLIM), ein Zusammenschluss von acht Helm- 
holtz-Forschungszentren. Die vielversprechende BMBF- 
Fördermaßnahme zu „Wolken und Niederschlag im Kli- 
makontext“ zielt auf die Reduzierung von systemischen 
Unsicherheiten ab. Hier sollen neue Erkenntnisse zu Wol- 
ken- und Niederschlagsprozessen durch verbesserte Beo- 
bachtungen und hoch aufgelöste Simulationen gewonnen 
werden. 

2) Wissensbasierte Methoden entwicklung: Die Wissens- 
grundlage für regionalisierte Aussagen zu Klimaänderun- 
gen und deren Folgen wird durch Multimodellrechnungen 
(Ensembleanalysen) stetig weiter ausgebaut. Dabei wer- 
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den mehrere globale und regionale Klimamodelle in ver- 
schiedenen Rechenläufen miteinander kombiniert. Die 
Auswertung solcher Ensembles erlaubt Aussagen zu den 
Bandbreiten der zu erwartenden Änderungen von Klima- 
parametem. Durch die Verknüpfung der Ergebnisse sol- 
cher Ensembles mit verschiedenen Wirkungsmodellen 
(z. B. verschiedenen Wasserhaushaltsmodellen) lassen 
sich dann auch die Spannbreiten der möglichen Folgen 
der Klimaänderungen besser abschätzen. Diese internati- 
onal etablierte Herangehensweise wird seit 2009 über das 
Forschungsprogramm KLIWAS in den DAS-Prozess ein- 
gebracht und ab 2011 im Forschungsprogramm MiKlip 
angewandt. 

3) Pragmatischer Ansatz: Ein am Vorsorgegrundsatz ori- 
entierter pragmatischer Ansatz wird verfolgt, der häufig 
an bereits erkannten klima- bzw. extremwetterrelevanten 
Lücken bzw. Schwachstellen in Systemen ansetzt und auf 
der Annahme bestimmter Szenarien beruht (siehe Kapitel 
F). Die hieraus abgeleiteten Maßnahmen sind in vielen 
Fällen so genannte „Maßnahmen ohne Reue“ („no regret- 
Maßnahmen“), d. h. die Maßnahmen haben auch dann ei- 
nen Nutzen, wenn Klimaänderungen nicht eintreten. 

Diese Herangehensweisen erfordern eine Begründung der 
ausgewählten Anpassungsmaßnahmen unter Nennung der 
genutzten wissenschaftlichen Grundlagen und Annah- 
men, sowie die Beachtung knapper volkswirtschaftlicher 
Ressourcen. 

Internationale Verantwortnng 

Für die Bundesregierung gewinnt das Thema , Anpassung 
an die Auswirkungen des Klimawandels‘ auch in der in- 
ternationalen und bilateralen Zusammenarbeit zuneh- 
mend an Bedeutung. Dieser Verantwortung stellt sich die 
Bundesregierung durch verschiedene Ansätze und Aktivi- 
täten (siehe Kapitel B.4.). 

A.2.2. Querverbindungen zu anderen 
Strategieprozessen 

Mit der Konkretisierung der DAS durch den Aktionsplan 
treten Querverbindungen zu anderen langfristig angeleg- 
ten nationalen Strategieprozessen (wie die Nationale 
Nachhaltigkeitsstrategie und die Nationale Biodiversitäts- 
strategie) deutlicher hervor. Aktivitäten des Bundes, die 
in anderen Strategieprozessen für einzelne Handlungsfel- 
der verortet sind, greifen zunehmend Aspekte des Klima- 
wandels auf und tragen so zur Anpassung bei. 

Beispielsweise enthält die 2007 von der Bundesregierung 
beschlossene Nationale Strategie zur biologischen Viel- 
falt - abgestuft bis 2020 - Zielvorgaben und benennt 
Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele. Zum Thema 
Anpassung an den Klimawandel werden konkrete Ziele 
aufgestellt und im Aktionsfeld „Biodiversität und Klima- 
wandel“ mit Maßnahmen unterlegt. Im Umsetzungspro- 
zess der Strategie hat der Dialog mit gesellschaftlichen 
Akteuren einen besonderen Stellenwert. Mit dem Ende 
2010 veröffentlichten ersten Indikatoren-Bericht und dem 
für 2012 vorgesehenen umfassenden Bericht an den Bun- 
destag wird über die Umsetzung der Nationalen Strategie 


zur biologischen Vielfalt öffentlich Rechenschaft abge- 
legt. 

Die Hightech- Strategie 2020 für Deutschland verfolgt im 
Bedarfsfeld Klima und Energie das Ziel, Handlungsoptio- 
nen für Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft 
zu verbessern, indem die Wissensbasis erweitert sowie 
Klimaschutztechnologien und Anpassungslösungen ge- 
zielt angewendet werden. Dazu wird die Bundesregierung 
die Zusammenarbeit mit Industrie und Finanzwirtschaft 
intensivieren. Sie entwickelt Instrumente und Strukturen, 
um Entscheidungen zur Anpassung an den Klimawandel 
noch besser zu unterstützen. Im Rahmen der Hightech- 
Strategie 2020 werden innovative Anpassungslösungen 
und Konzepte entwickelt, erprobt und demonstriert. 

Als weiteres Beispiel ist die Nationale Waldstrategie zu 
nennen, die als eines von neun Teilzielen Klimaschutz 
und Klimaanpassung nennt: „Eine Anpassung des Waldes 
an Klimaänderungen ist erforderlich, um auch weiterhin 
alle Funktionen des Waldes für Gesellschaft, Eigentümer, 
Natur und Umwelt gewährleisten zu können.“ Dadurch 
wird auch der Beitrag von Wald und Holz zum Klima- 
schutz und zu den Energie- und Klimazielen der Bundes- 
regierung unterstützt. 

Über diese Strategien hinaus wird Anpassung beispiels- 
weise auch in der Konzeption „Politik für ländliche 
Räume“, in der Strategie „Agrobiodiversität“, der „Natio- 
nalen Strategie für die nachhaltige Nutzung und den 
Schutz der Meere“ sowie in der Nationalen Strategie für 
ein integriertes Küstenzonenmanagement (IKZM) thema- 
tisiert. Im Sinne des ,Mamstreaming-Gedankens‘, d. h. 
dem Mitdenken aktueller oder zukünftiger klimawandel- 
relevanter Veränderungen sollten Klimawandel- und An- 
passungsaspekte auch - wo sinnvoll - in zukünftige Stra- 
tegien der Bundesregierung integriert werden. 

A.3. Das Priorisierungsvorgehen 
im Aktionsplan Anpassung 

Der in der DAS genannten Anforderung mit dem Akti- 
onsplan 2011 auch Grundsätze und Kriterien für die Iden- 
tifizierung und Priorisierung von spezifischen Hand- 
lungserfordemissen vorzulegen und diese für die 
Auswahl von Aktivitäten der Bundesressorts anzuwen- 
den, kann derzeit noch nicht in vollem Umfang entspro- 
chen werden. 

Ein solches Vorgehen setzt zunächst eine Priorisierung von 
Klimarisiken und -folgen voraus. Diese erfordert eine Sek- 
tor- und handlungsfeldübergreifende, einheitliche Bewer- 
tung der Risiken auf der Basis einer integrierten Vulnera- 
bilitätsanalyse, die eine Abschätzung der sektoral und 
regional unterschiedlichen Anpassungskapazitäten ein- 
schließt. Eine solche Analyse liegt derzeit für Deutschland 
noch nicht vor. 

Damit ist auch die auf einer solchen Vulnerabilitätsana- 
lyse aufbauende Kosten-Nutzen-Betrachtung von Maß- 
nahmen, die prioritäre Risiken adressieren, derzeit nicht 
über alle Handlungsfelder hinweg realisierbar. Dieser 
Umstand hat dazu geführt, dass die Bundesregierung ei- 
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nen Schwerpunkt des Aktionsplans darauf setzt, diese 
wesentliche Kenntnislücke zu schließen. 

Perspektivisch sind die Erweiterung der Wissensbasis 
über die Betroffenheit der Handlungsfelder, eine an- 
schließende Priorisierung von Klimafolgen und darauf 
aufbauend eine Schwerpunktsetzung der Handlungserfor- 
demisse wesentliche Aufgaben des weiteren DAS-Pro- 
zesses. 

Aufbauend auf den unter A.2.1. genannten Zielen und 
Grundsätzen liegt der vorrangige Schwerpunkt des Akti- 
onsplans Anpassung auf Aktivitäten, die die verschiede- 
nen staatlichen und nicht-staatlichen Akteure in die Lage 
versetzen, die eigene Betroffenheit einzuschätzen und ei- 
genverantwortliche Entscheidungen über Anpassungser- 
fordemisse und -aktivitäten zu treffen. Ergänzend sollen 
nicht-staatliche Akteure in ihrer Handlungsfähigkeit und 
Eigenvorsorge bei der Anpassung an Klimafolgen unter- 
stützt werden. Demzufolge sollen prioritär Aktivitäten 
und Maßnahmen umgesetzt werden, die dabei helfen: 

- die Wissensbasis allgemein und die Erkenntnisse für 
die verschiedenen Handlungsfelder (stetig) zu verbes- 
sern, um die Folgen des Klimawandels und die hier- 
durch verursachten Risiken zu erfassen und zu bewer- 
ten - einschließlich einer nach einheitlichen Maßstäben 
erfolgenden Abschätzung der mit dem Klimawandel 
verbundenen regionalen, sektoralen und gesamtgesell- 
schaftlichen Risiken und Chancen, 

- Informationen bereit zu stellen und einen breiten Dia- 
log- und Beteiligungsprozess zur DAS fortzuführen, 

- einen angemessenen Rahmen zu sefzen, um Klimafol- 
gen in Enfscheidungsabwägungen oder Maßnahme- 
numsefzungen einzubeziehen, 

- der internationalen Verantwortung gerecht zu werden. 

Aus dieser Prioritätensetzung und dem Umstand, dass für 
die Umsetzung des Aktionsplans grundsätzlich das Res- 
sortprinzip gilt, wurden zentrale, d. h. ressortübergrei- 
fende Vorhaben abgestimmt. In diesen wird z. B. die Ex- 
pertise der Ressorts, der Bundesoberbehörden und oft 
auch der Bundesländer eng verknüpft. Es werden daraus 
Ergebnisse erwartet, die unter strategischen oder metho- 
dischen Aspekten direkt zur DAS und deren Weiterent- 
wicklung beitragen und für verschiedene Handlungsfel- 
der einen Mehrwert bringen. Diese zentralen Vorhaben 
werden ferner durch sektorale Aktivitäten ergänzt, über 
die im Rahmen der Ressortzuständigkeiten entschieden 
wurde. Grundsätzlich wurden bei der Schwerpunktset- 
zung folgende Kriterien berücksichtigt: 

- Strategische Bedeutung aus Bundessicht 

- Stärkung der Eigenvorsorge anderer Anpassungsak- 
teure 

- Flexibilität und Modifizierbarkeit 

- Wirksamkeit und Kosteneffizienz. 

Eine weitere Prioritätensetzung ist insofern erfolgt, als 
die im Aktionsplan dargestellten Aktivitäten überwiegend 
so genannte „Maßnahmen ohne Reue“ („no regret-Maß- 


nahmen“) sind, die unter der derzeit bekannten Band- 
breite an erwarteten Klimaänderungen und daraus resul- 
tierenden möglichen Klimafolgen und -risiken sinnvoll 
und erfolgversprechend sind. Die genannten Aktivitäten 
sind größtenteils flexibel, modifizierbar oder reversibel. 

Ein ergänzender Klassifizierungsaspekt ist, dass verschie- 
dene Vorhaben unmittelbar aufgrund von erkannten Anpas- 
sungsnotwendigkeiten in den Handlungsfeldem initiiert 
werden (Aktivitäten mit primärem Anpassungsbezug). 
Andere Vorhaben sind ursprünglich aus anderen fachli- 
chen Gründen oder anderen nationalen Strategien moti- 
viert, haben aber im Sinne einer Ergänzung klimawandel- 
und anpassungsbedingte Aspekte aufgegriffen oder An- 
passungserfordemisse berücksichtigt und werden daher 
im Aktionsplan ebenfalls vorgestellt. 

Kriterien wie Wirksamkeit und Kosteneffizienz wurden 
auf der Basis fachlicher Expertise abgeschätzt. Im weite- 
ren Prozess der DAS sollen bestehende Wissenslücken 
hierzu geschlossen und die Anwendung einer kriterienba- 
sierten Priorisierung ermöglicht werden. Es ist vorgese- 
hen ein Konzept zu entwickeln, welches die Auswahl von 
Anpassungsaktivitäten transparent und nachvollziehbar 
gestaltet. Ein Schwerpunkt soll dabei auf die Methoden- 
entwicklung zu Kosten-Nutzenbetrachtungen im Anpas- 
sungsbereich und der Kosteneffizienz von Maßnahmen 
gelegt werden. 

A.4. Prozess- und Erfolgskontrolle von 
Aktivitäten und des (politischen) 
Anpassungsprozesses 

Die DAS enthält den Auftrag, im Aktionsplan das Vorge- 
hen für die Entwicklung eines Indikatorensystems vorzu- 
stellen, das die Wirkungen von Klimaänderungen auf die 
Handlungsfelder beschreibt und über die entsprechend 
dargestellten Trends auch zur Evaluierung von erfolgter 
Anpassung genutzt werden kann. Diese Evaluierung ist 
als Teil des schrittweisen Anpassungsprozesses wesent- 
lich für die Beobachtung der Klimafolgen und des DAS- 
Prozesses und liefert eine Bewertungsgrundlage für die 
Wirksamkeit des Vorgehens. 

Indikatorengestützter Evalniernngsbericht 
der Bnndesregiernng 

Zur Evaluierung der DAS und des Aktionsplans wird die 
Bundesregierung in der nächsten Legislaturperiode einen 
ersten Bericht vorlegen, weitere Berichte sollen in regel- 
mäßigen Abständen folgen. Ein indikatorenbasierter Eva- 
luierungsbericht zur Anpassung an den Klimawandel soll 
die ebenfalls indikatorenbasierte Berichterstattung u. a. 
zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie und zur Nationa- 
len Biodiversitätsstrategie ergänzen. 

Der Evaluierungsbericht wird verschiedene Teile enthal- 
ten: 

- einen beschreibenden Evaluierungs- und Fortschritts- 
teil, 

- einen indikatorengestützten Berichtsteil: Dazu wird 
die IMA , Anpassungsstrategie' Vorschläge zu ergeh- 
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nis- wie prozessorientierten Indikatoren für alle Hand- 
lungsfelder der Anpassungsstrategie prüfen, 

- eine nach einheitlichen Maßstäben erfolgte Abschät- 
zung der mit dem Klimawandel verbundenen regiona- 
len, sektoralen und gesamtgesellschaftlichen Risiken 
und Chancen sowie die Darstellung einer Methodik, 
die eine regelmäßige Aktualisierung dieser Vulnerabi- 
litätsabschätzung Deutschlands ermöglicht. 

Nachhaltigkeitsprüfung des Aktionsplans 

Darüber hinaus arbeitet das Umweltbundesamt an der 
Entwicklung einer Methode, mit der das strategische 
Plandokument „Aktionsplan“ samt seiner Aktivitäten in 
Hinblick auf voraussichtliche Umweltfolgen geprüft und 
bewertet werden kann. Die aufbauend auf Erfahrungen 
mit Umweltverträglichkeitsprüfungen (UVP) und Strate- 
gischen Umweltprüfüngen (SUP) zu entwickelnde Prüf- 
methode für Umweltfolgen soll mit Blick auf politische 
Schutzziele um wirtschaftliche und soziale Folgen er- 
gänzt werden. Dies dient auch der generellen (methodi- 
schen) Weiterentwicklung von Nachhaltigkeitsprüfinstru- 
menten für politische Strategien. 

B. Vorgehen und Aktivitäten des Bundes 

Der Aktionsplan Anpassung unterlegt die in der DAS ge- 
nannten Ziele und Grundsätze mit spezifischen Aktivitä- 
ten der Bundesregierung. Die Aktivitäten erfolgen dort, 
wo aus Sicht der Bundesregierung ergänzende Angebote 
erforderlich sind und sie bauen oft auf bereits laufenden 
Ansätzen und vorhandenen Daten u. a. der Länderebene 
auf 

Die DAS, wie auch der Aktionsplan, verfolgen einen inte- 
grierten Ansatz, der die Wechselwirkungen sektoraler und 
regionaler Aktivitäten berücksichtigt und anstrebt, die 
Berücksichtigung von möglichen Klimawandelfolgen in 
allen relevanten Fachpolitiken zu verankern. Im Aktions- 
plan sind aus diesem Grund verschiedene Aktivitäten des 
Bundes vorgesehen, die übergreifend oder für mehrere 
Handlungsbereiche zugleich von Nutzen sind. 

Der Aktionsplan greift daher bewusst nicht die Struktur 
der DAS auf, in der mögliche Auswirkungen des Klima- 
wandels und Handlungsoptionen für 15 Handlungsfelder 
skizziert sind. Der Aktionsplan gruppiert - auf Grundlage 
der Schwerpunktsetzung in A.2. und A.3. - die vorgese- 
henen Aktivitäten in drei nationale, handlungsfeldüber- 
greifende, strategische Säulen, die jeweils unterschiedli- 
che Verantwortlichkeiten ansprechen. Ergänzt wird dies 
durch eine Säule für internationale Vorhaben und Aktivi- 
täten der Bundesregierung. 

Säule 1 : Wissen bereitstellen, Informieren, 

Befähigen und Beteiligen 

stellt die Initiativen der Bundesregierung zum Ausbau der 
Wissensgrundlagen, zur Informationsbereitstellung und 
-Vermittlung, der Informationsinfrastruktur, zur Unter- 
stützung von Dialog, Beteiligung und Netzwerkbildung 
von Akteuren dar. 


Säule 2: Rahmensetzung durch den Bund 

beschreibt Vorhaben, mit denen die Bundesregierung 
rechtliche Rahmenbedingungen für die Anpassung weiter 
entwickeln, Anstöße zur Berücksichtigung von Anpas- 
sung in der Normung und der technischen Rahmenset- 
zung sowie Anreize im Rahmen ihrer Förderpolitik setzen 
und damit verschiedenen Akteuren Grundlagen zur Be- 
rücksichtigung von Anpassung anbieten wird. 

Säule 3: Maßnahmen in direkter 
Bundesverantwortung 

erläutert das Vorgehen des Bundes als Eigentümer von 
Flächen, Immobilien, Infrastrukturen oder als Bauherr. 

Säule 4: Internationale Verantwortung 

stellt den Beitrag dar, den Deutschland bei der Gestaltung 
und Umsetzung des im Kontext der Klimarahmenkonven- 
tion der Vereinten Nationen in Cancün beschlossenen 
„Adaptation Framework“, durch die Internationale Kli- 
maschutzinitiative, in der Entwicklungszusammenarbeit 
und in der Forschungszusammenarbeit leistet sowie an- 
dere internationale Aktivitäten der Bundesregierung im 
Bereich der Anpassung an den Klimawandel. Ein zweiter 
Teil stellt Bezüge zu den Aktivitäten auf EU-Ebene her. 

In den einzelnen Säulen werden - in thematischen 
Schwerpunkten zusammengefasst - zentrale ressortüber- 
greifende bzw. ressortgemeinsame Aktivitäten, die für die 
Weiterentwicklung der DAS und damit für den Aktions- 
plan eine strategische Rolle spielen, vorgestellt. Ergän- 
zende themen- oder handlungsfeldspezifische Vorhaben 
(insbesondere in der Anpassungsforschung) werden kurz 
skizziert. Alle Vorhaben des Aktionsplans werden im An- 
hang H.3. entsprechend der Säulen und Themenschwer- 
punkte tabellarisch gelistet. Zudem werden alle Vorhaben 
des Aktionsplans im Laufe des 2. Halbjahrs 2011 in die 
Projektdatendank des UBA (www.anpassung.net) über- 
nommen und dort in Bezug auf (Zwischen-)Ergebnisse 
regelmäßig aktualisiert. 

B.1. Säule 1: Wissen bereitstellen, 
Informieren, Befähigen 

Die Verfügbarkeit und der Zugang zu möglichst belastba- 
ren Abschätzungen der künftigen Klimaänderungen und 
der damit verbundenen Folgen ist eine wesentliche Vor- 
aussetzung für angemessene politische, administrative, 
betriebliche und private Entscheidungen und entspre- 
chendes Handeln. Deshalb sind die Verbreiterung der 
Wissensbasis sowie die Identifizierung und Schließung 
von Wissenslücken von strategischer Bedeutung und eine 
wichtige Voraussetzung für die Umsetzung und Weiter- 
entwicklung der DAS. 

Demzufolge wird die Bundesregierung mit dem Aktions- 
plan ihren Teil dazu beitragen, dass Betroffene möglichst 
frühzeitig informiert und günstige Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, die eine kosteneffiziente Transforma- 
tion zu einer klimarobusten, zukunftsfähigen Gesellschaft 
ermöglichen. 
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Berücksichtigung von Klimafolgen in 
Planungen und Entscheidungen 

Ein zentrales und grundlegendes Anliegen des Aktions- 
plans ist, dass mögliche Folgen des Klimawandels in Pla- 
nungs- und Entscheidungsprozessen aller relevanten 
staatlichen und nicht-staatlichen Akteure berücksichtigt 
und als Aspekt „mitgedacht“ werden^. Die selbstver- 
ständliche Abwägung, ob und inwieweit Auswirkungen 
des Klimawandels eine Rolle in politischen, fachlichen, 
betrieblichen und privaten Entscheidungen und Planun- 
gen spielen, ist Voraussetzung dafür, Klimarisiken vorzu- 
beugen oder verantwortungsvoll zu berücksichtigen, 
mögliche Folgeschäden zu mindern bzw. Chancen früh- 
zeitig zu erkennen und zu nutzen. Der Aktionsplan soll 
hierbei gemäß des Subsidiaritätsgrundsatzes und des Vor- 
rangs der Eigenvorsorge vor allem auf eine „Befähigung“ 
der Akteure abzielen. 

Einerseits ist im Rahmen der Eigenverantwortung jeder 
Einzelne gefragt in seinem Umfeld oder für seinen Verant- 
wortungsbereich aktiv Vorsorge vor den Folgen des Kli- 


2 international unter dem Begriff ,mainstreaming adaptation' bekannt 


mawandels zu betreiben, zum Beispiel bei Bau oder Reno- 
vierung eines Hauses oder in der Gesundheitsvorsorge. 

Andererseits kommt auch dem Staat eine aktive Rolle zu, 
wenn es um die Wahrnehmung der Eigenvorsorge durch 
den Einzelnen geht. Diese hegt z. B. in der Möglichkeit, 
Erfordernisse der Klimaanpassung aufzuarbeiten, die Be- 
hörden und Öffentlichkeit entsprechend zu informieren 
und zu beteiligen sowie Klimawirkungen im Rahmen der 
planerischen Abwägung bzw. Ermessensentscheidung in 
Umweltprüfungen und Zulassungsverfahren - wo erfor- 
derlich und zumutbar - zu berücksichtigen. Die bereits 
mehrfach genannte zielgmppengerechte Informationsbe- 
reitstellung ist eine weitere Option zur Befähigung. Fer- 
ner ist bei diesem Anliegen dem langen Zeithorizont 
künftiger Klimaänderungen und den damit verbundenen 
Auswirkungen angemessen Rechnung zu fragen. 

Die Bundesregierung wird daher darauf hinwirken, dass 
die für die Berücksichtigung von „Anpassung als integra- 
ler Bestandteil von Planungs- und Entscheidungsprozes- 
sen in allen relevanten Handlungsfeldem“ erforderlichen 
Informationen und Unterstützungsangebote zur Verfü- 
gung stehen. 


Darstellung 3 

Überblick über die deutsche Klinia(folgen)forscbungslandscbaft (Quelle DWD, 2011) 

(siebe www.dwd.de/klimawaudel > Klimaforscbuug in Deutscbland) 
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Die Bundesregierung wird demzufolge institutioneile 
Strukturen weiterführen oder ausbauen, die durch dauer- 
hafte Bereitstellung von Expertise und Beratung sowie 
adressatengerechte Wissensaufbereitung einen wesentli- 
chen Beitrag zur Förderung von Anpassung auf allen 


Ebenen und in alle Bereiche hinein leisten. Darstellung 3 
gibt einen Überblick über die breite deutsche Klima(fol- 
gen)forschungslandschaft. Zu den genannten Institutio- 
nen siehe Abkürzungsverzeichnis unter H.4. 


Darstellung 4 

Institutionen oder dauerhaft eingerichtete Netzwerke der Bundesebene, die im Anpassungshereich 
insbesondere in der Bündelung und Vermittlung von Informationen unterstützen 


Deutscher Wetterdienst (DWD, Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des BMVBS): stellt für alle Handlungsfel- 
der die erforderlichen Klimadaten als Grundlage für Klimafolgenabschätzung bereit. Im Rahmen seiner Politik- und 
Klimaberatung betreibt der DWD verschiedenste Beobachtungsnetze und bereitet Mess-, Klima- und Klimaprojek- 
tionsdaten nutzergerecht für vielfältige Klimaservices auf Von vielen Bundes- und Landesbehörden werden diese 
Services zur Unterstützung der Katastrophenvorsorge und des Bevölkerungsschutzes herangezogen und für die Ent- 
wicklung von Anpassungsmaßnahmen an die Folgen des Klimawandels genutzt. Der DWD erstellt auch eigene Bei- 
träge zur Klima- und Klimafolgenforschung. Er ist eng in das globale Netz aller staatlichen Wetterdienste innerhalb 
der UN-Weltorganisation für Meteorologie (WMO) eingebunden (siehe Kapitel B.4.I.2.); (www.dwd.de/). 

Aufbauend auf einer engen Zusammenarbeit mit dem DWD verfügen die Bundesanstalten für Gewässerkunde (BfG), 
für Seeschifffahrt und Hydrografie (BSH) und für Wasserbau (BAW) über grundlegende Informationen über die Ge- 
wässer in Deutschland und arbeiten als Verbund im Geschäftsbereich des BMVBS an den möglichen Auswirkungen 
durch den Klimawandel im Binnen- und Küstenbereich. 

KomPass: Das „Kompetenzzentrum Klimafolgen und Anpassung“ im Umweltbundesamt erarbeitet konzeptionelle 
Vorschläge für die Weiterentwicklung und Umsetzung der DAS und berät den Bund zur Klima- und Anpassungspoli- 
tik. Hierfür bewertef es fachübergreifend Wissen zur Verwundbarkeit gegenüber klimatischen und nichtklimatischen 
Faktoren sowie zu Risiken und Chancen durch Klimafolgen. KomPass koordiniert, entwickelt und bewertet Maßnah- 
men und Instrumente zur Umsetzung einer geeigneten Anpassung und stellt Anpassungsakteuren umfangreiche An- 
passungsinformationen zum Aufbau von Anpassungskapazität bereit. KomPass bietet Akteuren (wie z. B. dem Netz- 
werk der Landesumweltämter) Vemetzungs- und Austauschplattformen und führt Dialogforen durch, die eine 
wirksame Beteiligung an der Politikentwicklung fördern. Mit seiner umweltpolitischen Beratung unterstützt Kom- 
Pass auch die nationale Umsetzung von EU-Politiken zur Anpassung an den Klimawandel; (www.anpassung.net/). 

Climate Service Center (CSC)(BMBF, 2009 bis 2014): Mit dem CSC baut die Bundesregierung eine nationale 
Dienstleistungseinrichtung auf, die zur Vermittlung von Wissen über Klima und Klimawandel in Form von bedarfs- 
gerechten Produkten an Entscheider aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, agieren und somit bestehende Dienst- 
leistungen des Bundes ergänzen soll. Das CSC soll über eine Kemkompetenz bei der Zusammenführung, Bewertung 
und strukturierten Aufbereitung von aktuellen Ergebnissen aus der Klimasystemforschung einschließlich der Daten 
aus dem gesamten Spektrum entsprechender Modell-, Szenarien- und Vörhersagenrechnungen und deren qualifizierte 
Vermittlung an Abnehmer bzw. Nutzer dieser Informationen verfügen (www.climate-service-center.de). 

Das Potsdam Institute for Advanced Sustainability Studies e. V. (BMBF, Land Brandenburg, 2010 bis 2016) verfolgt 
das Ziel ein ganzheitliches Nachhaltigkeitsverständnis wissenschaftlich umzusetzen, hierbei stehen inter- und trans- 
disziplinäre Ansätze im Mittelpunkt. Daher werden neben natur- und ingenieurwissenschaftlichen Erkenntnissen, ge- 
zielt auch geistes- und sozialwissenschaftliche Wissensbestände bei der Entwicklung von Anpassungs- und Mitiga- 
tionsstrategien berücksichtigt. Die Forschungsarbeiten zielen dabei auf ein verbessertes Prozessverständnis im 
Klima- und Erdsystem und der Gesellschaft ab; (www.iass-potsdam.de). 

Strategische Behördenallianz (bislang bestehend aus BBK, DWD, UBA, THW). Ziel der Behördenallianz ist die Zu- 
sammenführung der Fachkompetenz der beteiligten Behörden zum Thema Anpassung an den Klimawandel, um ge- 
eignete Maßnahmenvorschläge zu entwickeln. Die Allianz initiierte eine Studie zur Veränderung der Extremwerte 
Temperatur, Niederschlag und Windgeschwindigkeit, die derzeit in Bearbeitung ist^, siehe dazu Anlage H.3. 
B. 1.1.3.22. Die Ergebnisse werden die in Anlage H.l. vorgestellten Erkenntnisse zur klimawandelbedingten Ent- 
wicklung von Extremwetter ergänzen. Die Einbindung der Fachkompetenz aus weiteren Bundes(ober)behörden und 
weitere Felder der Zusammenarbeit werden geprüft (siehe B. 1.1. 2. 4). 


^ Erste Ergebnisse der laufenden Forschungsarbeit wurden auf einer gemeinsamen Pressekonferenz am 15. Februar 2011 vorgestellt und sind mit 
den Stellungnahmen der beteiligten Behörden abrufbar unter: http://www.dwd.de/ Presse ^ Pressekonferenzen ^15. Februar 2011 
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Säule 1 stellt aus den beschriebenen Gründen die am 
stärksten ausdifferenzierte Säule des Aktionsplans dar. 
Die Palette der Aktivitäten des Bundes ist hier breit gefä- 
chert, die Aktivitäten wurden folgenden Schwerpunkten 
zugeordnet: 

- Wissensbasis erweitern 

- Informationen bereitstellen und vermitteln 

- Konzepte entwickeln, Modellvorhaben umsetzen und 
Handlungsempfehlungen ableiten. 

Wissensbasis erweitern 

Im Hinblick auf die Anpassung sozialer, ökologischer 
und ökonomischer Systeme an den Klimawandel ist eine 
Vielzahl an Wissenslücken auch in Bezug auf systemi- 
sche Zusammenhänge vorhanden. Auch mit dem Wis- 
sensfortschritt werden Unsicherheiten in der Abschätzung 
regionaler Klimafolgen fortbestehen. Daher gilt es bei 
Planungs- und Investitionsentscheidungen insbesondere 
für langlebige Infrastrukturen Wege zu finden, mit der 
Bandbreite der Projektionsergebnisse und den verbleiben- 
den Unsicherheiten verantwortungsvoll umzugehen. Dies 
erfolgt zum Beispiel im Hochwasserschutz über die Be- 
vorzugung flexibler und nachsteuerbarer Maßnahmen im 
technischen Bereich und in der Hochwasservorsorge. 

Der Schwerpunkt „Wissensbasis erweitern“ gliedert sich 
unter folgende thematische Überschriften, die inhaltlich 
zum Teil aufeinander aufbauen: 

- Verbesserung der Abschätzung künftiger Klimaent- 
wicklungen 

- Verbesserung der Klimafolgenabschätzung und der 
Vulnerabilitätsermittlung 

- Angewandte Anpassungsforschung 

- Indikatorenentwicklung zur DAS. 

B. 1.1.1. Verbesserung der Abschätzung 
künftiger Klimaentwicklungen 

Eine wesentliche Grundlage für alle weiteren Abwä- 
gungsschritte sowie die Anpassungsforschung sind Aus- 
sagen zu Bandbreiten möglicher künftiger Klimaänderun- 
gen in räumlicher wie zeitlicher Dimension sowie 
Aussagen zu damit verbundenen Wahrscheinlichkeiten. 
Ergänzend zu den in der DAS genannten Grundlagen so- 
wie dem in Anlage H. 1 . dargestellten aktuellen Stand des 
Wissens werden zwei Vorhaben umgesetzt, um Aussagen 
zu künftigen Klimaentwicklungen zu erhalten: 

BMVBS (DWD) und BMBF engagieren sich in der Wei- 
terentwicklung regionaler Klimamodelle und Wahrschein- 
lichkeitsaussagen zu möglichen Klimaentwicklungen. Die 
regionalen Klimamodelle COSMO-CLM (CLM-Gemein- 
schaft) und REMO werden dabei weiterentwickelt mit 
dem Ziel, deren Nutzung als Eingangsdatensätze für hoch 
aufgelöste Wirkmodellsimulationen für die Klimafolgen- 
abschätzung weiter zu verbessern. 


Mit der Entwicklung eines Klimaprognose-Modellsys- 
tems schafft BMBF die methodische Grundlage zur Mit- 
telfristigen Klimaprognose (MiKlip) (2011 bis 2015). Ziel 
dieser Entwicklung ist es, zuverlässige Prognosen auf 
Zeitskalen von bis zu 10 Jahren für das Klima einschließ- 
lich dessen Extrema unter dem Einfluss von natürlichen 
Klimaschwankungen und anthropogener Klimaverände- 
rung für Mitteleuropa (und Afrika) zu erstellen. Diese 
Zeitskalen spielen eine wichtige Rolle bei Planungspro- 
zessen, speziell in der Wirtschaft. BMBF setzt derzeit 
diese Fördermaßnahme zur mittelfristigen Klimaprognose 
um. Diese Aktivität ist eingebunden in die Kooperation 
mit europäischen Staaten im Rahmen der Joint Program- 
ming Initiative „Connecting Climate Knowledge for Eu- 
rope (JPl Climate)“ (siehe B.4.2.2.) 

Darüber hinaus arbeiten Forschung (insb. die Max Planck 
Gesellschaft) und DWD gemeinsam an der Entwicklung 
einer neuen Modellplattform für ein neues deutsches glo- 
bales Klimamodell (Nach folge ECHAM). Parallel dazu 
wird das BMBF im Rahmen seiner Projektförderung auch 
das Themenfeld „Zentrale Unsicherheiten in der Klima- 
modellierung“ behandeln. 

B.1.1. 2. Verbesserung der Klimafolgen- 
abschätzung und der 
Vulnerabilitätsermittlung 

Aufbauend auf Aussagen zu Klimaänderungen (siehe 
dazu u. a. Kapitel 2 der DAS und entsprechende Länder- 
veröffentlichungen, H.3.) wurden und werden auf ver- 
schiedenen Ebenen und für verschiedene fachliche Berei- 
che Klimafolgenbetrachtungen und Risikobewertungen 
erstellt. Für Deutschland wurde zuletzt 2005 eine solche 
Klimafolgenabschätzung erarbeitet, die auch die Vulnera- 
bilität (Verwundbarkeit) Deutschlands erstmalig bewer- 
tete. 

Die in der Fachöffentlichkeit oft analog bzw. großzügig 
genutzten Begriffe „Vulnerabilität“ und „Klimafolgen“ 
werden hier streng getrennt genutzt, ln den Ausführungen 
des Aktionsplans schließt der Begriff „Vulnerabilitätser- 
mittlung“ stets die Betrachtung von Anpassungskapazitä- 
ten ein. Die Quantifizierung der Anpassungskapazitäten 
ist allerdings methodisch noch eine Herausforderung und 
wird deshalb meist durch Expertenurteile ersetzt. Dies ist 
ein Beispiel, für die Unsicherheiten, mit denen im Rah- 
men der DAS umgegangen werden muss. 

Für politische Entscheidungen in der Weiterentwicklung 
der DAS wie die Priorisierung von Klimarisiken und von 
Handlungserfordemissen sowie für die Evaluierung von 
Anpassungserfolgen (siehe A.3. und A.4.) ist eine aktu- 
elle sektorenübergreifende und nach einheitlichen Maß- 
stäben erstellte Vulnerabilitätsbewertung für Deutschland 
erforderlich. 

Unter Einbeziehung der Expertise aus Ressorts und Fach- 
behörden, insbesondere durch die Weiterentwicklung der 
bestehenden Kooperation der Bundesoberbehörden zu ei- 
nem „Behördennetzwerk für Vulnerabilitätsbetrachtung“ 
sollen für den Bereich der Vulnerabilitäfserfassung und 
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-bewertung für Deutschland folgende zentrale Vorhaben 
unternommen werden: 

Unter der Federführung des Umweltbundesamtes wird 
eine erweiterte Behördenallianz (siehe Darstellung 4) ab 
2011 ein deutschlandweites und sektorenübergreifendes 
Vulnerabilitäts-Gesamtbild erstellen. Ziel dieses Vorha- 
bens ist eine semi-quantitative Zusammenführung der be- 
reits vorhandenen regionalen und sektoralen Klimafol- 
genbetrachtungen und Vulnerabilitätsabschätzungen zu 
einem Gesamtbild der Vulnerabilität in Deutschland als 
Grundlage für eine Priorisierung von Klimarisiken. Ex- 
pertise und Forschungsergebnisse der Länder werden in 
die Erarbeitung einbezogen. 

Parallel wird eine Methode entwickelt für eine integrierte 
Vulnerabilitätsbewertung Deutschlands, die klimatische 
und nichtklimatische Veränderungen und Systemzusam- 
menhänge ins Verhältnis setzt (BMU/UBA, 2010 bis 2013). 
Ziel ist es, die systemischen Auswirkungen des Klima- 
wandels von den Auswirkungen anderer Veränderungs- 
prozesse abzugrenzen bzw. Wechselwirkungen transpa- 
rent zu machen, auf dieser Grundlage die spezifische 
Vulnerabilität gegenüber Klimafolgen präzise zu beschrei- 
ben und damit eine gezielte Entwicklung von Anpassungs- 
maßnahmen zu ermöglichen. 

Verschiedene handlungsfeldspezifische Klimafolgenab- 
schätzungen und Vulnerabilitätsbewertungen ergänzen 
und konkretisieren die genannten handlungsfeld- bzw. 
ressortübergreifenden Vulnerabilitätsstudien, sowie Er- 
gebnisse aus KLIWAS (siehe B.1.1.3. und B.3.) und aus 
den sieben regionalen KLIMZUG- Vorhaben (siehe H.3. 
B. 1.3. 69). Neu geplante Vorhaben der Bundesebene wer- 
den mit den vorhandenen und den ressortübergreifenden 
Klimafolgenabschätzungen in Bezug auf gemeinsame 
Grundlagendaten und dem grundlegenden methodischen 
Vorgehen abgestimmt. 

BMBF prüft den Forschungsbedarf zum Thema „Klima- 
wandel und Versorgungssicherheit“. Mithilfe eines Son- 
dierungsgutachtens erfolgt aktuell eine umfassende Be- 
standsaufnahme, die den bestehenden Forschungsbedarf 
zur Sicherstellung der Versorgung der Gesellschaft unter 
Klimawandelbedingungen systematisch adressiert. 

Handlungsfeldspezifisch sind folgende Vulnerabilitäts- 
bzw. Klimafolgenbetrachtungen vorgesehen: 

Menschliche Gesundheit 

ln diesem Handlungsfeld werden ab 2011 verschiedene 
Vorhaben (siehe H.3. B. 1.1. 2.7 ff) von BMG/RKl und 
BMU/UBA initiiert. Von zentraler Fragestellung für die 
Klimafolgenbefrachtungen sind dabei die Themen klima- 
bedingte Morbiditätsentwicklung und Infektionskrank- 
heiten (insbesondere unter dem Blickwinkel vektor- d. h. 
durch Tiere übertragener Krankheiten), ergänzende For- 
schungsvorhaben siehe auch unter B.1.1.3.). 

Boden 

BMU/UBA untersucht in zwei Projekten die Auswirkun- 
gen des Klimawandels auf die Befahrbarkeit und das Ver- 


dichtungsrisiko von Ackerböden und die Veränderung des 
organischen Kohlenstoffgehalts in Böden. 

Unternehmen, Industrie und Mittelstand 

BMWi bereitet derzeit mehrere Vorhaben vor, in denen 
die Betrachtung klimawandelbedingter Extremwetterer- 
eignisse eine zentrale Rolle spielt. So soll ein geplantes 
Forschungsprojekt Risiken identifizieren und bewerten, 
die aus Auswirkungen des Klimawandels auf Infrastruk- 
tur und Wertschöpfungsketten für exponierte industrielle 
Produktionen in Deutschland resultieren können. 

Tourismus 

Während BMWi plant, die Auswirkungen des Klimawan- 
dels auf die Tourismusnachfrage und Nachfrage Verschie- 
bungen zu untersuchen, sollen unter der Federführung des 
BMU die Auswirkungen des Klimawandels auf verschie- 
dene tourisfisch relevante Landschaftstypen modellhaft 
erfasst und aufbereitet werden, um Grundlagen für eine 
naturverträgliche räumliche Planung touristischer Desti- 
nationen zu schaffen. 

Verkehr 

BMVBS/EBA werden die Auswirkungen des Klimawan- 
dels auf die Schieneninfrastrukturen und den Schienenver- 
kehr untersuchen, die Vulnerabilität dieses Verkehrsträ- 
gers bestimmen und entsprechende Anpassungsaktivitäten 
ableiten. 

B.1.1.3. Angewandte Anpassungsforschung 

Die Bundesregierung fördert unter dem Dach , ange- 
wandte Anpassungsforschung' die Erforschung neuer 
wissenschaftlicher Erkenntnisse im Bereich Anpassung 
an den Klimawandel und stellt Forschungsergebnisse dar. 
Dies schließt oft auch die oben genannten Klimafolgen- 
abschätzungen oder entsprechende Grundlagenvorhaben 
für Risikobetrachtungen ein. Die Bundesregierung nutzt 
dazu die breite wissenschaftliche Expertise der Bundes- 
oberbehörden, die sich mit ihren Aufgabenschwerpunk- 
ten ergänzen, ln vielen Fällen liegt hier ein fachlicher 
Austausch mit Experten u. a. der Landesämter und Wis- 
senschaft zugrunde. 

Der Ausbau des Anpassungswissens durch die Bundese- 
bene erfolgt durch Forschungsprogramme des BMBF so- 
wie Ressortforschungsprogramme und -projekte. Diese 
umfassen eine Vielzahl an kleineren und größeren For- 
schungsvorhaben in den Handlungsfeldem der DAS 
(siehe Tabelle B.1.1.3. in Anlage H.3. sowie UBA-Pro- 
jektdatenbank unter www.anpassung.net). 

Als herausragendes Beispiel sektoraler Bundesforschung 
ist das Forschungsprogramm KLIWAS - Auswirkungen 
des Klimawandels auf Wasserstraßen und Schifffahrt - 
des BMVBS (siehe auch B.3.) zu nennen. KLIWAS er- 
mittelt Erkenntnisse zu klimabedingten Veränderungen an 
den schiffbaren Gewässern in Deutschland im Hinblick 
auf die Planungen der Wasserstraßeninfrastruktur und die 
Erfordernisse für die Schifffahrt und stellt damit zugleich 
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auch wichtige Grundlagen für andere Handlungsfelder 
bereit. Dabei werden mit dem Multimodellansatz erst- 
mals alle anerkannten globalen und regionalen Klima- 
modelle mit hydrologischen und weiteren gewässerkund- 
lichen Modellen gekoppelt. Es werden die Bandbreite der 
klimabedingten Auswirkungen auf den Wasserhaushalt, 
die Morphologie, die Güte und die Ökologie der Gewäs- 
ser für unterschiedliche Projektionszeiträume berechnet. 

Sektorübergreifend finanziert BMBF ab Mitte 2011 Vor- 
haben zur Ökonomie des Klimawandels, die mit primär 
volkswirtschaftlicher Perspektive handlungsorientierte 
Anpassungsmodelle und -maßnahmen sowie Ansätze zur 
Abschätzung der Kosten, Risiken und Chancen von koh- 
lenstoffarmen Wachstums- und Entwicklungsmodellen 
für die deutsche Gesellschaft erarbeiten. Berücksichtigt 
wird hier sowohl die nationale wie auch die internationale 
Ebene. 

Auch die Vorhaben im BMBF-Förderschwerpunkt 
KLIMZUG - Klimawandel in Regionen zukunftsfähig ge- 
stalten - arbeiten sektorübergreifend, je nach den spezifi- 
schen Bedürfnisfeldem in den Regionen (siehe B.I.3.). 

Darüber hinaus wird sozial- und geisteswissenschaftliche 
Expertise in den Diskurs um klimabedingte Anpassungs- 
und Klimaschutzstrategien stärker einbezogen: Die inter- 
disziplinär ausgerichtete BMBF-Förderinitiative Soziale 
Dimensionen von Klimaschutz und Klimawandel trägt 
mit 12 Vorhaben dazu bei, die sozial- und geisteswissen- 
schaftliche Kompetenz im Bereich der Klimaforschung 
zu stärken, indem sowohl das Verständnis für soziale Ur- 
sachen und Auswirkungen des Klimawandels erhöht, als 
auch die politische Ausgestaltung von Klimaschutz- und 
Anpassungsmaßnahmen unterstützt wird. 

Menschliche Gesundheit 

ln Ergänzung der Klimafolgenbetrachtungen (siehe 
B.1.1.2.) unternehmen BMG/RKl und BMU/UBA, zum 
Teil unterstützt durch BMBF, eine Reihe an Vorhaben 
u. a. in den Bereichen Infektionskrankheiten, vektorüber- 
tragene Krankheiten, Allergien und Witterungsempfind- 
lichkeit vom Menschen (H3. B. 1.1. 3. 28 ff). 

BMELV/JKl widmef sich neben verschiedenen anderen 
Vorhaben mit dem Aktionsprogramm Ambrosia dem Mo- 
nitoring des Vorkommens dieser neophytischen Pflanze, 
Maßnahmen zu Einschleppungsprävention sowie der Öf- 
fentlichkeitsarbeit über die Gefahren der hochallergenen 
Pollen und die möglichen Gegenmaßnahmen. 

Landwirtschaft 

Die Erhaltung von genetischen Ressourcen in Genbanken 
ist der Ausgangspunkt für Züchtungsprogramme, u. a. zur 
Anpassung an den Klimawandel, zur verbesserten Resis- 
tenz gegenüber Schaderregem oder zur höheren Effizienz 
bezüglich Nährstoffen oder Wasser. Daher setzt sich 
BMELV in Zusammenarbeit mit den Bundesländern und 
Nichtregierungsorganisationen für diese Daueraufgabe 
ein. 


Biologische Vielfalt 

BMU/BfN werden in einer 2. Phase den Forschungs- 
schwerpunkt Biodiversität und Klimawandel (mit derzeit 
27 laufenden oder kürzlich abgeschlossenen Projekten) 
fortsetzen. Ferner wird BMU/BfN ab 2011 Anpassungs- 
strategien für die Bereiche Arten- und Gebietsschutz erar- 
beiten, um Artenverluste bei klimasensiblen Tieren und 
Pflanzen zu verringern und um handlungsorientierte 
Empfehlungen zu einem klimawandelgemäßen Manage- 
ment des Schutzgebietsnetzes Natura 2000 zu erhalten. 

B.1.1.4. Indikatorenentwicklung zur DAS 

ln der DAS wurde festgelegt, dass der Aktionsplan 2011 
Vorschläge zur Erfolgskontrolle der DAS beinhalten soll, 
ln A.4. wird der vorgesehene indikatorengestützte Evalu- 
ierungsbericht genannt. Als Vorbereitung des Evaluie- 
rungsberichts erfolgt die: 

Entwicklung eines Indikatorensets zur Deutschen Anpas- 
sungsstrategie an den Klimawandel (BMU/UBA): Unter 
Einbindung aller Bundesressorts und der Länder werden 
Indikatorenvorschläge entwickelt, um Klimawirkungen 
und Anpassungserfolge in den Handlungsfeldem der 
DAS mittels Indikatoren zu beschreiben und entspre- 
chende Trends aufzuzeigen. Das Indikatorensystem soll 
dabei - dem integralen Ansatz der DAS folgend - auch 
die Wechselwirkungen zwischen wirtschaftlicher Leis- 
tungsfähigkeit, sozialer Verantwortung und Umweltbe- 
langen berücksichtigen. Aktuelle Ergebnisse zum Projekt 
können unter www.anpassung.net eingesehen werden. 

Um die Vergleichbarkeit des indikatorengestützten Evalu- 
ierungskonzeptes mit Aktivitäten der Europäischen Kom- 
mission zu erreichen, erfolgt eine enge Kooperation mit 
der Europäischen Umweltagentur. 

Diese Indikatorenarbeit bereitet zugleich Grundlagen für 
eine nationale und EU-Berichterstattung zum Stand der 
Anpassung an den Klimawandel unter der Klimarahmen- 
konvention vor. 

B.1.2. Informationen bereitstellen 
und vermitteln 

Für die Erstellung und Umsetzung von Anpassungsstrate- 
gien und -aktivitäten ist eine ausreichende Daten- und 
Wissensbasis über Klimafolgen und -risiken erforderlich. 
Auf der Grundlage bereits bestehender Angebote und 
Dienstleistungen von Oberbehörden und Ressort(for- 
schungsjeinrichtungen des Bundes soll eine Bündelung 
und adressatengerechte Aufbereitung von Informationen 
als nutzerorientierter Service organisiert werden. Nutzer 
sind hierbei diejenigen Institutionen und Personen, die 
selber aktiv Vorsorge betreiben oder andere dazu in die 
Lage versetzen, das Erfordernis der Klimaanpassung bei 
privaten, wirtschaftlichen oder politischen Entscheidun- 
gen zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung stellt sich daher als Aufgabe, den 
Zugang zu Informationen zu erleichtern und den gesell- 
schaftlichen Kenntnisstand zu Anpassungserfordemissen 
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und -möglichkeiten durch Kommunikations- und Bil- 
dungsmaßnahmen zu erhöhen. Die Aktivitäten sind unter 
den thematischen Überschriften zusammengefasst: 

- Daten und Informationen bündeln und bereitstellen 

- Informationen aktiv vermitteln 

- Kommunen unterstützen. 

B. 1.2.1. Daten und Informationen 
bündeln und bereitstellen 

Die in Darstellung 3 genannten Institutionen bereiten 

- zum Teil in enger Kooperation mit den Länderbehör- 
den - Daten auf, bewerten diese, stellen sie für ein breites 
Nutzerpublikum zusammen. Damit ist ein einfacher Zu- 
gang zu Informationen über intemetgestützte Portale, 
Plattformen oder Datenbanken gegeben. 

Ausbau des Web-Portals www.anpassung.net als nationa- 
les Informations-, Kommunikations- und Kooperations- 
system zur Anpassung an den Klimawandel für Deutsch- 
land (BMU/UBA, 2010 bis 2013): Das UBA/KomPass- 
Portal soll der Vernetzung von Informationsangeboten zu 
Anpassungshandeln und -politik dienen und wird dazu in 
Zusammenarbeit mit anderen Bundesoberbehörden wei- 
ter ausgebaut. Produkte wie handlungsrelevantes Grund- 
lagenwissen, Beobachtungsdaten sowie Vulnerabilitäts- 
karten, Maßnahmen- und Projektdatenbanken, Leitfäden 
zur Anpassung für verschiedene Nutzer, ein regelmäßiger 
Newsletter sowie aktuelle Netzwerkinformationen sind 
bereits als Basisinformationen vorhanden. Das Web-Por- 
tal bildet zudem die Schnittstelle zum Anpassungsinfor- 
mationsportal der Europäischen Union (Europäischer 
Clearinghouse Mechanismus). 

- Ein spezifisches Angebot der Plattform ist die so ge- 
nannte ,Tatenbank‘, die als „wachsende Datenbank“ 
angelegt ist. Gute Anpassungsbeispiele unterschiedli- 
cher Akteure werden vorgestellt, um erfolgverspre- 
chende Ansätze und Maßnahmen zu kommunizieren 
und deren Verbreitung zu fordern. 

- ln der Projektdatenbank werden (ergänzend zu einem 
breiten Spektrum an Forschungsvorhaben) mit der 
Veröffentlichung des Aktionsplans auch alle dort ge- 
nannten Vorhaben ausführlich und in Bezug auf deren 
Umsetzungsstand regelmäßig aktualisiert dargestellt. 

Intemetplattform „Klimawandel und Klimaschutz im 
Agrarbereich“: Seit Ende September 2010 betreibt 
BMELV sein Klimaportal online unter www.klimawan 
del-und-klimaschutz.de. Es informiert umfassend zu die- 
sem Thema und weist insbesondere auf die Leistungen 
der Land- und Forstwirtschaft sowie der vor- und nachge- 
lagerten Bereiche hin. Damit wird der Wissenstransfer 
von Forschungsergebnissen, insbesondere auch in die 
Praxis, unterstützt. Die Länder haben die Möglichkeit, 
ihre Projekte auf dieser Plattform aktuell darzustellen. 

Ausbau des Klimaatlas Deutschland (DWD, 2010 ff): Der 
Klimaatlas Deutschland präsentiert mögliche Szenarien 
unseres künftigen Klimas in einer Zusammenschau mit 


früherem und derzeifigem Klima. Darsfellungen des zeit- 
lichen Verlaufs über einen Zeitraum von meist mehr als 
200 Jahren machen die Trends und die Schwankungs- 
breite des Klimas deutlich, Abbildungen der Rechener- 
gebnisse mehrerer Klimamodelle weisen auf die Unsi- 
cherheiten der Klimasimulationen hin und Karten lassen 
regionale Unterschiede innerhalb Deutschlands hervortre- 
ten. Der Klimaatlas Deutschland wird sukzessive ergänzt 
und um neue Klimaparameter erweitert. 

Regionaler Klimaatlas HGF : Die Regionalen Klimabüros 
der Helmholtz-Gemeinschaft haben gemeinsam einen Kli- 
maatlas für Deutschland erarbeitet, der über die möglichen 
Veränderungen auf regionaler Ebene durch den Klima- 
wandel informiert. Seit 2010 sind unter www.regionaler- 
klimaatlas.de zukünftige Klimaszenarien für die deut- 
schen Bundesländer öffentlich abrufbar. Die Nutzer kön- 
nen dabei verschiedene Klimaelemente wie beispielsweise 
Temperatur, Niederschlag und Wind auswählen und sich 
mögliche künftige Änderungen zu unterschiedlichen Jah- 
reszeiten in verschiedenen Bundesländern anzeigen las- 
sen. 

Ergänzt werden diese beiden deutschlandweiten Atlanten 
bspw. durch den Klimaatlas Sachsen, der gemeinsam von 
der Technischen Universität Dresden und dem Landesamt 
entwickelt wurde, sowie durch lokale Klimaatlanten wie 
z. B. der Stadt Stuttgart. 

Klimanavigator: Zusammen mit Partnerorganisationen 
(wie das Deutsche Klimakonsortium) entwickelt das Cli- 
mate Service Center (CSC) den Klimanavigator, ein nati- 
onales Webportal mit Lotsenfunktion zu Klima- und Um- 
weltinformationen in Deutschland. Dieses Portal bündelt 
und weist den Weg zu dem in der Wissenschaft vorhande- 
nen Klimawissen und Wissen zu Anpassungsoptionen 
bzw. zu den jeweils einschlägigen Organisationen und 
Einrichtungen. 

Das Finanz-Forum: Klimawandel (BMBF/Sustainable 
Business Institute) hat als zentrale Forschungs- und 
Dialogplattform zur Klimapolitik im Rahmen der High- 
tech-Strategie der Bundesregierung die Aufgabe, den 
Finanzmarkt und seine Akteure für Klimaschutz- und An- 
passungsstrategien zu mobilisieren, Kundenbranchen ent- 
sprechend zu informieren und die Integration klimabezo- 
genen Wissens in Finanzdienstleistungen voranzutreiben. 

B. 1.2.2. Informationen aktiv vermitteln 

Die Kommunikation im Bereich Anpassung hat das Ziel, 
durch die aktive Vermittlung von Informationen gezielt 
Menschen anzusprechen, mit Akteuren in den Dialog zu 
kommen und damit Handlungskompetenzen aufzubauen. 
Sie umfasst einerseits Aktivitäten für eine breitere Öffent- 
lichkeit sowie andererseits sektor- und themenspezifische 
Vorhaben für Fachkreise. Dazu zählen zielgruppenspezi- 
fisch aufbereitefe Informationskampagnen für bestimmfe 
Risiken verbunden mit der Vermittlung von Handlungs- 
bedarf und Handlungsoptionen sowie Informationen über 
die Eigenverantwortung. 
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Es sind vorgesehen: 

Die Fortführung der bereits seit 2009 als Teil des DAS- 
Dialog- und Beteiligungsprozesses, laufenden Stakehol- 
derdialoge Klimawandel/ Anpassung bis 2014 (u. a. dureh 
BMU/UBA, BMWi, BMVBS, BMBF/Finanz-Forum Kli- 
mawandeFCSC initiiert) in den Handlungsfeldem der 
DAS. Die Stakeholderdialoge verfolgen dabei das Ziel, 
zum Austauseh von Wissen und zur Vernetzung von Ak- 
teuren beizutragen, zum anderen - als Teil des Dialogpro- 
zesses zur DAS - Anpassungsthemen zu vertiefen. Ab 
2011 werden daher sowohl nutzergruppenspezifisehe 
oder sektorenbezogene Treffen organisiert, als aueh Quer- 
sehnittsthemen wie das Risikomanagement von Klimafol- 
gen sektorenüb ergreifend und mit Bliek auf Weehselwir- 
kungen zwischen unterschiedlichen Sektoren vertieft. 

Branchendialoge zur Risikovorsorge u. a. zu Optionen 
des Versicherungsschutzes bei Elementarschäden (BMF, 
BMU, BMWi und andere Ressorts, in Kooperation mit 
Ländern, Finanzforum Klimawandel und dem Gesamt- 
verband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) 
2011 ff) sind als Teil einer breiteren Strategie zur Präven- 
tion von Elementarschäden für Nutzergruppen wie (mit- 
telständische) Unternehmen, Industrie und die Immobili- 
enwirtschafl vorgesehen. 

Informationskampagnen im Bereich Menschliche Ge- 
sundheit zu den gesundheitlichen Auswirkungen des Kli- 
mawandels unter Nutzung vorhandener Strukturen (u. a. 
der bereits bestehenden interministeriellen Zusammenar- 
beit). Dabei stehen sowohl die Information der breiten 
Öffentlichkeit (z. B. BMU/UBA 2011 bis 2013) sowie 
von besonders empfindlicher Personengruppen im Mittel- 
punkt. Zudem sollen zielgruppenspezifische Informatio- 
nen an Multiplikatorinnen und Multiplikatoren, wie z. B. 
das Pflegepersonal im Gesundheitssektor, entwickelt wer- 
den. 

Informationskampagnen zu Zusammenhängen zwischen 
Klimawandel und biologischer Vielfalt (BMU/BfN) wer- 
den als Teil der Öffentlichkeitsarbeit zur Nationalen Stra- 
tegie zur Biodiversität initiiert, welche auch im Zusam- 
menhang mit den Aktivitäten der UN-Dekade zur 
biologischen Vielfalt (2011-2020) und der UN-Dekade 
„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ (2005 bis 2014) 
stehen. 

Integration des Themas ,Klimawandel‘ bzw. , Anpassung 
an den Klima wandeP in Lehrveranstaltungen der Akade- 
mie für Krisenmanagement, Notfallplanung und Zivil- 
schutz (AKNZ) des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe (BBK, fortlaufend). 

B. 1.2.3. Kommunen unterstützen 

Kommunen gehören zu den zentralen Akteuren der An- 
passung an den Klimawandel. Viele Folgen des Klima- 
wandels zeigen lokale Wirkungen und viele Maßnahmen 
zur Anpassung müssen mit und in den Kommunen entwi- 
ckelt und umgesetzt werden. 


Daher wird die Bundesregierung, vertreten insbesondere 
durch BMU, BMVBS und BMI, den Dialog im Bereich 
Anpassung mit den Kommunalen Spitzenverbänden und 
anderen kommunalen Vertretungen, die im Bereich Kli- 
maschutz/Anpassung eine wichtige Multiplikatorrolle 
einnehmen, wie bspw. das Klimabündnis'' und ICLEP, 
weiter ausbauen. 

Anpassung an den Klimawandel ist als kommunale Auf- 
gabe in Deutschland insgesamt noch ein relativ neues 
Thema. Aus Rückmeldungen zeigt sich, dass der Wissen- 
stransfer sowie die Bereitstellung von Methoden zur Ab- 
schätzung und Bewertung von Klimaänderungen und Kli- 
mafolgen im eigenen Zuständigkeitsbereich aktuell einen 
Schwerpunkt für Kommunen darstellen. Um die Aktivitä- 
ten dieser Ebene zu unterstützen, hat die Bundesregierung 
in den letzten Jahren Projekte in verschiedenen Modellre- 
gionen zu Anpassungsfragen initiiert (siehe B.I.3.); durch 
die praxisnahe Forschung werden Erkenntnisse gewon- 
nen, die übertragbare Lösungswege oder Hilfestellungen 
liefern. Mit den erweiterten Fördermöglichkeiten der Na- 
tionalen Klimaschutzinitiative (siehe B.2.3.) werden 
Kommunen in der Anpassung unterstützt. Zudem werden 
insbesondere durch BMU/UBA, BMVBS/BBSR und 
BMBF Unterstützungsangebote gemacht. Für Kommu- 
nen stehen u. a. EDV-gestützte Informationsangebote zur 
Klimafolgenabschätzung zur Verfügung, so der Klima- 
lotse^ - Leitfaden zur Anpassung von UBA-KomPass und 
der Stadtklimalotse’ des BBSR. Zusammen mit den Bun- 
desländern bietet die Bundesregierung der regionalen 
oder lokalen Ebene weitere Unterstützung an (siehe Kapi- 
tel D). 

Es sind vorgesehen: 

die Entwicklung und Erprobung von Leitlinien und Ent- 
scheidungshilfen für Erhalt und Entwicklung klimarele- 
vanter Funktionen von Natur und Freiräumen im Sied- 
lungsbereich auf Grundlage naturschutzfachlicher 
Strategien (BMU, BfN, in Kooperation mit ausgewählten 
Städten, 2011 bis 2015). 

Der wichtige Bereich der Wissensvermittlung betrifft 
auch die Gründung und Unterstützung von Netzwerken 
auf der lokalen Ebene. So wird beispielsweise BMU 
2011/2012 ein Projekt des Klimabündnisses zur Erarbei- 
tung eines WlKl-Formats „Anpassung an den Klimawan- 
del“ fördern. Ziel isf die Bereitsfellung eines intemetge- 
führten Leitfadens für Kommunen, der durch ein 
Nefzwerk von freiwilligen und ehrenamtlichen Autoren 
aus den über 400 deutschen Mitgliedskommunen des Kli- 
mabündnisses erarbeitet wird. 


Das ,Klimabündnis‘ ist europäisches Netzwerk von Städten, Ge- 
meinden und Landkreisen, die sich verpflichtet haben, das Weltklima 
zu schützen, http://klimabuendnis.org/home. html?&L=l 

^ ICLEI (Local Governments for Sustainability) ist ein weltweiter Ver- 
band von Städten, Gemeinden und Landkreisen für Umweltschutz 
und nachhaltige Entwicklung, www.iclei.org 

6 www.klimalotse.anpassung.net/ 

7 www.stadtklimalotse.net/ 
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B.1.3. Konzepte entwickeln, Modellvorhaben 
Umsetzen und Handlungsempfeh- 
lungen ableiten 

Die Bundesregierung fordert auf kommunaler/regionaler 
Ebene in Form von Modell- und Demonstrationsvorhaben 
Projekte, in denen exemplarisch Konzeptentwicklungen 
und Lösungsansätze zur Anpassung an den Klimawandel 
entwickelt und in Modellvorhaben erprobt werden. Aus 
diesen Projekterfahrungen werden gute Beispiele, Hand- 
lungsempfehlungen und Leitlinien generiert, die zugleich 
in die Weiterentwicklung der DAS einfließen können. Ein- 
zelvorhaben im Bereich Landschaftsplanung, räumliche 
Gesamtplanung, Menschliche Gesundheit, Verkehr und 
mittelständische Unternehmen (siehe H.3. B.1.3. 74 ff). 

Die Bundesregierung fördert deshalb folgende Aktivitä- 
ten; erste Ergebnisse zentraler Bundesvorhaben sind in 
Kapitel F dargestellt: 

KLIMZUG - Klimawandel in Regionen zukunftsfähig 
gestalten (BMBF, 2008 bis 2014): Ziel ist es, für sieben 
ausgewählte Modellregionen in Deutschland innovative 
Anpassungsstrategien an den Klimawandel zu entwi- 
ckeln. Diese orientieren sich individuell an den konkreten 
lokalen Anforderungen der jeweiligen Modellregionen, 
ln regionalen Planungs- und Entwicklungsprozessen sol- 
len die erwarteten Klimaänderungen rechtzeitig und adä- 
quat berücksichtigt werden. So wird nicht nur die Ent- 
wicklung und Nutzung neuer Technologien, Verfahren 
und Strategien zur Anpassung an den Klimawandel in Re- 
gionen vorangetrieben, sondern es kann auch die zukünf- 
tige Wettbewerbsfähigkeit von Regionen gestärkt werden. 
Dazu werden langfristig tragfähige Nefzwerke zwischen 
Unternehmen, Verwaltung und gesellschaftlichen Bedarfs- 
trägern sowie der Wissenschaft auf regionaler oder loka- 
ler Ebene etabliert, um die Wettbewerbsfähigkeit der 
Standorte unter Klimawandelbedingungen zu erhalten 
bzw. zu stärken. Diese Netzwerke schaffen in den Regio- 
nen die nötige Handlungsfähigkeit zur Anpassung an sich 
ändernde Bedingungen unter Berücksichtigung der Re- 
gionsspezifika und unter Einbeziehung der Entschei- 
dungsträger vor Ort (www.klimzug.de). 

Zukunftsprojekt „Die C02-neutrale, energieeffiziente und 
klimaangepasste Stadt“ (BMBF): Bis zum Jahr 2020 sol- 
len 30 Kommunen in Deutschland Kohlendioxid-neutral 
sein. Anhand dieser Städte soll modellhaft gezeigt wer- 
den, wie ein solcher Transformationsprozess in wenigen 
Jahren bei sehr unterschiedlichen Voraussetzungen ablau- 
fen kann. Das Zukunftsprojekt baut u. a. auf dem Wettbe- 
werb „Energieeffiziente Stadt“ auf, in dem fünf deutsche 
Städte (Delitzsch, Essen, Magdeburg, Stuttgart und Wolf- 
hagen) mit zukunftsweisenden Konzepten für eine effizi- 
ente Energienutzung in Kommunen überzeugten. 

Fortführung der Modellregionen Raumordnung Klima- 
MORO (BMVBS/BBSR 2011 bis 2013): Die acht Modell- 
vorhaben „Raumentwicklungsstrategien zum Klimawan- 
del“ (KlimaMORO) haben in den letzten zwei Jahren erste 
regionale Ansätze entwickelt. Nun gilt es, vielverspre- 
chende Ansätze aus einigen der Modellregionen weiterzu- 


entwickeln, zu ergänzen und zu verstetigen (www.klima 
moro.de/). 

Urbane Strategien zum Klimawandel, ein Forschungsfeld 
des Experimentellen Wohnungs- und Städtebaus - Ex- 
WoSt - (BMVBS/BBSR, 2009 bis 2013): ln zwei parallel 
laufenden Forschungsschwerpunkten werden aus jeweils 
unterschiedlichen Perspektiven heraus neun Modellvorha- 
ben zu kommunalen Strategien und Potenzialen (Stadt- 
Klima) sowie acht Pilotprojekte zu Immobilien- und 
wohnungswirtschaftlichen Strategien und Potenzialen 
(ImmoKlima) zum Schutz vor und zur Anpassung an den 
Klimawandel untersucht, ln diesem Kontext wird zur Un- 
terstützung von Kommunen ein planungsorientierter Leit- 
faden („Stadtklimalotse“*) weiterentwickelt. Des Weiteren 
soll ein zielgruppenorientiertes Instrument zur Unterstüt- 
zung der Bewertung von Klimarisiken im Rahmen der Ri- 
sikoanalyse in der Immobilien- und Wohnungswirtschaft 
entwickelt und erprobt werden. 

Modell- und Demonstrationsvorhaben des BMELV im 
Rahmen des gemeinsamen Wettbewerbs „idee.natur“ von 
BMU/BMELV“ (BMELV, Länder, Projektträger vor Ort, 
2009 bis 2014): Regionale Partnerschaften erstellen zu- 
kunftsweisende Konzepte, die die Integration von an- 
spruchsvollen Naturschutzzielen und ländlicher Entwick- 
lung auch unter den Anforderungen des Klimawandels 
beispielhaft und überzeugend darstellen und testen diese 
in Demonstrationsvorhaben. Die Themenbereiche „Wäl- 
der“ und „Moore“ stehen im Mittelpunkt der Vorhaben. 

B.2. Säule 2: Rahmensetzung durch 
die Bundesregierung 

Viele (potenzielle) Anpassungsmaßnahmen werden direkt 
oder indirekt durch die vom Bund gesetzten Rahmenbe- 
dingungen beeinflusst. Geeignete Rahmenbedingungen 
können daher dazu beitragen Anpassungskapazitäten 
(ökologisch, technologisch, gesellschaftlich) zu entwi- 
ckeln und zu stärken: 

- Die Bundesregierung wird sich dafür einsefzen, dass 
die Anpassungskapazität und Eigenvorsorge gestärkt 
werden und dafür Sorge tragen, dass bestehende In- 
strumente der Rahmensetzung entsprechend verbes- 
sert werden. 

- Die Bundesregierung wird bei den für die Normung 
und die Entwicklung technischer Regelwerke verant- 
wortlichen Selbstverwaltungsgremien auf eine Be- 
rücksichtigung von Anpassungserfordemissen hinwir- 
ken. 

- Die Bundesregierung wird ferner die Aufnahme von 
Aspekten der Klimaanpassung in für die Anpassung 
relevante Förderprogramme des Bundes, gemeinsame 
Förderinstrumente des Bundes und der Länder sowie 
der EU prüfen. 


8 www.stadtklimalotse.net/ 
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B.2.1. Anpassungserfordernisse in reievante 
rechtiiche Regeiungen aufnehmen 

Anpassung an den Klimawandel in relevanten Reehtsvor- 
sehriften als Steuerungsziel zu benennen ist ein grund- 
sätzlich möglicher Regelungsansatz, der zur Berücksich- 
tigung von klima- und extrem wetterrelevanten Faktoren 
in fachlichen und betrieblichen Planungen und ihrer Um- 
setzung beitragen kann. 

Die Ressorts sind angehalten bei relevanten Rechtset- 
zungsvorhaben, insbesondere im Bereich des Planungs- 
rechts und des Umweltrechts, zu prüfen, ob es sachlich 
erforderlich und angemessen ist, Klimafolgen bzw. An- 
passungserfordemisse als Ziel, Grundsatz oder auch als 
Abwägungsaspekt aufzunehmen, wie etwa mit der Novel- 
lierung des Raumordnungsgesetzes 2008 sowie der 2010 
in Kraft getretenen Neufassung des Wasserhaushaltsge- 
setzes bereits geschehen. 

Das Recht der Fachplanung soll so weiterentwickelt wer- 
den, dass die durch den Klimawandel veränderten Umge- 
bungsbedingungen sorgfältig ermittelt und gebührend be- 
rücksichtigt werden. Hierzu wird auch geprüft, wie eine 
engere Koordinierung der Raumordnung bzw. der Regio- 
nalplanung mit sektoralen Fach- und Umweltplanungen 
diesem Ziel forderlich sein kann. Für die Bereiche Um- 
weltplanung und Regionalplanung geht die Bundesregie- 
rung davon aus, dass für eine Prüfung der Klimafolgenver- 
träglichkeit derzeit keine gesonderten neuen Instrumente 
erforderlich sind, jedoch die Voraussetzungen für eine ab- 
wägungssichere Anwendung bestehender Instrumente zu 
verbessern sind. Eine regelmäßige Prüfung der Klimafol- 
genverträglichkeit im Sinne der Anpassung ist nach Maß- 
gabe des einschlägigen Fachrechts im Verfahrenszusam- 
menhang mit Strategischen Umweltprüfungen (SUP) und 
Umweltverträglichkeitsprüfungen (UVP) durchzuführen. 
Zur Prüfung der Klimafolgen sind die Erarbeitung entspre- 
chender Leitfäden und Arbeitshilfen, insbesondere zur Be- 
wertung der Klimafolgen sowie zum Einsatz geeigneter 
formeller und informeller Instrumente, erforderlich. 

Das BMVBS steht hierzu u. a. im Rahmen der Klima- 
MORO- und Klima-ExWoSt-Projekte (siehe H.3. 
B. 1.3. 71 ff) im engen Ausfausch mit Ländern, Kommu- 
nen und Planungspraktikem. Hierzu siehe auch die Aus- 
führungen der UVP-Gesellschaft im Kapitel E. 

ln diesen Kontext gehört auch die laufende Prüfung der 
Bundesregierung, ob der Katalog der vom Bundesministe- 
rium des Inneren zur Verfügung gesfellten Arbeitshilfe zur 
Gesetzesfolgenabschätzung um Fragen zu Auswirkungen 
der jeweiligen Regelung auf Anpassungsmaßnahmen er- 
gänzt werden sollte. Dabei könnten je nach Regelungsge- 
genstand des Gesetzes oder der Regelung die Auswirkun- 
gen auf Anpassungsmaßnahmen abgeprüft oder geprüft 
werden, inwieweit Anpassungskapazitäten von Systemen 
von der jeweiligen Regelung betroffen oder durch die Re- 
gelung beeinträchtigt oder gestärkt werden. Auch ist es 
möglich, je nach Regelungsinhalt die Betrachtung von 
Klimafolgen auf die Zielerreichung des Gesetzes insge- 
samt als Abfragepunkt aufzunehmen. 

Folgende spezifische Aktivitäten werden unternommen: 


Darstellung 5 

Beispiel: Aufnahme von Anpassung an den 
Klimawandel als Grundsatz in das Planungsrecht. 


Mit der Novellierung des Raumordnungsgesetzes 2008 
wurde die Anpassung an den Klimawandel in die Grund- 
sätze der Raumordnung aufgenommen (§ 2 Absatz 2 
Nummer 6). Dadurch wurde der Rahmen dafür gesetzt, 
dass die Raumordnungspläne der Länder und Regionen 
im Zuge ihrer jeweiligen Neuaufstellung schrittweise um 
den Aspekt der Vorsorge für die räumlichen Erforder- 
nisse der Anpassung an den Klimawandel ergänzf wer- 
den können. Bei diesen Neuaufsfellungen werden sfefs 
die sektoralen Umweltplanungen einfiießen. 


Verbindliche Einbeziehung von klima- und extremwet- 
terrelevanten Grundlagendaten und Faktoren in die Risiko- 
betrachtung in Finanzdienstleistungsuntemehmen gemäß 
EU-Verordnung (Durchführungsmaßnahme zur Richtlinie 
2009/138/EG)(BMF, voraussichtlich ab 2013): u. a. wird 
eine standardisierte Verwendung von Szenario-Modellen, 
die Klima-Risiken erfassen, verpflichtend. Diese Modelle 
bauen i. d. R. auf Daten auf, die die Versicherungswirt- 
schaft weltweit bereits seit 1977 gemeinsam erfasst (vgl. 
www.cresta.org). 

Für den Bereich der Bauleitplanung wird der im Juni 
2011 beschlossene erste Teil der Bauplanungsrechtsno- 
velle die klimagerechte Stadtentwicklung (Klimaschutz 
und Anpassung an den Klimawandel) als Planungsleitsatz 
betonen. Damit eröffnet sich für die Gemeinden im Rah- 
men ihrer Selbsfverwaltungsgarantie die Möglichkeit sich 
mit dem Thema verstärkt auseinander zu setzen. Mit einer 
weiteren Betonung auf der Ebene der Flächennutzungs- 
planung werden den Kommunen weitere Spielräume zur 
planerischen Auseinandersetzung mit diesem konzeptio- 
nellen Anliegen eröffnet, so z. B. eine erweiterte Nutzung 
innerstädtischer Brachen oder der Rückbau von nicht kli- 
magerechten Stadteilen. 

Berücksichtigung der Anpassungserfordemisse im Ener- 
gieeinsparrecht des Bundes (BMVBS/BMWi): Neben der 
Mobilisierung weiterer Energieeinsparpotenziale im Ge- 
bäudebereich wird bei den künftigen Novellierungen des 
Energieeinsparrechts auch der Aspekt des sommerlichen 
Wärmeschutzes im Hinblick auf etwaige Optimierungs- 
möglichkeiten mitbetrachtet. Hier besteht ein enger Zu- 
sammenhang mit der Weiterentwicklung bzw. Überprü- 
fung des entsprechenden technischen Regelwerks. Die 
Fortschreibung entsprechender Grundlagendaten (= TRY- 
Datensätze) für den Gebäudebereich haf BMVBS/BBSR 
bereifs vorgelegt. 

B.2.2. Anpassungserfordernisse in Normen 
und technische Regeiwerke integrieren 

Bei der Erstellung und Überarbeitung von Normen und 
technischer Regelwerke wird sich die Bundesregierung im 




Drucksache 17/6550 


- 20 - 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Rahmen ihrer Mitwirkung in Normenaussehüssen sowie 
in Gremien technischer Regelsetzer für eine Prüfung ein- 
setzen, ob und wie klimawandelrelevante Aspekte in Nor- 
men und in technische Regelwerke aufzunehmen sind und 
ggfs, eine Aktualisierung der Normen und technischen Re- 
geln vorzunehmen ist: Einerseits sollen modifizierte Re- 
gelwerke und Normen den Unternehmen als Entschei- 
dungsunterstützung dienen, indem sie expertengeprüfte 
Empfehlungen aussprechen und damit notwendige Anpas- 
sungsmaßnahmen aufzeigen. Andererseits sollen modifi- 
zierte Regelwerke und Normen als allgemein akzeptierte, 
sachgerechte und dokumentierte Empfehlungen eine ge- 
wisse Rechtssicherheit herstellen. 

Ziel ist es, mit dem Instrument der technischen Regelset- 
zung und Normung sowie der damit verbundenen gerin- 
gen staatlichen Eingriffstiefe die Selbstregulierung der 
privaten Akteure bei der Anpassung an den Klimawandel 
zu unterstützen. 

Die relevanten Klimadatennormen sind zu überarbeiten 
(BMVBS/DWD, Deutsches Institut für Normung, an der 
Normung interessierte Kreise, 2011 ff), um sich wan- 
delnde Klimabedingungen bei der Auslegung von Bau- 
werken, Anlagen etc. angemessen und vorausschauend 
berücksichtigen zu können. 

Im Bereich Anlagensicherheit steht die Verabschiedung 
einer neuen technischen Regel „Niederschläge/Hochwas- 
ser“ durch die Kommission für Anlagensicherheit (KAS) 
bevor. Für die Gefahrenquelle „Sturm“ beginnt ein Vor- 
laufvorhaben, das durch BMU/UBA initiiert wird. 

B.2.3. Anpassungserfordernisse in Förder- 
programme des Bundes einbeziehen 
und ökonomische Anreiz- 
instrumente einsetzen 

Förderprogramme sind ein wesentliches Steuerungsinst- 
rument des Bundes, welches z. B. Investitions- oder 
Landnutzungsentscheidungen anderer Akteure maßgeb- 
lich beeinflusst. Als Beispiel eines aktuellen Förderpro- 
gramms, das den Aspekt Anpassung explizit aufgreift, ist 
das Bundesprogramm Biologische Vielfalt (FF BMU) zu 
nennen, das zur Umsetzung der Nationalen Strategie zur 
biologischen Vielfalt 15 Mio. Euro pro Jahr zur Verfü- 
gung stellt. Im Förderschwerpunkt „Ökosystemdienstleis- 
tungen“ ist ausdrücklich die „Sicherung der Anpassungs- 
fähigkeit an den Klimawandel“ genannt. 

Um den Anpassungsaspekt auch möglichst breit in ande- 
ren vorhandenen Förderprogrammen zu verankern wird 
deshalb die Bundesregierung prüfen, welche Förderpro- 
gramme der Bundesebene und der EU-Ebene anpassungs- 
relevant sind und inwieweit bestehende Förderpro- 
gramme den Aspekt der Anpassung an den Klimawandel 
aufnehmen können. 

Einbeziehung von Anpassung als Fördertatbestand in das 
Förderinstrumentarium der Nationalen Klimaschutzinitia- 
tive (BMU, ab 1. Januar 2011) in der sogenannten Kom- 
munal-Richtlinie: Die bekannte Förderung kommunaler 
Klimaschutzkonzepte wurde ab Anfang des Jahres 2011 
um die Möglichkeit der Entwicklung integrierter Anpas- 


sungs- und Klimaschutzkonzepte sowie von Teilkonzep- 
ten Anpassung ergänzt. 

Ferner bereitet BMU derzeit eine Förderbekanntmachung 
für Maßnahmen in der Anpassung an die Folgen des Kli- 
mawandels auf unternehmerischer bzw. kommunaler 
Ebene vor. Elemente der Förderung werden voraussicht- 
lich sein: Vemetzungs- und Bildungsprojekte auf lokaler/ 
regionaler Ebene und die Unterstützung von Unterneh- 
men in der Erstellung von Anpassungskonzepten. 

Zudem können auch ökonomische Anreizinstrumente 
eingesetzt werden, um marktbasierte Regulierungsme- 
chanismen für die Kompensation von Klimafolgen und 
-Schäden zu unterstützen. 

Hierzu ist vorgesehen, Möglichkeiten zu prüfen, im Rah- 
men der Anreizregulierung (Strom) anpassungsbedingte 
Mehrinvestitionen geltend machen zu können. Die neu 
gegründete Plattform „Zukunflsfähige Energienetze“ (Ar- 
beitsgruppe Regulierung, in der BMWi, BMU und Bun- 
desnetzagentur (BNetzA) vertreten sind) wird auch über 
die Erstattungsfähigkeit von Investitionen zur Anpassung 
an den Klimawandel durch Betreiber von Stromnetzen 
diskutieren. 

B.3. Säule 3: Aktivitäten in direkter 
Bundesverantwortung 

Der Bund ist als Bauherr oder Eigentümer auch direkt 
verantwortlich für Grundbesifz, Immobilien und Infra- 
struktur. ln dieser Rolle ist die Bundesregierung unmittel- 
bar selbst von Folgen des Klimawandels betroffen. Die 
Bundesebene nimmt für diese Bereiche eine Vorbildfunk- 
tion für andere Akteure ein, indem sie Anpassungsbedarf 
und nötige Maßnahmen im eigenen Verantwortungsbe- 
reich systematisch prüfen, aktiv durchführen und deren 
Erfolg bewerten wird. Das hierbei generierte Wissen steht 
in der Folge auch für andere Bewertungen zur Verfügung. 

KLIWAS - Auswirkungen des Klimawandels auf Was- 
serstraßen und Schifffahrt - (BMVBS/BfG, BAW, BSH, 
DWD 2009 bis 2013) ist ein Verbundforschungspro- 
gramm mit 31 Projekten. Es werden Grundlagen erarbei- 
tet, welche möglichen Auswirkungen der Klimawandel 
auf die schiffbaren Gewässer, die Wasserstraßeninfra- 
struktur und damit auf die Schifffahrt in Deutschland 
nimmt. Dabei wird ein Multimodellansatz genutzt (siehe 
B. 1.1.3.). Ziel des Programms ist es, auf Grundlage dieser 
Erkenntnisse den Anpassungsbedarf zu erfassen und er- 
forderliche Anpassungsoptionen zu erarbeiten. 

Klimaangepasster Neubau und Sanierung der Liegen- 
schaften des Bundes (BMVBS/BBSR, ab 2011): Bei der 
Sanierung und bei künftigen Neubauten auf zivil und mi- 
litärisch genutzten Bundesliegenschaften wird geprüft, ob 
die Gebäude neben der Reduzierung der C02-Emissionen 
zugleich auch an die Folgen des Klimawandels anzupas- 
sen sind, insbesondere hinsichtlich resultierender Extrem- 
wetterereignisse. Dazu gibt das für Gebäude des Bundes 
entwickelte und verpflichtend eingeführte Bewertungs- 
system „Nachhaltiges Bauen“ (BNB) eine praxisgerechte 
Anleitung. Teil des Bewertungssystems ist u. a. der Krite- 
riensteckbrief „Widerstandsfähigkeit gegen Naturgefah- 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 21 - 


Drucksache 17/6550 


ren: Wind, Starkregen, Hagel, Schnee/ feuchte Winter und 
Hochwasser“. 

Aufbauend auf der Einführung von Energie- und Um- 
weltmanagementsystemen in den Liegenschaften des 
Bundes (Beschluss des Staatssekretärausschusses Nach- 
haltige Entwicklung vom 6. Dezember 2010), die originär 
auf eine Reduzierung des Energie- und Ressourcenver- 
brauchs durch eine systematische Datenerhebung und 
kontinuierliche Verbesserung der Umweltleistung abzie- 
len, wird geprüft, ob die EMAS-Zertifizierung (Eco-Ma- 
nagement and Audit Scheme, auch bekannt als EU-Öko- 
Audit) perspektivisch auch um Anpassungsaspekte zu er- 
weitern ist. 

Anpassung öffentlicher, bundeseigener Infrastrukturen 
(BMVBS und andere Ressorts, ab 2011): Bei der Planung 
von Infrastrukturinvestitionen (Bestand/Neubau) werden 
bezogen auf Materialien, Bauweisen und evtl. Strecken- 
verlagerungen künftig Konzepte zum Schutz verwundba- 
rer Infrastrukturen entwickelt. 

Die vielfältigen Aktivitäten im bundeseigenen Schienen- 
verkehr (BMVBS/Eisenbahnbundesamt (EBA)) betreffen 
u. a. Aspekte der Anpassung bezüglich Schienen, Trassen 
und Verkehrsflotte, z. B. technische Richtlinien, ange- 
passte Gehölzpflanzungen an Bahnanlagen zur Bahn 
(damm)sicherheit und den Sturm- und Hochwasserschutz. 
Auch prüft EBA bei Neu- und Ausbauvorhaben im Rah- 
men von Umweltverträglichkeitsprüfungen systematisch 
Anpassungsaspekte mit ab. (siehe H.3. B.3.5 ff). 

Die laufenden Aktivifäten im Bereich der Bundesfemstra- 
ßen (BMVBS/Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)) 
betreffen die Erfassung des Anpassungsbedarfs für 
Planung, Bau, Betrieb und Erhaltung (z. B. durch Identifi- 
zierung möglicher Einflüsse des Klimawandels auf die 
Straßeninfrastruktur einschließlich einer Verwundbar- 
keitsanalyse). Darauf auf bauend werden Anpassungsmög- 
lichkeiten benannt, Anpassungsmaßnahmen entwickelt 
und unter Kosten-Nutzen-Aspekten bewertet. 

Schaffung klimaplastischer Wälder im Bundesforst 
(BMF, BlmA, ab 2011): Unter Berücksichtigung der je- 
weiligen Zweckbestimmung der Bundeswälder entwi- 
ckelt die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BlmA) 
sfabile, strukturreiche und standortgerechte Mischwälder 
unter Ausnutzung natürlicher Sukzession. Dabei orien- 
tiert sie sich am aktuellen Stand der Forschung. 

B.4. Säule 4: Internationale Verantwortung 

Die Anpassung an die Folgen des Klimawandels ist auch 
international eine große Herausforderung. Entwicklungs- 
länder, die gegenüber den nachteiligen Auswirkungen der 
Klimaänderung nachweisbar besonders anfällig sind und 
über nicht ausreichende Anpassungskapazitäten verfü- 
gen, bedürfen einer angemessenen Untersfützung. Doch 
auch zwischen Industriestaaten, etwa innerhalb der EU, 
bedarf es der Abstimmung und der Zusammenarbeit im 
Bereich Anpassung. 

Um diesen Herausforderungen gerecht zu werden, setzt 
sich Deutschland seit vielen Jahren intensiv für eine weit- 


reichende internationale Kooperation auf dem Gebiet der 
Anpassung ein. Dieses Engagement wird Deutschland in 
den kommenden Jahren fortführen und weifer ausbauen. 

Dieses Engagement leistet auch einen Beitrag zur Vor- 
beugung gegen einen möglichen Anstieg des Migrations- 
drucks. Auch wenn hinsichtlich des Zusammenhangs von 
Klimawandel und Migration nicht von einer einfachen 
Ursache-Wirkung-Kette ausgegangen werden kann, muss 
der mögliche Einfluss des Klimawandels auf Migrations- 
entscheidungen künftig stärker berücksichtigt werden. 

ln der Europäischen Union ist Deutschland eines der Län- 
der, die durch einen intensiven nationalen Anpassungs- 
prozess zugleich sowohl einen politischen, als auch einen 
inhaltlichen Beitrag zu einem gemeinsamen europäischen 
Vorgehen leisten. 

Die deutschen Aktivitäten in der internationalen Verant- 
wortung betreffen daher die Schwerpunkte: 

- Förderung der Anpassung im Rahmen des internatio- 
nalen Klima-Regimes (Klimarahmenkonvention, Ky- 
oto-Protokoll) und der Entwicklungszusammenarbeit 

- Internationale Abkommen und Kooperationen ein- 
schließlich des Zwischenstaatlichen Ausschusses für 
Klimaänderungen (IPCC) 

- Internationale Kooperationen im Bereich Forschung 
und Entwicklung 

- Europäische Zusammenarbeit u. a. in der Umsetzung 
des EU -Weißbuchs zur Anpassung an den Klimawan- 
del 

- Europäische Forschungskooperationen. 

B.4.1. Internationale Zusammenarbeit 

Die Anpassung an den Klimawandel ist ein integraler Teil 
nachhaltiger Entwicklung in Industriestaaten wie auch in 
Entwicklungsländern. Insbesondere in Entwicklungslän- 
dern tragen viele Maßnahmen, die der Erreichung einer 
nachhaltigen Entwicklung dienen, auch zur Anpassung an 
den Klimawandel bei. Darüber hinaus gehende spezifi- 
sche Anpassungsmaßnahmen können eine nachhaltige 
Entwicklung weiter befördern. 

B.4.1. 1. Förderung der Anpassung In Entwick- 
lungsländern Im Rahmen des Inter- 
nationalen Kllmareglmes und der 
Entwicklungszusammenarbeit 

Die laufenden Verhandlungen der Vereinten Nationen 

- im Kontext der Klimarahmenkonvention - zielen auf 
eine neue, weltweite Klimaschutzarchitektur ab, um zu 
einem nach 2012 gültigen und für alle Vertragssfaaten 
bindenden internationalen Klimaschutzregime zu kom- 
men. Als Teil des geplanten umfassenden Klimaschutzab- 
kommens hat die Förderung der Anpassung in Entwick- 
lungsländern einen hohen Stellenwert. 

Die Verantwortung der Industriestaaten, Entwicklungs- 
länder im Klimaschutz und bei der Anpassung an den 
Klimawandel zu unterstützen, basiert dabei auf dem Prin- 
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zip der „gemeinsamen aber unterschiedlichen Verant- 
wortlichkeit“, das in Artikel 4 (1) und Artikel 4 (4) der 
UN-Klimarahmenkonvention von 1992 niedergelegt ist. 
Danach sind alle Staaten gemeinsam für den Schutz des 
Weltklimas zuständig, jedoch nach differenzierten Ver- 
ant wortungsmaß stäb en . 

Klima- und Entwicklungszusammenarbeit: 
Anpassungsfinanzierung als Ergebnis von 
Kopenhagen und Cancün 

Die Unterstützung der Entwicklungsländer bei der An- 
passung an den Klimawandel ist ein zentraler Bestandteil 
der Verhandlungen um ein internationales Klimaregime 
sowie Bestandteil vielfältiger Maßnahmen der multilate- 
ralen und bilateralen Entwicklungszusammenarbeit. 
Deutschland ist seit langem international einer der größ- 
ten Geber im Bereich Klima in Entwicklungs- und 
Schwellenländem. Ergänzend dazu hat die Bundesregie- 
rung in den letzten Jahren ihr Engagement systematisch 
ausgebaut. Innerhalb von fünf Jahren wurden die Finanz- 
hilfen auf rund eine Milliarde Euro jährlich (2009) ver- 
doppelt. 

Deutschland hatte im Copenhagen Accord 2009 zugesagt, 
weitere Mittel zur Unterstützung von Anpassung und Kli- 
maschutz bereitzustellen. Der Copenhagen Accord sieht 
für die Jahre 2010 bis 2012 zusätzliche Soforthilfen der 
Industriestaaten in Höhe von bis zu 30 Milliarden US- 
Dollar (22 Mrd. Euro) vor, zu denen die EU einen Anteil 
von jährlich 2,4 Mrd. Euro bereitstellt. Die Bundesregie- 
rung hat hierzu für den 3 -Jahrezeitraum 2010 bis 2012 
eine zusätzliche Unterstützung von 1,2 Mrd. Euro zuge- 
sagt, mit der auch Anpassungsprojekte in Entwicklungs- 
ländern in Höhe von 260 Mio. Euro durch BMZ und 
BMU finanziert werden. Die Ende 2010 beschlossene 
Vereinbarung von Cancün (COP 16) hat diese Finanzie- 
rungszusagen bestätigt. 

Die Bundesregierung unterstützt mit den unten erläuterten 
Finanzierungsinstrumenten auch eine Reihe von internati- 
onalen Fonds, die in den letzten Jahren für den Klima- 
schufz und die Anpassung an den Klimawandel in 
Entwicklungsländern aufgelegt wurden. Diese sind im An- 
hang H.3. B. 4. 1.1.1. - 7. zusammengestellt. 

Internationale Klimascbntzinitiative (IKI) 

Mit der IKl (jährlich 120 Mio. Euro) wurde bereits 2008 
ein innovatives, eigenständiges Finanzierungsinstrument 
geschaffen, mit dem Deutschland unter der Federführung 
des BMU Entwicklungs-, Schwellen- und Transforma- 
tionsländer im Klimaschutz und bei der Anpassung an 
den Klimawandel unterstützt. Die IKl stärkt die deutsche 
bilaterale Zusammenarbeit u. a. in der Anpassung und un- 
terstützt den laufenden Verhandlungsprozess für ein um- 
fassendes globales Klimaschufzabkommen. Seit Beginn 
der IKl wurden in besonders vom Klimawandel betroffe- 
nen Regionen über 54 Mio. Euro für Anpassungsmaßnah- 
men invesfiert. Seit 2010 wird ein Teil der deutschen Fast 
Start Zusage des Copenhagen Accords über die IKl um- 
gesetzt. 


Zu den Schwerpunkten der IKl im Bereich Anpassung 
zählen die Optimierung von Landnutzungssystemen, das 
Management von Klimarisiken (z. B. Versicherungslö- 
sungen) und der Ansatz „ökosystemare Anpassung“. 
Letztere zielt auf die Erhöhung der Anpassungsfähigkeit 
der Bevölkerung durch die nachhaltige Nutzung und den 
Erhalt von Ökosystemen ab, wie z. B. Mangrovenwälder 
und Wassereinzugsgebiete. Dabei wird gleichzeitig der 
Schutz der biologischen Vielfalt unterstützt und eine 
Kohlenstoffspeicherung in terrestrischen und aquatischen 
Ökosystemen erreicht. Die IKl fördert z. B. mit 10 Mio. 
Euro ein breiten wirksames Programm zur Umsetzung 
ökosystemarer Anpassungsstrategien durch einen multila- 
teralen Fonds des Umweltprogramms der Vereinten Nati- 
onen (UNEP)^, des Entwicklungsprogramms der Verein- 
ten Nationen (UNDP)'** und der internationalen Union für 
die Bewahrung der Natur und natürlicher Ressourcen 
(lUCN)ii. 

ln der Auswertung und zur Evaluierung der durch die IKl 
geförderten modellhaften Anpassungsprojekte in Schwel- 
len- und Entwicklungsländern wird das BMU so genannte 
„lessons leamed“ und „gute Beispiele“ in der Anpassung 
(bis Mitte 2012) zusammenführen und bereitstellen. 

Verankerung von Anpassung als Querschnittsthema 
in der Entwicklungszusammenarheit 

BMZ unterstützt im Rahmen der bilateralen Entwick- 
lungszusammenarbeit zahlreiche spezifische Vorhaben 
zur Anpassung an den Klimawandel u. a. im Südpazifik, 
in Indien, in Marokko, im Andenraum, im Mekong-Delta 
und in Subsahara Afrika. Daneben wird das Thema Kli- 
mawandelfolgen zunehmend in Projekten der Entwick- 
lungszusammenarbeit berücksichtigt. 

Anpassungsvorhaben der bilateralen Entwicklungszu- 
sammenarbeit umfassen vielfältige Beratungs- und Aus- 
bildungsmaßnahmen („Kapazitätenentwicklung“) sowie 
innovative Investitionsmaßnahmen in den Partnerländern. 
Diese Maßnahmen sind in der Regel so genannte „Maß- 
nahmen ohne Reue“ („no regret-Maßnahmen“), d. h. sie 
sind unter einer weiten Bandbreite an Klimaänderungen, 
möglichen Klimafolgen und -risiken sinnvoll und erfolg- 
versprechend. Diese Maßnahmen zielen darauf ab, An- 
passungskapazitäten an den Klimawandel in Entwick- 
lungsländern zu erhöhen, so u. a. durch 

- die Verringerung der Verwundbarkeit der Bevölke- 
rung, z. B. durch die Verbesserung der Gesundheits- 
grundversorgung; 

- die Stärkung der Leistungsfähigkeit öffentlicher Ver- 
waltungen und des Finanzwesens für besseres Risiko- 
management; 

- Katastrophenvorsorge, Schutzvorschriften, Frühwarn- 
systeme und spezifische Investitionen, die die Anpas- 


^ United Nations Environment Programme (UNEP) 

United Nations Development Programme (UNDP) 

International Union for Conservation of Nature and Natural Resour- 
ces (lUCN) 
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sung an den Klimawandel fördern, wie eine effizien- 
tere Wassemutzung und eine ressourcensehonende 
Landwirtschaft. 

Das BMZ hat beispielsweise 2010 ca. 260 Mio. Euro für 
Maßnahmen zur Anpassung in Entwicklungsländern be- 
reitgestellt. 2011 plant das BMZ, Anpassungsvorhaben in 
ähnlicher Höhe zu fördern. 

Klimaprüfung in der Entwicklungszusammenarbeit 

Das Kennungssystem des Entwicklungshilfeausschusses 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD)'^ kennzeichnet Entwicklungsmaß- 
nahmen in Bezug auf die Verwirklichung entwicklungs- 
politischer Ziele'3 der OECD. Damit soll die Vergleich- 
barkeit der öffentlichen Entwicklungsmaßnahmen der 
Mitgliedstaaten gewährleistet werden. Dies ist von beson- 
derer Bedeutung für die Anrechnung von Maßnahmen der 
offiziellen Entwicklungszusammenarbeit (ODA). 

Das BMZ hat daher die Kennung „Klimaanpassung“ seit 
April 2010 verpflichtend für alle neuen Vorhaben einge- 
führti4. 

Ergänzend wird eine verpflichtende Klimaprüfung in der 
Deutschen Entwicklungszusammenarbeit eingeführt (BMZ 
sowie dessen Durchführungsorganisationen; ab 2011): 
Ziel dieser kombinierten Umweltverträglichkeits- und 
Klimaprüfung in der deutschen Entwicklungszusammen- 
arbeit ist es, 

- nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt einschließ- 
lich das Mikro- und Makroklima zu verringern oder zu 
vermeiden, 

- Potenziale für eine Verbesserung der Umweltqualität 
und zur Vermeidung von Treibhausgasen bei Konzep- 
tion und Umsetzung zu erschließen, 

- zu gewährleisten, dass die Auswirkungen des Klima- 
wandels die angestrebten positiven Wirkungen des 
Projektes nicht gefährden und Anpassungskapazitäten 
erhöht werden. 

Die Ergebnisse der Prüfung werden in wesentliche Sektor- 
und Projektdokumente (wie Schwerpunktstrategiepapiere, 
Programmvorschläge) einbezogen und in der Projektbe- 
richterstattung durch die Durchführungsorganisationen'^ 
der Entwicklungszusammenarbeit berücksichtigt. 


•2 Organisation for Economic Co-operation and Development (OECD) 
Gleichberechtigung der Geschlechter, Umwelt- und Ressourcen- 
schutz, ökologische Nachhaltigkeit, Partizipative Entwicklung und 
Gute Regierungsführung, Armutsminderung 
•4 Die Kennung „Klimaanpassung“ (KLA), hat drei projektziel-bezoge- 
ne Ausprägungen „2 - 1 - 0“: 

KLA 2: Die Maßnahme trägt hauptsächlich bis vollständig zur An- 
passung an den Klimawandel (Hauptziel) bei // KLA 1 : Die Maßnah- 
me trägt signifikant (jedoch nicht überwiegend) zur Anpassung an 
den Klimawandel bei (Nebenziel) // KLA 0: Die Maßnahme trägt 
nicht signifikant zur Anpassung an den Klimawandel bei (nicht rele- 
vant). 

Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GIZ, KfW 
Entwicklungsbank, Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesell- 
schaft DEG, Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
BGR, Physikalisch Technische Bundesanstalt PTB. 


Beispiele bilateraler Entwieklungszusammenarbeit sind 
in H. 3. B. 4. 1.1. 11 ff dargesfellt. 

B.4.1.2. Internationale Abkommen 
und Kooperationen 

Versehiedene internationale Abkommen, Übereinkünfte 
und Kooperationen werden dureh das Einbringen und die 
Berüeksiehtigung von anpassungsrelevanten Inhalten in 
den Verhandlungs- und Umsetzungsprozessen weiterent- 
wiekelt. Im Folgenden werden aus einigen Bereiehen 
Beispiele genannt: 

UN-Übereinkommen über die Biologische Vielfalt 

Das UN-Übereinkommen ,Convention on Biologieal Di- 
versity‘, (CBD) führt umfangreiehe Arbeiten zum Thema 
Biodiversität und Klimasehutz dureh. Auf der letzten Ver- 
tragstaatenkonferenz (2010) wurde ein ambitionierter Be- 
sehluss zur Thematik „Biologisehe Vielfalt und Klima- 
wandel“ gefasst, der Anleitungen zur Integration der 
biologisehen Vielfalt in Maßnahmen der Klimaanpassung 
umfasst. Das CBD-Sekretariat wird mit diesem Besehluss 
u. a. beauftragt, einen Vorsehlag für gemeinsame Aktivi- 
täten der 3 Rio-Konventionen (Klimarahmenkonvention, 
CBD und Konvention zur Bekämpfung der Wüstenbil- 
dung) zu erarbeiten, der aueh Anpassungsmaßnahmen 
enthalten soll. 

Handlungsrahmen „Schutz der Gesundheit in einer 
durch den Klimawandel bedrohten Umwelt“ 

Aufbauend auf einer Resolution der Weltgesundheitsver- 
sammlung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und 
dem Ende 2008 entwiekelten „Arbeitsplan Klimawandel 
und Gesundheit“ erarbeitete das Regionalbüro für Europa 
der WHO unfer enger Einbeziehung Deufsehlands den 
„Handlungsrahmen für die Europäisehe Union: Sehutz 
der Gesundheit in einer dureh den Klimawandel bedroh- 
ten Umwelt“. Die Umsetzung des Arbeitsplans und des 
Handlungsrahmens wird von Deutsehland (BMU und 
BMG) aktiv unterstützt und national im Rahmen der DAS 
umgesetzt. 

Aufbau eines Global Framework for Climate Services 

Auf der 3. Weltklimakonferenz (WCC-3) im August 2009 
in Genf wurde der Aufbau eines „Global Framework for 
Climate Serviees“ (GFCS) besehlossen. Ziel ist es, mit- 
tels nutzerorientierter Klimadienstleistungen Klimasimu- 
lationen, -Produkte und -informationen auf globaler, regi- 
onaler und nationaler Ebene bereitzustellen. Auf dieser 
Basis wird eine bestmögliehe Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels ermöglieht. Diese Klimadienstleistun- 
gen zur Unterstützung des Aufbaus weltweiter Klima- 
kompetenz umfassen die fünf Säulen , Daten gewinnen/ 
Klima überwaehen‘, ,Modellieren/Projizieren/Vorhersa- 
gen‘, ,Bewerten/Begutaehten‘, , Beratend , Kapazitätsauf- 
bau („eapaeity building“)‘. 

Der DWD begleitet federführend für Deutsehland den 
Aufbau des GFCS im Verbund mit seinen Partnern in der 
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Weltorganisation für Meteorologie (WMO) und den Wet- 
terdiensten weltweit. 

Beitrag Deutschlands zum „Zwischenstaatlichen Aus- 
schuss für Klimaänderungen“ (Infergovemmental Panel 
on Climate Change IPCC): Die Klimapolitik Deutsch- 
lands beruht zu wesentlichen Teilen auf den wissenschaft- 
lichen Sachstandsberichten des Zwischenstaatlichen Aus- 
schusses für Klimaänderungen (IPCC). IPCC stellt die 
aktuelle wissenschaftliche, technische und sozioökono- 
mische Literatur, die weltweit zum Thema Klimawandel 
publiziert wird, umfassend, objektiv und transparent zu- 
sammen. IPCC bietet politisch neutrale Bewertungen des 
Sachstands für Entscheidungsträger auch in Sachen An- 
passung. Ein Sonderbericht zu Extremereignissen mit 
Schwerpunkt Anpassung wird Ende 2011 veröffentlicht, 
der nächste Sachstandsbericht ist für 2013/2014 vorgese- 
hen. Etwa 50 deutsche Expertinnen und Experten sind in 
den Schreibteams der aktuellen Berichte engagiert. 

Strategisch und inhaltlich trägt die Bundesrepublik zur 
Qualität und Ausrichtung des IPCC durch die aktive Teil- 
nahme an IPCC Büro- und Plenarsitzungen, die Unterstüt- 
zung des IPCC-Reformprozesses sowie die Begutachtun- 
gen von IPCC-Berichten bei. 

Deutschland leistet regelmäßige Beiträge zum Treuhän- 
derfonds des IPCC. Die Erstellung der Berichte wird 
durch die Finanzierung der Geschäftsstelle der Arbeits- 
gruppe 111 und durch Assistenzstellen für leitende Auto- 
ren sowie Reisekosten zu IPCC-Expertentreffen unter- 
stützt. Insgesamt wendet Deutschland mehr als 5 Mio. 
Euro pro Jahr für IPCC auf 

B.4.1.3. Internationale Kooperationen im Bereich 
Forschung und Entwicklung 

Regional Science Service Centres for Climate Change 
and Adapted Land-use in Africa (BMBF/PT-DLR, 2010 
bis 2015): Ziel dieser Aktivität ist es süd- und westafrika- 
nische Schwellen- und Entwicklungsländer gezielt dabei 
zu unterstützen, Kompetenzen und Kapazitäten in anwen- 
dungsorientierter Forschung und Entwicklung zur Anpas- 
sung an den Klimawandel sowie zur Entwicklung und 
Umsetzung eines angepassten Landmanagements (wie zu 
Wasserverfügbarkeit, Landnutzung und Ökosystem- 
dienstleistungen) aufzubauen. Sie sollen in ihrer Region 
auch eine wichtige beratende Funktion für öffentliche und 
private Entscheidungsträger übernehmen. Dazu sind zwei 
Zentren (eines für den Süden Afrikas und eines für den 
Wesfen) im Aufbau, die in den kommenden 5 Jahren mit 
bis zu 100 Mio. Euro unterstützt werden. 

ln zwei BMBF-Förderschwerpunkten wird auch auf inter- 
nationaler Ebene die Anpassung an Klimafolgen themati- 
siert: 

Forschung für die nachhaltige Entwicklung der Me- 
gastädte von morgen - Energie- und klimaeffiziente Struk- 
turen in Urbanen Wachstumszentren (BMBF/PT-DLR, 
Hauptphase bis ca. Mitte 2013) und 

Nachhaltiges Landmanagement (BMBF/PT-DLR, 2010 
bis 2015): Die Fördermaßnahme leistet in Modul A einen 


Beitrag zum besseren Verständnis der Wechselwirkungen 
zwischen Landmanagement, Klimawandel und Ökosys- 
temdienstleistungen in ausgewählten Regionen. Sie stärkt 
die Vernetzung, Kompetenz und Sichtbarkeit der deut- 
schen Forschung im Rahmen politischer Prozesse der 
UN-Übereinkunft über die biologische Vielfalt (UNCBD) 
und der Klimarahmenkonvention (UNFCCC), Einzelvor- 
haben siehe H.3. B.4.1.3. 23 a-e. 

Global Research Alliance on Agricultural Greenhouse 
Gases: Die „Alliance“ wurde anlässlich der 15. Vertrags- 
staatenkonferenz zum Klimarahmenabkommen in Ko- 
penhagen auf Basis einer gemeinsamen Erklärung von 
21 Gründungsstaaten durch die jeweiligen Landwirt- 
schaftsminister etabliert, seither sind weitere zehn Staaten 
beigetreten. Zweck der „Alliance“ ist, die internationale 
Zusammenarbeit zum Klimaschutz im Agrarbereich zu 
intensivieren, um durch vernetzte Agrarforschung und 
Wissenstransfer auf eine Verminderung der Treibhausgas- 
emissionen der Landwirtschaft hinzuwirken. BMELV 
nimmt für Deutschland an der Allianz teil (http:// 
www.globalresearchalliance.org/). 

B.4.2. Europäischer Rahmen 

B.4.2.1. Umsetzung des EU-Weißbuchs zur 
Anpassung an den Klimawandel 

Deutschland unterstützt unter Wahrung des Subsidiari- 
tätsprinzips den europäischen Prozess auf der Grundlage 
des Weißbuches Anpassung von 2009 zur Erarbeitung ei- 
nes EU-Rahmens zu Anpassung. Deutschland setzt sich 
daher dafür ein, dass das EU-Vörgehen auf solche As- 
pekte ausgerichtet ist, bei denen wegen bestehender Ge- 
meinschaftskompetenzen ein gemeinschaftlicher Rahmen 
für das Handeln der Mitgliedstaaten notwendig ist oder 
Gemeinschaftsaktionen oder ein koordiniertes Vorgehen 
der Mitgliedstaaten sachlich erforderlich und/oder aus Ef- 
fizienzgiünden sinnvoll ist. Deutschland beteiligt sich ak- 
tiv in den Gremien und Arbeitsgruppen der EU-Kommis- 
sion zur Umsetzung dieser Maßnahmen. So unterstützen 
Umweltbundesamt und Deutscher Wetterdienst beispiels- 
weise mit nationaler Expertise die Konzipierung und Um- 
setzung des Europäischen Clearing House Mechanismus 
(ECHM). Das Umweltbundesamt verzahnt diese Aktivi- 
tät eng mit dem Ausbau des Web-Portals www.anpas 
sung.net zum nationalen Informations-, Kommunika- 
tions- und Kooperationssystem zur Anpassung an den 
Klimawandel in Deutschland als so genanntes „deutsches 
Fenster“ des ECHM. 

Integration von Anpassnngsaspekten in die EU-Poli- 
tikgestaltnng nnd in der Politiknmsetznng 

Verbesserung des Fischereimanagements der Nord- und 
Ostsee im Rahmen der gemeinsamen Fischereipolitik der 
EU (BMELV/vTl, BMU/BfN, ab 2010): Die Bundesre- 
gierung setzt sich dafür ein, zu einer nachhaltigen und 
ökosystemverträglichen Gestaltung der Fischerei in 
Nord- und Ostsee im Rahmen der europäischen gemein- 
samen Fischereipolitik zu kommen. Dabei werden auch 
die Auswirkungen der Klimaveränderungen auf die biolo- 
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gische Vielfalt stärker zu berücksichtigen sein. Ziel ist es, 
eine Bestandserholung bedrohter Arten, die Vermeidung 
von Schädigungen betroffener Lebensräume, die signifi- 
kante Reduzierung des Beifangs von Fischen, Meeressäu- 
gem und Seevögeln sowie ein Verbot zerstörerischer Fi- 
schereipraktiken zu erreichen. 

Internationale Kommissionen zum Schutz grenzüber- 
schreitender Flussgebiete (z. B. der Donau) thematisieren 
zunehmend die Anpassung an den Klimawandel. Ziel ist 
es, die notwendigen Anpassungsmaßnahmen in die lau- 
fenden Arbeiten zur Entwicklung bzw. Umsetzung der 
Bewirtschaftungspläne gemäß EG- Wasserrahmenrichtli- 
nie sowie der Hochwasserrisikomanagementpläne gemäß 
EG-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie zu integrie- 
ren. 

So beabsichtigt beispielsweise die Internationale Kom- 
mission zum Schutz der Donau (IKSD) zu diesem Zweck, 
bis Ende 2012 eine Anpassungsstrategie an den Klima- 
wandel zu erarbeiten. Davon profitieren im Falle der Do- 
nau auch Länder, die nicht der EU angehören. Deutsch- 
land (vertreten durch BMU) hat hierin eine federführende 
Rolle übernommen und unterstützt die Arbeiten durch 
eine vorbereitende Studie. 

B.4.2.2. Europäische Kooperationen 
im Forschungsbereich 

Die Bündelung nationaler Forschungsprogramme, das so 
genannte „Joint Programming“, ist eine relativ neue Initi- 
ative von Europäischer Kommission und den europäi- 
schen Mitgliedstaaten mit dem Ziel den Europäischen 
Forschungsraum („European Research Area - ERA“) 
auf- bzw. weiter auszubauen. Ziel der „Joint Program- 
ming“-lnitiativen ist es eine europaweite Koordinierung 
nationaler Fördermittel zu erreichen, um Maßnahmen zu 
bündeln und Redundanzen zu vermeiden. Zugleich sollen 
mit gemeinsamen Programmkonzeptionen Problemstel- 
lungen thematisiert und in Kooperation erforscht werden, 
die auf nationaler Ebene allein nicht gelöst werden kön- 
nen. Für den Bereich Anpassung ist Deutschland an zwei 
Initiativen beteiligt: 

Joint Programming Initiative „Connecting Climate 
Knowledge for Europe“ (JPl Climate) (BMBF, PT-DLR, 
Vorlauf ab 2010, Beginn erster Fördermaßnahmen ab ca. 
2012): Das JPl Climate hat das Ziel, fundierte und an- 
wendungsorientierte wissensbasierte Werkzeuge und In- 
strumente für die Entscheidungsfindung zur Anpassung 
an den Klimawandel bereitzustellen. Kritische Wissenslü- 
cken in Schlüsselbereichen der Klimaforschung sollen 
geschlossen und die Klimaforschung strukturell darin un- 
terstützt werden, Ergebnisse von praktischem Nutzen für 
politische, Planungs- und Investitionsentscheidungen be- 
reitzustellen. Dies umfasst u. a. ein europäisches Modell- 
system zu einer dekadischen Klimaprognose, ein verbes- 
sertes Verständnis von Variabilität und Extremereignissen 
und die Analyse der durch den Klimawandel bedingten 
Transformationsprozesse. Integrierte entscheidungsunter- 
stützende Werkzeuge sollen die systematische Bewertung 
der Wirkungen strategischer Entscheidungen ermögli- 


chen. Die „JPl Climate“ ist eine Kooperation von derzeit 
insgesamt 14 EU-Mitgliedstaaten. 

Joint Programming Initiative „Agriculture, Food Security 
and Climate Change“ (BMELV): Mit dieser Initiative wer- 
den die europäischen Agrarforschungskapazitäten gebün- 
delt, um gemeinsam ein Konzept dafür zu entwickeln, wie 
eine schnell wachsende Weltbevölkerung unter sich än- 
dernden Klimabedingungen und steigender Nachfrage 
nach nachwachsenden Rohstoffen ausreichend ernährt 
werden kann. Zu den Zielen gehören die Erarbeitung eines 
neuen Ansatzes für ein nachhaltiges Wachstum der Land- 
wirtschaft in Europa, die Bewertung der Auswirkungen 
des Klimawandels auf die gesamte Lebensmittelkette ein- 
schließlich der Agrarmärkte, die Verringerung der Treibh- 
ausgas-Emissionen durch Kohlenstofffixierung, Substitu- 
tion von fossilen Treibstoffen und Verminderung des N 2 O- 
und C02-Ausstoßes der Landwirtschaft sowie die Verrin- 
gerung der negativen Auswirkungen der Agrarproduktion 
auf die Biodiversität. 

C. Zusammenfassende Darstellung der 
Anpassungsaktivitäten in den 
Bundesländern 

Klimawandel und Anpassung in den 
Bundesländern - ein Überblick 

Die Befassung mit den Folgen des Klimawandels ist auf 
der Länderebene als Aufgabe bereits fest verankert, ln 
den vergangenen Jahren haben sich dazu in den meisten 
Bundesländern politisch getragene Prozesse zur regiona- 
len Klimaanpassung entwickelt, die entweder sektorale 
oder sektorübergreifende Ansätze verfolgen. Die vielfälti- 
gen Aktivitäten und die regionalspezifischen Ansätze der 
Bundesländer sind mit entsprechenden Referenzen im 
Anhang H.2. zusammengestellt. 

Auch wenn sich das spezifische Vorgehen der Bundeslän- 
der in der Anpassung unterscheidet, ist doch allen Ansät- 
zen gemeinsam, dass eine Betrachtung der globalen Aus- 
sagen zu Klimaänderungen, meist mit Bezug zum IPCC 
(Intergovemmental Panel on Climate Change), zugrunde 
liegt. Darauf aufbauend werden regionale Klimaänderun- 
gen, die daraus abzuleitenden Klimafolgen und Betrof- 
fenheiten sowie Handlungsoptionen betrachtet sowie 
letztlich nächste Schritte abgeleitet. Für die Ableitung 
von Aussagen zu regionalen Klimaänderungen werden 
nicht nur, aber überwiegend die regionalen Klimamodelle 
REMO und WettReg verwendet. Hierfür wird in fasf allen 
Bundesländern das Interaktive Diagnose- und Präsenta- 
tionstool (IDP) eingesetzt. 

Das Monitoring von Klimaänderungen und Klimaanpas- 
sung wird in den Bundesländern durchgängig thematisiert 
und zum Teil auch bereits initiiert. Zur Erfassung von Pa- 
rametern, die Hinweise auf Klimaänderungen geben, 
kann dabei auf die vorhandene breite Expertise der Bun- 
desländer und verfügbare Monitoringsysteme (in den 
Umweltmedien, zur Nachhaltigkeit usw.) aufgebaut wer- 
den. 

Um die laufenden Bund- und Länderaktivitäten eng zu 
verzahnen und aufeinander abzustimmen hat die Umwelt- 
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ministerkonferenz (UMK) im Juni 2009 einen Ständigen 
Ausschuss zur Anpassung an die Folgen des Klimawan- 
dels (AFK) als Gremium der Bund- Länderarbeitsge- 
meinschaft Klima, Energie, Mobilität und Nachhaltigkeit 
(BLAG KliNa) eingerichtet. Bei der Erarbeitung des Ak- 
tionsplans hat eine enge Zusammenarbeit stattgefunden. 

D. Aktivitäten des Bundes in Kooperation 
mit den Ländern 

Bedingt durch die föderale Aufgabenteilung in Deutsch- 
land ergibt sich auch für viele Bereiche der Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels eine Zusammenarbeit zwi- 
schen Bund und Ländern. Hier werden Vorhaben vorge- 
stellt, die in enger Kooperation ausgeführt werden. Dazu 
gehören die Bereiche: 

- Wissensbasis erweitern, einschließlich der Klimafol- 
genabschätzung und der Klimafolgenmonitoringsys- 
teme 

- Wissensvermittlung intensivieren, Netzwerke bilden 

- Gemeinsam Konzepte erarbeiten und Maßnahmen 
Umsetzen 

- Bund-Länder-Finanzierungsprogramme für Anpassung. 

D.1. Wissensbasis erweitern 

Die Verbesserung der Klimafolgenabschätzung verfolgt 
zwei Stränge: Zum einen ist die Risikoanalyse im engeren 
Sinne zu nennen (siehe dazu die Vorhaben zur Vulnerabi- 
litätserfassung und -bewertung unter B.1.L2. in die die 
Länder einbezogen werden). Zum anderen liefern dauer- 
haft angelegte Klimafolgen-Monitoringsysteme notwen- 
dige Grundlagendaten, um klimabedingte Veränderungen 
der gesellschaftlichen und nafürlichen Sysfeme mit be- 
lastbaren Daten belegen und nachvollziehen zu können, 
sowie Klimafolgen und Anpassungsmaßnahmen bewert- 
bar zu machen. Dabei kann auf die vorhandene breite Ex- 
pertise der Bundesländer und auf dort verfügbare Monito- 
ringsysfeme (in den Umweltmedien, zur Nachhaltigkeit 
usw.) aufgebaut werden. Allerdings ist es dazu erforder- 
lich, vorhandene Monitoringsysteme des Bundes und der 
Länder besser zu vernetzen und ggfs, bedarfsgerecht an- 
zupassen, um Daten effizienter nutzen zu können. 

Für einzelne Bereiche oder Handlungsfelder wird der 
Auf- bzw. Ausbau spezifischer Monitoringsysteme be- 
reits vorbereitet: 

Boden 

Erhalt, Weiterentwicklung, Vernetzung und Anpassung 
der Instrumente des Bodenmonitorings und der Erhebung 
des Bodenzustands, um die für die Konzeption von An- 
passungsmaßnahmen erforderlichen Daten zu langfristi- 
gen Prozessen im Boden und zu möglichen Veränderun- 
gen des Bodenzustands bereit zu stellen (BMU/UBA, 
BMELV/vTl, Helmholtz-Gesellschaft, BMVBS/DWD, 
Länder, 2011 ff). 

Aufbau und Efablierung eines sysfematischen, deutsch- 
landweifen und vergleichbaren Erosionsmonitorings, wel- 


ches die unterschiedlichen Interessen bündelt (Boden- 
schutz, landwirtschaftliche Beratung, Maßnahmen zur 
Klimaanpassung) (BMU/UBA, Länder, 2011 ff). 

Aufbau einer webbasierten Informationsplattform Boden- 
daten in Deutschland zur Erleichterung des Zugriffs auf 
die Daten und zur Unterstützung der Klimafolgen- und 
Anpassungsforschung. (BMU/UBA (FF), in Kooperation 
mit BMWi/BGR, BMELV/vTl sowie den Ländern, 2011 ff) 

Biologische Vielfalt 

Einrichtung eines bundesweiten Monitoringsystems zur 
Erfassung der Auswirkungen des Klimawandels auf die 
biologische Vielfalt (BMU /BfN, Länder; 2011 - 2016) in 
Abstimmung mit anderen Monitoringprogrammen (Bo- 
den, Wasser, Luft etc.). Dies steht in enger Verbindung 
zur Nutzung von Synergien mit vorhandenen Berichtssys- 
temen zum Zustand der Biodiversität sowie zur stoffli- 
chen Belastung der Ökosysteme in Deutschland beim 
Aufbau der Berichterstattung zur Anpassung an den Kli- 
mawandel (BMU (FF), Bundesländer, in Kooperation mit 
BMELV, BMG, BMVBS, 2010 - 2011 ff). 

Bevölkerungsschutz 

Nutzung von Synergien der Risikoanalyse für den Bevöl- 
kerungsschutz (BMl/BBK, in Kooperation mit Ländern, 
ab 2011): Vorausschauende und strukturierte Ermittlung 
des Schadensausmaßes, mit dem bei Eintritt unterschied- 
licher, u. a. auch klimabedingter Gefahren zu rechnen ist 
(All-Gefahrenansatz). 

D.2. Wissensvermittlung intensivieren, 
Netzwerke bilden 

Wissen zur Klimasituation, zu Klimafolgen und Anpas- 
sung soll, neben bereits informierten und sensibilisierten 
Fachleuten des Umweltbereichs und der regionalen Pla- 
nung oder des Katastrophenschutzes, auch an weitere 
kommunale Akteure (z. B. auch an kommunale oder regi- 
onale Mandatsträger, wie Bürgermeister, Stadträte, Land- 
kreisabgeordnete etc.) bzw. die Öffentlichkeit und die Bür- 
gerinnen und Bürger weiter vermittelt werden. Daher wird 
sich die Bundesregierung direkt (siehe B. 1.2.3.) sowie in 
Zusammenarbeit mit den Ländern engagieren, die Wis- 
sensvermittlung und Unterstützung der kommunalen 
Ebene zu intensivieren. 

Regionalkonferenzen 

Die Bundesregierung sieht es als Teil des Dialog- und Be- 
teiligungsprozesses zur DAS und damit als Teil des Akti- 
onsplans als ihre Aufgabe an, die DAS auch „vor Ort“ 
vorzustellen und zu diskutieren, um die DAS letztlich 
auch weiter entwickeln zu können. Daher hat das BMU 
zusammen mit dem Ständigen Ausschuss „Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels“ die Idee und das Konzept 
zu Regionalkonferenzen entwickelt. Regionalkonferen- 
zen werden von mehreren Bundesländern und der Bun- 
desregierung, vertreten durch BMU, und anderen interes- 
sierten Bundesministerien gemeinsam ausgerichtet. Ziele 
von Regionalkonferenzen sind die unterschiedlichen Ebe- 
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nen der Anpassung vorzustellen, insbesondere Kommu- 
nen aber auch andere regionale Akteure und Multiplikato- 
ren vor Ort anzusprechen und durch den Austausch die 
Handlungsebenen möglichst konsistent zu verknüpfen. 

Als Region wird nicht ein Bundesland gewählt, sondern 
eine (zusammenhängende) Fläche, die sich durch gleiche 
Betroffenheit definiert, ln der Regel handelt es sich dabei 
um Teilfiächen mehrerer benachbarter Bundesländer. Un- 
ter dem Aspekt gleichartiger Betroffenheit bieten sich 
mehrere Regionen für die Durchführung von Regional- 
konferenzen an, z. B.: Küste, Alpen, Mittelgebirge, ost- 
deutsche Trockenregion und Rheingraben. 

Als erste Regionalkonferenz des Bundes und der Länder 
hat am 30. und 31. März 2011 die Konferenz „Klimaan- 
passung Küstenregion“ in Hamburg stattgefimden. Die 
74. Sitzung der Umweltministerkonferenz hat darauffol- 
gend das erfolgreiche Format der Regionalkonferenzen 
gewürdigt und die Fortsetzung der Serie an Regionalkon- 
ferenzen explizit angeregt. Eine Folgekonferenz in der 
„Küstenregion“ wird im 2. Halbjahr 2012 in Bremerha- 
ven stattfinden. Eine Regionalkonferenz zu „ost- und mit- 
teldeutschen Trockengebieten“ ist in Planung. 

Kooperationsbörsen 

Als weiteres Element des Dialog- und Beteiligungsprozes- 
ses zur DAS wird BMU/UBA in Absprache mit den Län- 
dern ab 2012 so genannte „Kooperationsbörsen“ organi- 
sieren. Diese haben zum Ziel, lokale Akteure wie 
Unternehmen, Privatpersonen, Verbände oder Nichtregie- 
rungsorganisationen zusammenzubringen und projektbe- 
zogene Partnerschaften in der Anpassung zu bilden, die 
auf gegenseitiger Unterstützung durch einen nicht-mone- 
tären Austausch von Leistungen beruhen. 

D.3. Gemeinsam Konzepte erarbeiten 
und Maßnahmen umsetzen 

ln vielen Bereichen wurden und werden bereits Grundla- 
gen für die Einbeziehung von Anpassungsaspekten erar- 
beitet. Beispiele hierfür sind die Erarbeitung von Hand- 
lungsempfehlungen und Maßnahmen auf der Grundlage 
der Beschlüsse der trilateralen Wattenmeerkooperation, 
die schrittweise Umsetzung des Bund-Länder abgestimm- 
ten Strategiepapiers zum Klimawandel der Bund-Länder- 
Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) oder die durch die 
Bund-Länder- Arbeitsgemeinschaft Boden (LABO) 2010 
vorgelegten Handlungsempfehlungen. 

Als spezifische Kooperation zwischen Bund und Ländern 
sind derzeit vorgesehen: 

Menschliche Gesundheit 

Aufbau eines kooperativen bundesweiten Netzwerks zum 
Informationstransfer sowie zur Qualitätssicherung im Be- 
reich der gesundheitlichen Folgen des Klimawandels un- 
ter Einbeziehung bestehender Strukturen (BMU/UBA mit 
BMG/RKl, DWD ggfs, andere Akteure; Länder ab 2012): 
Ziel des Netzwerks ist ein dauerhafter sowohl horizontal 
als auch vertikal ausgelegter Informationsaustausch zwi- 


schen Bundes- und Länderbehörden zu den gesundheitli- 
chen Gefahren des Klimawandels, ln einer ersten Arbeits- 
phase werden bestehende Frühwarnsysteme evaluiert, 
schrittweise optimiert und im Idealfall harmonisiert. 

Biodiversität 

Entwicklung und Einführung eines Frühwarnsystems für 
invasive Arten vor dem Hintergrund des Klimawandels 
(BMU/BfN, Naturschutzfachbehörden der Länder) und 
Umsetzung eines effektiven und dauerhaft gesicherten 
Biotopverbundsystems und Wiedervemetzungsmaßnah- 
men unter Berücksichtigung der Anforderungen der An- 
passung an den Klimawandel (Länder, BfN, 2011f). 

Maßnahmen zur Verbesserung des ökologischen Zustands 
der rezenten Flussauen und Rückgewinnung ehemaliger 
Überschwemmungsgebiete auch unter Berücksichtigung 
der Anforderungen des Biotopverbunds (BMU/BfN, Län- 
der sowie Flussgebiefsgemeinschaften und internationale 
Flussgebietskommissionen, 2011 ff). 

Wasserwirtschaft 

Entwicklung eines Leitfadens für Wärmelasfpläne für 
Flussgebiete oder Teileinzugsgebiete (Bund-Länder-Ar- 
beitsgemeinschaft Wasser, ab 2011). 

Landwirtschaft 

Anpassungen der Landwirtschaft an den Klimawandel 
müssen breit angelegt sein. Dazu müssen Klimaänderun- 
gen und deren Folgen auf Agrarökosysteme realitätsnah 
abgeschätzt werden. Zu berücksichtigen sind vor allem 
die Verschiebung von Vegetationszeiten, die höhere 
Wahrscheinlichkeit ungünstiger Witterungsextreme und 
das geänderte Auftreten von Krankheitserregern. Darauf 
aufbauend sind sektorspezifische Anpassungsstrategien 
erforderlich, die mögliche Maßnahmen des Betriebma- 
nagements und der Änderungen der Infrastruktur ein- 
schließen. 

Die Umsetzung von Lösungsansätzen in der Landwirt- 
schaft bedarf gemeinsamer Anstrengungen von Bund und 
Ländern. Hierzu stehen neben der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes“ (GAK, siehe D.4.) als weitere Instrumente vor allem 
die Ausrichtung von Agrarumweltmaßnahmen an Klima- 
kriterien, die Intensivierung der landwirtschaftlichen Be- 
ratung und die weitere Innovationsförderung in gezielten 
Bundesprogrammen zur Verfügung. 

D.4. Bund-Länder-Finanzierungsprogramme 
für Anpassung 

Beitrag der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) bzw. der 
Entwicklungsprogramme der Länder für die ländlichen 
Räume nach der ELER- Verordnung u. a. zur Anpassung 
der ländlichen Infrastruktur an Klimafolgen. Seit 2007 
wurde die GAK in verschiedenen Bereichen weiter fort- 
entwickelt. Dabei wurde u. a. auch den neuen Prioritäten 
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) stärker Rechnung 
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getragen durch die Ergänzung der Förderung einzelbe- 
trieblicher Energieberatung, durch Förderung von Bera- 
tungsmaßnahmen in Bezug auf den Klimawandel, auf 
emeuerbare Energien, zur Wasserwirtschaft, zur biologi- 
schen Vielfalt sowie Maßnahmen zur Begleitung der Um- 
strukturierung des Milchsektors. 

Einen wichtigen Beitrag leistet die Förderung „markt- 
und standortangepasster Landbewirtschaftung“. Insbe- 
sondere die extensive Landwirtschaft fuhrt zu einer Ver- 
ringerung des Ressourceneinsatzes, was die Anpassung 
an den Klimawandel erleichtert. 

Neben der Förderung des Küstenschutzes im regulären 
Rahmenplan der GAK ist der Beitrag des Sonderrahmen- 
plans der GAK „Maßnahmen des Küstenschutzes in 
Folge des Klimawandels“ (BMELV, Länder, 2009 bis 
2025) zur beschleunigten Umsetzung der Küstenschutz- 
programme der Länder hervorzuheben. Dieser Sonder- 
rahmenplan verfolgt das Ziel, die Sicherung festgelegter 
Sicherheitsniveaus flächendeckend zu gewährleisten. Da- 
für werden pro Jahr 35,7 Mio. Euro Bundes- und Landes- 
mittel verausgabt. 

E. Beispiele von Eigeninitiativen nicht- 
staatlicher Akteure in der Anpassung 

Der Aktionsplan Anpassung hat seinen Schwerpunkt in 
der Darstellung von laufenden sowie geplanten Maßnah- 
men des Bundes zur Anpassung an den Klimawandel. 
Dabei ist berücksichtigt, dass viele Anpassungsmaßnah- 
men in Kooperation mit anderen Akteuren, z. B. den Bun- 
desländern (siehe Kapitel D), erfolgen. 

Anpassung an den Klimawandel ist aber nicht allein Auf- 
gabe des Bundes und anderer staatlicher Institutionen, 
sondern ebenfalls Aufgabe nicht-staatlicher Akteure. Bei 
der Entwicklung und Umsetzung von Anpassungsaktivi- 
täten spielt eine Vielzahl anderer Akteure, allen voran auf 
der regionalen und lokalen Ebene, eine Schlüsselrolle. 
Die Umsetzung der DAS zeigt, dass Anpassung von vie- 
len Akteuren bereits aktiv aufgegriffen wird. Gleichzeitig 
besteht noch Bedarf, die Notwendigkeit zur Klimaanpas- 
sung in der Gesellschaft, insbesondere bei nicht-staatli- 
chen Akteuren, stärker zu verankern. 

Um die bestehenden Aktivitäten in einer Informations- 
plattform zu bündeln und verstärkt sichtbar werden zu las- 
sen, stellt KomPass eine weiter wachsende Datenbank für 
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel mit Na- 
men „Tatenbank Anpassung“'^ bereit (siehe B. 1.2.1.). ln 
diese können Akteure solche Maßnahmen eintragen, die 
bereits umgesetzt und somit in der Praxis erprobt werden. 
Diese Beispiele sollen Kommunen, Unternehmen und Ver- 
bänden etc. Informationen und damit Hilfestellung bei der 
eigenen Maßnahmenrealisierung bieten und den Erfah- 
rungs- und Wissensaustausch sowie die Vernetzung der 
Akteure untereinander fordern. Im Projektdatenkatalog 
des Umweltbundesamtes sind eine Vielzahl an For- 


http://wvm.tatenbank.anpassung.net/cln_095/Tatenbank/DE/Home/ 
home node.html 


schungsprojekten dokumentiert, die auf sehr unterschied- 
lichen Ebenen initiiert wurden (www.anpassung.net). 

Folgende zwei Kurzdarstellungen verdeutlichen beispiel- 
haft, wie gesellschaftliche Akteure die Anpassung an den 
Klimawandel voranbringen. 

Geo-Informationssystem „ZÜRS Geo“ 

Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt- 
schafl e. V. (GDV) hat seit 2001 ein Zonierungssystem 
für das Überschwemmungsrisiko und die Einschätzung 
von Umweltrisiken entwickelt. Die Online-Plattform 
ZÜRS Geo bietet den ca. 120 GDV-Mitgliedsuntemeh- 
men, die Sach- und Haftpflichtversicherung betreiben, 
seit Anfang 2008 Anwendungen und Services zur detail- 
lierten Bewertung von unterschiedlichen Versicherungsri- 
siken. ZÜRS Geo wird in den Versicherungsuntemehmen 
für die Bewertung einzelner Risiken, bei der Tarifierung 
oder im Rahmen des Schadensmanagements eingesetzt. 

Der GDV plant nunmehr, die bisher nur intern zugängli- 
chen Informationen einem breiten Publikum zugänglich 
zu machen. Dazu ist eine Online-Plattform (ZÜRS pu- 
blic) vorgesehen, die einen bundesweiten, einheitlich ge- 
stalteten Zugang zu Informationen über die Risiken von 
Naturgefahren (einschließlich Folgen des Klimawandels) 
sowie Möglichkeiten der individuellen Vorsorge schaffen 
würde. Der GDV strebt an, im Sinne einer Public-Private- 
Partnership, die Ausgestaltung der Plattform gemeinsam 
mit anderen relevanten Akteuren abzustimmen und hat 
hierzu Gespräche mit den zuständigen Verwaltungen auf- 
genommen. 

Arbeitsgemeinschaft Klima der UVP-Gesellschaft e. V. 

Die seit 1987 tätige UVP-Gesellschaft e. V. fördert die 
Umweltvorsorge und alle dazu benötigten Planungs- und 
Managementinstrumente, insbesondere die Umweltver- 
träglichkeitsprüfung für Projekte (UVP) und die Strategi- 
sche Umweltprüfung (SUP) für Pläne und Programme. 

Eine der Arbeifsgemeinschaften beschäftigt sich bereits 
seit Jahren mit der angemessenen Bearbeitung des 
Schutzguts Klima in den räumlichen Planungen und spe- 
ziell in Umweltprüfungen. Die AG Klima der UVP-Ge- 
sellschaft ist mit ihren Mitgliedern aus Wissenschaft, aus 
Landes- und kommunalen Behörden sowie Planungsbü- 
ros und Beratungsuntemehmen engagiert, Arbeitshilfen 
und Standards für eine gute fachliche Praxis bei der Auf- 
arbeitung und Berücksichtigung von Klimabelangen für 
Planungen und Projekte zu entwickeln. 

Gerade in Hinblick auf eine Erfassung der Folgen des 
Klimawandels für den Mensch, die Tier- und Pflanzen- 
welt und alle sonstigen Schutzgüter sieht die UVP-Ge- 
sellschaft noch erheblichen Entwicklungsbedarf für die 
Wissenschaft und die Praxis. 

F. Beispiele für regionale/integrale Ansätze 

Die Vulnerabilität (Verwundbarkeit) gegenüber dem Kli- 
mawandel ist regional und sektoral unterschiedlich. Die 
DAS trägt der regionalen Differenzierung Rechnung, in- 
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dem sie Regionen in Deutschland beschreibt, die sowohl 
unterschiedlichen als auch vergleichbaren Klimarisiken 
ausgesetzt sind. Zudem verfolgt die DAS einen Ansatz, 
der die Anpassungsnotwendigkeiten der Sektoren bzw. 
Handlungsfelder sowie gleichzeitig die Wechselwirkun- 
gen zwischen diesen in den Blick nimmt. Die Bewertung 
der Vulnerabilität mittels integraler Ansätze, d. h. sektor- 
und regionenübergreifend, ist eine besondere Herausfor- 
derung, weil Kenntnisdefizite bestehen, bspw. zu Syner- 
gien und Konflikten von Anpassungsmaßnahmen ver- 
schiedener Handlungsfelder, ln den letzten drei Jahren 
nahmen verschiedene Projekte ihre Arbeit auf, die expli- 
zit einen integrierten Ansatz verfolgen. Im Folgenden 
sind Beispiele solcher Projekte beschrieben, die von der 
Bundesregierung gefordert und zum Teil in Kooperation 
mit regionalen und kommunalen Akteuren durchgeführt 
werden (Referenzen zu den Einzelvorhaben sind in An- 
hang H.3. B. 1.3. 69 ff, 71 fund H.3. B.3.1 angegeben). In- 
tegrale Ansätze werden im Umsetzungsprozess der DAS 
voraussichtlich weiter an Bedeutung zunehmen. 

Das Verständnis von Integration 

Die Projekte verfolgen unterschiedliche Ansätze, denn das 
Verständnis von Integration reicht von einer sektorüber- 
greifenden Perspektive der Raumordnung unter Nutzung 
formaler und informeller Instrumente (KlimaMORO, 
KLIMZUG) über die Integration von Klimaschutz und 
Klimaanpassung in Stadtregionen (ExWoSt, KLIMZUG) 
bis zu einem gemeinsamen Verständnis für nachhaltig zu 
bewirtschaftende Gewässerökosysteme (KLIWAS). ln 
den Vorhaben werden verschiedene Formen von Integra- 
tion umgesetzt und methodisch unterstützt: 

- inhaltlich über bestimmte Fokusthemen („Resiliente 
Systeme“ in KLIMZUG nordwest2050), 

- methodisch über die Nutzung von Modellen und Mo- 
dellketten (Klimaänderungen Klimafolgen An- 
passungsmaßnahmen etc.) sowie die Anwendung von 
multikriteriellen Entscheidungsunterstützungshilfen 
und den Einsatz integrierter Szenarien, also solche 
Szenarien, die sowohl klimatische als auch nicht-kli- 
matische Einfiussfaktoren auf die gesellschaftliche 
Entwicklung abbilden (KLIWAS), 

- räumlich über Fokus- oder Modellgebiete (KLIMZUG 
RADOST, KLIWAS), 

- über die Verankerung von Anpassung in andere Poli- 
tikfelder und die Orientierung an politischen/planeri- 
schen Prozessen (KLIMZUG REGKLAM; KLIM- 
ZUG nordwest2050) sowie 

- über Dialog orientierte und partizipative Verfahren zur 
Vernetzung von Akteuren (u. a. KlimaMORO; KLIM- 
ZUG dynaklim; klimazwei KLARA-NET). 

Inter- und transdisziplinäre Vorgehensweise 

So unterschiedlich diese integralen Ansätze sind, zeigen 
sie, dass insgesamt davon ausgegangen wird, dass (nur) 
eine inter- (d. h. fachübergreifende) und transdisziplinäre 
(d. h. Methoden und Wissen unterschiedlicher Disziplinen 


integrierende) Vorgehensweise bei der Untersuchung und 
Reduzierung von Verwundbarkeit Erfolg versprechend ist: 
Klimaanpassung ist ein gesamtgesellschaftliches Problem, 
das vielfältig mit anderen künftigen Entwicklungen - wie 
wirtschaftlicher sowie demographischer Entwicklung und 
Ressourcenfiüssen - verknüpft ist und sowohl naturwis- 
senschaftliche als auch sozialwissenschaftliche Expertise 
braucht. 

Die DAS deckt alle für Deutschland klimawandelrelevan- 
ten Handlungsfelder in zunächst sektoraler Sichtweise ab. 
ln den integralen Ansätzen mit einer spezifischen regio- 
nalen Verankerung werden die jeweils regional bedeutsa- 
men Sektoren betrachtet. Hiervon ausgehend werden die 
Wechselwirkungen zu anderen Sektoren bestimmt. 

Die regionalen Projekte greifen die DAS-Querschnittsthe- 
men unterschiedlich auf: Während Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe keine zentrale Rolle spielen, wird 
Raumordnung/Raumplanung in vielen Ansätzen als zen- 
trales Instrumentarium des integrierten Ansatzes einbezo- 
gen. Bevölkerungsschutz/Katastrophenvorsorge sind zum 
einen ein kommunales Thema (u. a. Einsatz von Hilfskräf- 
ten vor Ort), zum anderen ein nationales Thema (generelle 
Gefahrensituation, Zusammentreffen verschiedener Ge- 
fährdungen, überregionale Schadenslagen). Für die Ebene 
der regionalen, integralen Ansätze sind diese Themen der- 
zeit nicht relevant. 

Der Akteursbezug (u. a. über Beteiligung Dritter) und die 
Integration von Verwaltungs-/ Akteursebenen ist in allen 
genannten Projekten ein elementares Charakteristikum 
und mündet in den meisten Fällen in Empfehlungen zum 
Aufbau von Govemance-lnstitutionen und -Prozessen. 
Beispielsweise werden in KLIMZUG Nordhessen als 
Kem von Klimaanpassung eine Klimaanpassungsakade- 
mie eingerichtet und Klimaanpassungsbeauflragte bzw. 
-manager etabliert. 

Der Zeithorizont integraler Ansätze ist in zwei Aspekte 
differenziert: Projektionszeiträume von Klimaänderungen 
und Klimafolgen werden in kurzfristige (bis 2020), mittel- 
fristige (bis 2050) und langfristige (bis 2100) Zeiträume 
unterschieden. Demgegenüber ist der Zeithorizont von 
Entscheidungen über Anpassungsmaßnahmen eher kurz- 
fristig orientiert - insbesondere wenn die lokale/regionale 
Ebene im Vordergrund steht (z. B. ExWoSt; frühzeitige 
Überprüfung von baulichen Beständen, Planungen, Stan- 
dards in KLIMZUG dynaklim; sektorale Roadmaps bis 
2014 in KLIMZUG nordwest2050). 

Erste Ergebnisse 

Bei der Umsetzung von integralen Klimaanpassungspro- 
jekten gibt es in Deutschland erste Erfahrungen. Klimaan- 
passung erfolgt sowohl sektoral als auch sektorübergrei- 
fend. Klimaanpassungsmaßnahmen werden in vorhandene 
Strukturen, Prozesse und Institutionen integriert, bspw. in 
die Gesundheitspolitik oder in das Management von Na- 
turschutzgebieten oder in die Katastrophenvorsorge. Die- 
ses so genannte „Mainsfreaming“ ist absehbar ein längerer 
Prozess, welcher auf die frühzeitige Information und 
Kommunikation mit den beteiligten Akteuren angewiesen 
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ist. Integrale Ansätze eröffnen die Möglichkeit, bisher ge- 
nutzte Instrumente daraufhin zu überprüfen, ob sie für die 
Identifikation und Umsetzung von Klimaanpassungsmaß- 
nahmen geeignet sind oder angepasst werden müssen 
(u. a. Entscheidungsunterstützungssysteme oder die for- 
male Abwägung in Planungsverfahren). 

In den Umsetzungsprojekten zeichnet sich zudem ein 
pragmatischer Ansatz bei der Identifizierung von Risiken 
und Handlungsschwerpunkten ab, der häufig an bereits 
erkannten klima- bzw. extremwetterrelevanten Lücken 
bzw. Schwachstellen in Systemen ansetzt und auf der An- 
nahme bestimmter Szenarien beruht. 

G. Der Blick nach vorn - was 
sind die nächsten Schritte? 

Die Bundesregierung unterstreicht die in der DAS be- 
schlossenen Aktivitäten und Initiativen als Basis des wei- 
teren Entwicklungsprozesses und wird 

- die fach- und akteursübergreifende Diskussion über 
die Weiterentwicklung und Umsetzung der DAS wei- 
terhin fördern, 

- die mit dem Klimawandel verbundenen Risiken trans- 
parent machen und mögliche Schadenspotentiale ab- 
schätzen, 

- den Ansatz gezielt verfolgen, Anpassung als integra- 
len Bestandteil von Planungs- und Entscheidungspro- 


zessen zu berücksichtigen sowie die Eigenvorsorge in 
der Anpassung zu stärken und dafür 

- geeignete Rahmenbedingungen schaffen, um Anpas- 
sungskapazitäten zu entwickeln und zu stärken. 

Die Bundesregierung wird bis Ende 2014 einen Fort- 
schrittsbericht mit konkreten Schritten zur Weiterentwick- 
lung und Umsetzung der DAS vorlegen. Der Fortschritts- 
bericht soll auf der Basis neuester wissenschaftlicher 
Erkenntnisse aus folgenden Teilen bestehen: 

- der Analyse und Bewertung der Vulnerabilität 
Deutschlands, einschließlich einer Prioritätensetzung 
hinsichtlich der Risiken und der daraus für die Bun- 
desebene abgeleiteten Handlungserfordemisse, 

- einem Evaluationsbericht, der den Umsetzungsstand 
des Aktionsplans Anpassung beschreibt, 

- einem Berichtsteil, der basierend auf datenhinterlegten 
Indikatoren den Stand der aktuellen Entwicklung und 
der Umsetzung der DAS beschreibt, 

- einem fortgeschriebenen Aktionsplan Anpassung, der 
auf künftige Maßnahmen des Bundes fokussiert und 
einen konkreten Zeit- und Finanzierungsplan enthält, 

- der Konkretisierung und Fortentwicklung der Deut- 
schen Anpassungsstrategie an den Klimawandel ein- 
schließlich Aussagen zu nächsten Schritten in einer re- 
gelmäßigen Evaluierung des Anpassungsprozesses. 
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H. Anlagen 

H.1. Darstellung neuer Erkenntnisse 
zur Kllmasituatlon 

Klimawandel und Extremwerte 

(erstellt vom Deutschen Wetterdienst, 2011) 

Die hier vorgestellten Ergebnisse werden laufend durch 
weitere Forschungsaktivitäten weiterentwickelt. Neue Er- 
kenntnisse, wie sie z. B. aus dem in Kapitel B.l. genann- 
ten Forschungsprojekt der strategischen Behördenallianz 
zu erwarten sind, fließen kontinuierlich ein. 

Bei der Verwendung von Klimaprojektionsergebnissen 
muss bedacht werden, dass mit einem ausgewählten En- 
semble von Klimaprojektionen nie sämtliche Einflüsse 
und Unsicherheiten innerhalb des Klimasystems berück- 
sichtigt werden können. So können sich z. B. Emissions- 
szenarien als Voraussetzungen der Modellkette oder phy- 
sikalische Näherungen in den regionalen Klimamodellen, 
wie z. B. die Kopplung zwischen Meeresoberfläche und 
der Atmosphäre, als nicht ausreichend belastbar heraus- 
stellen bzw. sind noch Gegenstand wissenschaftlicher 
Forschung. Die aus der Analyse von Klimaprojektionsen- 
sembles resultierenden Bandbreiten klimatischer Ände- 
rungen müssen daher als Teilmenge der in der Natur mög- 
lichen Veränderungen interpretiert werden. Die weiter 
unten (siehe B. Klimaprojektionen) erläuterten Ergeb- 
nisse, die auf regionalen Klimaprojektionen beruhen, sind 
dementsprechend als vorläufig anzusehen und beschrei- 
ben die zu erwartenden Bandbreiten der Änderungssi- 
gnale der dargestellten Klimagrößen nicht abschließend. 

A. Messdaten 

ln der Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawan- 
del (DAS, 2008, Kapitel 2) wurden die „bereits eingetre- 
tenen und noch zu erwartenden Klimaänderungen in 
Deutschland“ hinsichtlich mittlerer Verhältnisse aufge- 
zeigt. Bei einer allgemeinen Erwärmung treten Extreme 


Abbildung 1 

Gebietsmittel der Anzahl der 
„Heißen Tage“ (T„j„,>30 °C), Dentschland, 
Zeitranm: 1951 bis 2009 



am warmen Rand der Temperaturverteilung häufiger auf, 
während Kälteextreme entsprechend seltener werden, ln 
Deutschland ist daher in den letzten Jahrzehnten ein zu- 
nehmender Trend z. B. bei der Anzahl der „Heißen Tage“ 
(Temperaturmaximum mindestens 30 °C) festzustellen: 
Das Mittel für den in Abbildung 1 dargestellten Zeitraum 
von „1951 bis 2009“ beträgt etwas über fünf „Heiße 
Tage“ im Jahr, wobei das Mittel für den 30-jährigen Zeit- 
raum „1971 bis 2000“ gegenüber „1961 bis 1990“ um ei- 
nen Tag zugenommen hat. 

Einen entsprechend abnehmenden Trend zeigt z.B. die 
Anzahl der Tage mit Schneedecke (Abbildung 2). Hier 
weist das vieljährige Mittel „1971 bis 2000“ mit etwa 
39 Tagen für Deutschland einen bereits um 8 Tage gerin- 
geren Wert als das vieljährige Mittel „1961 bis 1990“ auf 

Bei klimatologischen Parametern, die indirekt von einer 
Temperaturerhöhung beeinflusst werden könnten, sind im 
Deutschlandmittel bisher kaum wesentliche Veränderun- 
gen in den Extremwerten festzustellen. Dies gilt auch für 
den Niederschlag. Allerdings werden hier Veränderungen 
in der regionalen und jahreszeitlichen Verteilung be- 
obachtet: Die Änderung der Anzahl der Tage mit Nieder- 
schlag größer als 20 mm wurde für die aktuelle 30-jährige 
Periode „1980 bis 2009“ im Vergleich zur vorigen 30-jäh- 
rigen Periode „1951 bis 1980“ für Deufschland berechnef 
(Abbildung 3). Die Karten der Differenzwerte pro De- 
kade für den Sommer und den Winter sind in der jeweils 
rechten Abbildung oben bzw. unten dargestellt. Für die 
Sommermonate (Juni, Juli, August = JJA) ist überwie- 
gend eine abnehmende Anzahl von Niederschlagstagen 

> 20 mm zu erkennen, während vorwiegend in den Küs- 
tenregionen die Anzahl der Tage mit Niederschlag 

> 20 mm mit bis zu 8 Tagen pro Dekade zunimmt. Dem- 
gegenüber weist die Differenzkarte für den Winfer (De- 
zember, Januar, Februar = DJF) einen Anstieg um 8 Tage 
pro Dekade für Niederschlagsfage >20 mm hauptsächlich 
in den Mittelgebirgsregionen auf 


Abbildung 2 

Gebietsmittel der Anzahl der Tage 
mit einer Schneedecke, Dentschland, 
Zeitranm: 1951 bis 2009 
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Starkniederschlag 


Abbildung 3 


Anzahl der Tage mit mehr als 20 mm Niederschlag für den Zeitranm 1951 his 1980 (links), 
den Zeitranm 1980 his 2009 (Mitte) sowie die Differenzwerte pro Dekade (rechts). 
Oben: Ergebnisse für den Sommer (Jnni, Jnli, Angnst = JJA), 
unten: Ergebnisse für den Winter (Dezember, Januar, Februar = DJF). 
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B. Klimaprojektionen 

Für die Projektion des zukünftigen Klimas für Deutsch- 
land auf regionaler Skala liegen mittlerweile die Simula- 
tionsläufe des durch das 6. europäische Forschungsrah- 
menprogramm geforderten Projekts „ENSEMBLES“ vor. 
Hierdurch hat sich die Anzahl der verfügbaren determi- 
nistischen regionalen Klimaprojektionen gegenüber den 
Grundlagen zur DAS (2008) auf insgesamt über 30 Simu- 
lationsläufe erhöht. 

Für die Ensemblebildung wurden diejenigen Klimapro- 
jektionen herangezogen, die zum einen auf der Grundlage 
des Emissionsszenarios AIB und zum anderen bis zum 
Ende des 21. Jahrhunderts gerechnet wurden. Es liegt so- 
mit nicht mehr nur ein Ensemble von vier, sondern von 
19 regionalen Klimaprojektionen vor. 

Wegen der vergleichsweise hohen Zahl wurde zur Dar- 
stellung einer Spannbreite eine statistische Auswertung 
über Quantile' des Gesamtensembles einer expliziten 
Darstellung der einzelnen Ensemblemitglieder - und da- 
mit einer absoluten Spannbreite - vorgezogen. Die ver- 
wendeten Kombinationen von globalen und rein dynami- 
schen regionalen Klimamodellen sind in Abbildung 4 
aufge führt. 

Die in der DAS (2008) enthaltenen Aussagen zu den zu 
erwartenden Spannbreiten der Änderung von Lufttempe- 
ratur und Niederschlag werden durch diese neuen Aus- 
wertungen im Kern bestätigt. 

Für die Auswertung des so definierten Ensembles von 
Klimaprojektionen wurden die Änderungssignale für eine 
„nahe“ (2021 bis 2050) und eine „ferne“ (2071 bis 2100) 
Zukunft, relativ zu der Referenzperiode „1961 bis 1990“, 
analysiert. 

ln den Abbildungen 5 bis 7 sind jeweils die Isofiächen 
der Änderung des Jahresmittels der Lufttemperatur, der 
Keimzahl „Heiße Tage“ sowie der mittleren Nieder- 
schlagssumme im Sommer und Winter dargestellt. 


Zur Ableitung interpretierbarer Spannbreiten wurden die 15-Prozent- 
und 85-Prozent-Quantile des Klimaprojektionsensembles flächenhaft 
bestimmt. Diese können grundsätzlich wie folgt interpretiert werden: 
15-Prozent-Quantil: Mit einer 85-prozentigen Wahrscheinlichkeit 
werden die dargestellten Änderungssignale im Ensemble überschrit- 
ten; d. h. 85 Prozent der Projektionen prognostizieren höhere und 
1 5 Prozent die dargestellten oder niedrigere Änderungsraten. 
85-Prozent-Quantil: Mit einer 85-prozentigen Wahrscheinlichkeit 
werden die dargestellten Änderungssignale im Ensemble nicht über- 
schritten, d. h. 85 Prozent des Ensembles prognostizieren die darge- 
stellten oder niedrigere Änderungsraten und 15 Prozent prognostizie- 
ren höhere Änderungsraten. 

Der Bereich zwischen den gewählten unteren und oberen Schranken 
umfasst somit eine Eintrittswahrscheinlichkeit von 70 Prozent bezüg- 
lich des betrachteten Ensembles. 

Hinweis: die hier benutzten Begriffe Wahrscheinlichkeit und Quantil 
basieren lediglich auf dem verwendeten Klimaprojektionsensemble. 
Dieses Ensemble repräsentiert nur einen Ausschnitt möglicher zu- 
künftiger Klimaentwicklungen, so dass es sich bei den hier präsen- 
tierten Ergebnissen nicht um statistische Eintrittswahrscheinlichkei- 
ten im engeren Sinn handelt. 
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Abbildung 4 


Für die Ensembleauswertung verwendete 
Klimaprojektionen. Dargestellt sind die 
Kombinationen der Globalen und Regionalen 
Klimamodelle auf der Basis des 
AIB-Emissionsszenarios. 
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Mittlere Lufttemperatur 

Im Einzelnen sind die Abbildungen der Quantile in Ab- 
bildung 5 wie folgt zu interpretieren: 

Für die Änderung des Jahresmittels der Lufttemperatur 
für den Zeitraum 2021 bis 2050 ist für Deutschland eine 
Zunahme von mindestens 0,5 °C wahrscheinlich. Dabei 
ist eine Temperaturzunahme um mehr als 2 °C (Nord- 
deutschland) bzw. 2.5 °C (Süddeutschland) jedoch eher 
unwahrscheinlich. 

Für den Zeitraum 2071 bis 2100 kann eine Erhöhung der 
mittleren Lufttemperatur von mindestens 1.5 °C und ma- 
ximal 3.5 °C in Norddeutschland bzw. 4 °C in Süd- 
deutschland als wahrscheinlich angesehen werden. 

„Heiße Tage“ 

Die Kennzahl „Heiße Tage“ stellt mit einer Auszählung 
der Tage mit Tagesmaxima von mindestens 30 °C eine 
Maßzahl für ein „extremes Wetter“ dar: Es sind für die 
Menschen häufig Tage mit hoher Wärmebelastung. So- 
wohl für den Zeitraum 2021 bis 2050 wie auch von 2071 
bis 2100 ist es wahrscheinlich, dass die Anzahl „Heißer 
Tage“ zunehmen wird (Abbildung 6). Bis zur Mitte des 
Jahrhunderts ist es dabei wahrscheinlich, dass eine Zu- 
nahme um fünf bis zehn „Heiße Tage“ in Norddeutsch- 
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Abbildung 5 

Projizierte Änderung des Jahresmittels der Lufttemperatur, Mittel über die Projektionszeiträume „2021 bis 
2050“ (links) und „2071 bis 2100“ (rechts), zu den verwendeten Klimaprojektionen siehe Abbildung 4. 
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land bzw. 10 bis 15 „Heiße Tage“ in Süddeutschland 
nicht überschritten wird. Für das Ende des Jahrhunderts 
ist eine maximale Zunahme der „Heißen Tage“ um 10 bis 
15 Tage (Norddeutschland) bzw. 30 bis 35 Tage (Süd- 
westdeutschland) wahrscheinlich. Den Projektionen ein- 


zelner Klimamodelle zu Folge besteht jedoch auch eine 
geringe Wahrscheinlichkeit dafür, dass für den gesamten 
betrachteten Zeithorizont die Zahl der „Heißen Tage“ in 
Deutschland im Wesentlichen unverändert bleibt. 


Abbildung 6 

Projizierte Änderung der Anzahl Heißer Tage (T^^^^JO °C), Mittel über die Projektionszeiträume „2021 bis 
2050“ (links) und „2071 bis 2100“ (rechts), verwendete Klimaprojektionen s. Abbildung 4. 
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Mittlere Niederschläge 

Die jahreszeitlich unterschiedliche Entwicklung der Nie- 
derschläge erfordert eine differenzierte Betrachtung (siehe 
Abbildung 7). Allgemein zeigt sich eine Tendenz zur Nie- 
derschlagsabnahme in den Sommermonaten (Juni, Juli, 
August = JJA), während in den Wintermonaten (Dezem- 
ber, Januar, Februar = DJF) eine Niederschlagszunahme 
wahrscheinlich ist. Die projizierten relativen Änderungen 
des mittleren Sommemiederschlags weisen eine Spanne 
zwischen einer sehr geringen und einer Abnahme von bis 
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zu 15 Prozent für den Zeitraum 2021 bis 2050 und bis zu 
25 Prozent für den Zeitraum 2071 bis 2100 aus. Einige we- 
nige Klimamodelle zeigen für vereinzelte Regionen auch 
eine leichte Zunahme der Sommemiederschläge. 

Die Modellrechnungen lassen für den Zeitraum 2021 bis 
2050 eine eher geringe Zunahme der Wintemiederschläge 
erwarten, die Werte von 10 Prozent wahrscheinlich nicht 
überschreiten werden. Auch für den Zeitraum 2071 bis 
2100 ist eine Zunahme von mehr als 15 Prozent unwahr- 
scheinlich. 


Abbildung 7 


Projizierte relative Änderung des mittleren Sommerniederschlages (JJA, oben) und Winterniederschlages 
(DJF, unten) in Prozent. Mittel über die Projektionszeiträume „2021 bis 2050“ (links) und „2071 bis 2100“ 
(rechts), verwendete Klimaprojektionen siehe Abbildung 4. 
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H.2. Klimawandel und Anpassung 
in den Bundesländern 

Klimawandel und Anpassung in den 
Bundesländern - ein Überblick 

(erstellt in Zusammenarbeit mit dem Ständigen 
Ausschuss , Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels 2011) 

Die Anpassung an die Folgen des Klimawandels ist auf na- 
tionaler Ebene und auf Ebene der Länder neben der not- 
wendigen Verminderung von Treibhausgasemissionen als 
zweite Säule der Klimapolitik akzeptiert. Die Deutsche 
Anpassungsstrategie an den Klimawandel (DAS) wurde 
mit Beteiligung der Länder erstellt, der Aktionsplan An- 
passung (APA) in enger Abstimmung mit den Ländern er- 
arbeitet. Die Umweltministerkonferenz (72. UMK) hat im 
Juni 2009 eigens einen Ständigen Ausschuss zur Anpas- 
sung an die Folgen des Klimawandels (AFK) unter der 
Bund-Länder Arbeitsgemeinschaft Klima, Energie, Mobi- 
lität und Nachhaltigkeit (BLAG KliNa) eingerichtet, um 
Bund- und Länderaktivitäten zu verzahnen und aufeinan- 
der abzustimmen. 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Anpassungsak- 
tivitäten der Länder gegeben sowie auf die in vielen Län- 
dern initiierten politischen Prozesse zur Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels und auf die vielfältigen For- 
schungsaktivitäten hingewiesen. Dieser Überblick stellt 
ausgewählte, übergeordnete Aspekte in den Vordergrund. 
Zentrale Strategiedokumente sowie länder- bzw. regional- 
spezifische Untersuchungen und Aktivitäten der Anpas- 
sung sind in einer Referenzliste am Ende des Dokuments 
zusammengestellt. 

Politikprozesse zur Klimaanpassung: ln nahezu allen Län- 
dern haben sich in den vergangenen Jahren politisch getra- 
gene Prozesse zur Anpassung entwickelt, die teils be- 
stimmte Sektoren in den Mittelpunkt stellen, teils 
sektorüb ergreifend angelegt sind und gelegentlich Teil 
oder Kapitel einer Klimaschutzstrategie sind. Aufgrund 
der sehr unterschiedlichen regionalen, naturräumlichen 
und sozioökonomischen Gegebenheiten lässt sich keine 
generelle Aussage treffen, ob sektorale oder sektorüber- 
greifende Aktivitäten passende Ansätze zum Umgang mit 
Klimawandelfolgen sind. Die Erfahrungen aus anderen 
(EU-)Staaten und (transnationalen) Regionen zeigen, dass 
zumindest eine Prüfung der potenziellen Betroffenheit al- 
ler Sektoren gegenüber dem Klimawandel sinnvoll ist. 
Außerdem können sektorale Klimaanpassungsstrategien 
und -maßnahmen Folgen in anderen Sektoren nach sich 
ziehen, sodass auch aus diesem Grund eine sektorübergrei- 
fende bzw. integrierende Betrachtung sinnvoll erscheint. 

Der - formale - Status der Länderaktivitäten zur Anpas- 
sung an den Klimawandel ist unterschiedlich: Einige Bun- 
desländer haben Anpassungsstrategien vorgelegt, die 
durch die jeweilige Landesregierung beschlossen wurden, 
einige Länder haben Dokumente veröffentlicht, die einen 
solchen Beschluss direkt vorbereiten, wieder andere füh- 
ren schwerpunktmäßig Forschungsarbeiten durch, um 
politische Beschlüsse vorzubereiten. Es ist aus diesem 
Grund wenig erstaunlich, dass die Bezeichnungen der 


durch die Länder veröffentlichten Dokumente unter- 
schiedlich sind und nicht unmittelbar einen Rückschluss 
darauf zulassen, welchen formalen Status die Länderakti- 
vitäten haben. 

Ähnliches Vorgehen bei den Länderaktivitäten - Darstel- 
lung der Klimaänderungen, der Klimafolgen bzw. der 
Vulnerabilitäten: Bei aller Unterschiedlichkeit der politi- 
schen Prozesse und Dokumente - weisen die Länderan- 
sätze methodische Ähnlichkeiten auf: Fast alle Doku- 
mente der Länder beziehen sich auf globale Aussagen zu 
Klimaänderungen, meist mit Bezug zu Aussagen des 
IPCC (Intergovemmental Panel on Climate Change), um 
darauf aufbauend regionalen Klimaänderungen zu be- 
trachten. Regionale Klimaänderungen werden nicht nur, 
aber überwiegend unter Verwendung der regionalen Kli- 
mamodelle REMO und WettReg gemacht; in jüngster 
Zeit erfolgt zusätzlich eine Nutzung der Modelle CLM 
und STAR2. Hierfür wird in fast allen Ländern das Inter- 
aktive Diagnose- und Präsentationstool (IDP) eingesetzt, 
das von Bund und Ländern gemeinsam entwickelt wurde 
und sukzessive weiterentwickelt wird. Mit IDP lassen 
sich praxisgerecht und mit angemessenem Aufwand Aus- 
wertungen und Visualisierungen der Ergebnisse regiona- 
ler Klimamodelle vornehmen. Aussagen zu regionalen 
Klimaänderungen bilden die Basis für Abschätzungen zu 
Klimafolgen, die ebenfalls in den meisten Ländern vorge- 
nommen werden. Diese beziehen sich auf bestimmte Sek- 
toren (bzw. Handlungsfelder) wie menschliche Gesund- 
heit, Land-/Forstwirtschaft, Biodiversität. Integrierte 
Analysen, die Wechselwirkungen zwischen Sektoren be- 
trachten, sind hingegen nur im Ansatz zu finden - ein 
Grund dafür isf sicherlich, dass integrierte Betrachtungen 
eine methodische Herausforderung darstellen, da bislang 
nur wenige erprobte Methoden bzw. Modelle zur Verfü- 
gung sfehen. 

Aussagen zu Klimaänderungen, Klimafolgen und Befrof- 
fenheifen: Generell lässt sich festhalten, dass für alle be- 
trachfefen Regionen Aussagen zu Klimaänderungen und 
Klimafolgen (im Sinne pofenzieller Befroffenheif) vorlie- 
gen. Teilweise werden diese auch als Abschätzungen zur 
Vulnerabilität bezeichnet. Hieraus wird deutlich, dass der 
Vulnerabilitätsbegriff insgesamt unterschiedlich genutzt 
wird. Neben dem Verständnis von Vulnerabilität als po- 
tenzielle Betroffenheit kann der Begriff auch enger aus- 
gelegt, so verwandt werden (siehe Kapitel B.1.1.2. des 
Aktionsplans), dass die Befähigung zur Anpassung (An- 
passungskapazität) Bestandteil von Vulnerabilität ist: eine 
(hohe) Anpassungskapazität versetzt nach diesem Ver- 
ständnis Akteure in die Lage, die Gesamtvulnerabilität 
gegenüber Klimaänderungen und deren -folgen (deutlich) 
herabzusetzen. Die Länder beziehen Aussagen zur An- 
passungskapazität überwiegend auf die Sektoren Forst- 
wirtschaft und Naturschutz. Hier wird die Anpassungska- 
pazität verstanden als die Möglichkeit natürlicher 
Systeme sich veränderten klimatischen Rahmenbedin- 


2 Einen guten Überblick zu regionalen Klimamodellen gibt Becker P., 
Deutschländer Th., Koßmann M., Namyslo J., Knierim A. (2008): 
Klimaszenarien und Klimafolgen. - In: Informationen zur Raument- 
wicklung Heft 6/7.2008: 341-351 
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gungen anzupassen. Aussagen zur Anpassungskapazität 
finden sich in den Länderansätzen zudem in sehr allge- 
meiner Form, bspw. in dem Sinne, dass finanzielle Res- 
sourcen dazu beitragen können, die Vulnerabilität herab- 
zusetzen. 

Konkretisierung von Maßnahmen zur Anpassung an den 
Klimawandel: Nicht alle Länder haben bereits Anpas- 
sungsmaßnahmen und Schritte zur Umsetzung konkret 
benannt, ln einigen Ländern werden Handlungs- und 
Maßnahmenoptionen beschrieben, ohne dass deren Um- 
setzung bereits verbindlich geregelt ist. Die enge Zusam- 
menarbeit zwischen Bund und Ländern zeigt sich auch 
darin, dass sich Länderaktivitäten in den letzten zwei Jah- 
ren seit Veröffentlichung der DAS auf diese beziehen, 
bspw. dadurch, dass eine Orientierung an den DAS-Hand- 
lungsfeldem mit einer regionalen Spezifizierung erfolgt. 
Wenn einzelne Länder aber bereits eine Anpassungsstra- 
tegie verabschiedet haben und diese sich zum Beispiel auf 
einen bestimmten Sektor bezieht, sind auch (mögliche) 
Maßnahmen regional differenziert. Damit korrespondiert, 
ob und wie genau bereits Zuständigkeiten und der Zeitho- 
rizont der Umsetzung von Maßnahmen festgeschrieben 
sind, ln diesem Zusammenhang darf nicht außer Acht ge- 
lassen werden, dass die Anpassung an die Folgen des Kli- 
mawandels noch immer ein relativ „junges“ Thema ist - 
in Deutschland wird erst seit wenigen Jahren intensiv 
über Anpassung diskutiert und dies vornehmlich aus wis- 
senschaftlicher sowie politisch-administrativer Perspek- 
tive. Beim derzeitigen Stand der Diskussion ist nachvoll- 
ziehbar, dass in erster Linie solche Maßnahmen 
vorgeschlagen werden, die erstens generell positive Ef- 
fekte haben, auch unter einem breiten Korridor möglicher 
Klimaveränderungen oder es sich erweisen sollte, dass 
die Auswirkungen des Klimawandels geringer als derzeit 
erwartet ausfallen (so genannte Maßnahmen „ohne 
Reue“) und sich diese zweitens in einem angemessenen 
finanziellen Rahmen bewegen. 

Dialog und Beteiligung. Insgesamt werden Dialog- und 
Beteiligungsprozesse zur Erarbeitung und Umsetzung 
von Anpassungsstrategien und -maßnahmen in den Län- 
dern - wie auch beim Bund - auf der Bürgerebene nur 
wenig eingesetzt. Dialog und Beteiligung bezieht sich zu- 
meist auf die Fachöffentlichkeit einschließlich Verbänden 
oder anderen Interessensvertretungen. Hierdurch wird 
auch deutlich, dass unterschiedliche Vorstellungen beste- 
hen, wie weit sich Dialog und Beteiligung erstrecken sol- 
len (Information, oder Beteiligung im Sinne von „Mit- 
sprache“), und zudem ist zu bedenken, dass die 
Anpassung an den Klimawandel derzeit meist noch ein 
Thema der Fachöffentlichkeit ist, hingegen in der Bevöl- 
kerung bislang kaum „angekommen“ ist. Lediglich ein 
Bundesland hat eine Beteiligung durch ein Internet ge- 
stütztes Instrument realisiert. 

Monitoring Klimawandel. Auch wenn in einigen Ländern 
politische Prozesse zur Klimaanpassung noch am Anfang 
stehen (siehe oben) - das Monitoring von Klimaänderun- 
gen und die entsprechende Anpassung wird fast durch- 
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gängig thematisiert und z. T. bereits auch initiiert. Hierbei 
ist sicherlich von Vorteil, dass in den vergangenen Jahren 
in den Ländern eine breite Expertise zum Thema Monito- 
ring (in den Bereichen Umwelt und Nachhaltigkeit, usw.) 
aufgebaut wurde, die nun für die Anpassung nutzbar ge- 
macht werden kann. 

Zentrale Dokumente und Internetpräsenzen der 
Länder zur Anpassung an den Klimawandel 

Baden- Württemberg 

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden- Württemberg 

http://www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/1804/ 

Klimaveränderung und Wasserwirtschaft KLIWA (mit 
Bayern und Rheinland-Pfalz sowie DWD) 
http://www.kliwa.de/ 

Stellungnahme des Umweltministeriums: Klimaschutz - 
Anpassung an den Klimawandel in Baden- Württemberg. 
Stuttgart (Landtag Drucksache 14/4389 vom 23. April 
2009) 

Landesanstalt für Umwelt, Messung und Naturschutz Ba- 
den-Württemberg 

http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/1196/ 

Broschüre Klimawandel in Baden- Württemberg http:// 
www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/67972/ 

Themenpark Umwelt http://www.themenpark-umwelt. 
baden-wuerttemberg.de/servlet/is/25670/?path=3968 

Bayern 

Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesund- 
heit 

http://www.stmug.bayem.de/umwelt/klimaschutz/klima 

wandel/index.htm 

Bayerische Staatsregiemng (2009) Bayerische Klima-An- 
passungsstrategie (BayKLAS). München. 
http://www.stmug.bayem.de/umwelt/klimaschutz/klima 
programm/index.htm 

Bayerisches Landesamt für Umwelt 

http://www.lfu.bayem.de/umweltkommunaLfachinforma 

tionen/anpassungandenklimawandel/index.htm 

Bayerisches Landesamt für Umwelt (2007) Klimaanpas- 
sung Bayern 2020. Der Klimawandel und seine Auswir- 
kungen - Kenntnisstand und Forschungsbedarf als 
Gmndlage für Anpassungsmaßnahmen. Augsburg 

Klimaverändemng und Wasserwirtschaft KLIWA (mit 
Baden- Württemberg und Rheinland-Pfalz) 
http://www.kliwa.de/ 

AdaptAlp - Adaptation to Climate Change in the Alpine 
Region 

http : / /w ww. adaptalp . org/ 
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Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forstwirtschaft 

http://www.forst.bayern.de/forstpolitik/wald_im_klima 

wandeF 

Berlin 

Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbrau- 
cherschutz (2009) Erster Bericht zum Klimawandel in 
Berlin. Berlin 

Lotze-Campen H., Claussen L., Dosch A., Noleppa S., 
Rock J., Schüler J., Uckert G. (2009) Klimawandel und 
Kulturlandschaft Berlin. Potsdam (Bericht im Auftrag: 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Abteilung 1, Ge- 
meinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg, Berliner 
Forsten, Berliner Stadtgüter GmbH) 

Brandenburg 

Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher- 
schutz 

http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bbl.c. 

198817.de 

Studie zur klimatischen Entwicklung im Land Branden- 
burg bis 2055 und deren Auswirkungen auf den Wasser- 
haushalt, die Forst- und Landwirtschaft sowie die Ablei- 
tung erster Perspektiven. Gerstengarbe et al., (2003) 
Potsdam 

http://www.pik-potsdam.de/research/publications/pikre 
ports/ summary-report-no-8 3 ? set_language=de 

Maßnahmenkatalog zum Klimaschutz und zur Anpassung 
an die Folgen des Klimawandels. Ministerium für Ländli- 
che Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz, (2008) 
Potsdam 

http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bbl.c. 

198817.de 

Integriertes Klimaschutzmanagement. Bericht an den Land- 
tag Brandenburg. Ministerium für Ländliche Entwick- 
lung, Umwelt und Verbraucherschutz (2007) Potsdam 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/media.php/lbml.a. 
2320.de/klima07.pdf 

Daten zum integrierten Klimaschutzmanagement im Land 
Brandenburg. Landesumweltamt Brandenburg (2006) 
Potsdam http://www.mugv.brandenburg.de/cms/media. 
php//lbml.a.2320.de/fb_il04.pdf 

Landesumweltamt Brandenburg (2010): Auswertung re- 
gionaler Klimamodelle für das Land Brandenburg. Dar- 
stellung klimatologischer Parameter mit Hilfe vier regio- 
naler Klimamodelle (CLM, REMO, WettReg und STAR) 
für das 21. Jahrhundert. Potsdam 

http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bbl.c. 

205998.de 

Landesumweltamt Brandenburg (2010): Brandenburg 
spezifische Boden-Indikatoren für ein Klimamonitoring 
und Grundlagen zur Ableitung von Wirkungs- und 


Alarmschwellen. Potsdam (Fachbeitrag des Landesum- 
weltamtes, Heft Nr. 114) 

http://www.mugv. brandenburg.de/cms/media.php/lbml.a. 
233 4 .de/publi_fb 114.pdf 

Bremen 

Der Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa 
http : / /ww w.umwe lt.bremen.de/klima 

Schuchardt/Wittig, 2010: „Klimaprojektionen für die 
Bremer Region“, Studie im Auftrag des Senators für Um- 
welt, Bau Verkehr und Europa. 

http://www.umwelt.bremen.de/sixcms/media.php/13/Kli 

maprojektionen_Bremer_Region.pdf 

Hamburg 

Freie und Hansestadt Hamburg 
http://klima.hamburg.de/anpassungsstrategie/ 

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg (2009) 
Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft: Haushaltsplan 
2009/2010 „Fortschreibung des Hamburger Klimaschutz- 
konzepts 2007 bis 2012“, Einzelplan 6 „Behörde für 
Sfadtentwicklung und Umwelf“, Berichterstattung über 
die programmatische Weiterentwicklung, die Umsetzung 
der Maßnahmen sowie die geplante Mittelverteilung 2010 
(zweite Fortschreibung). Hamburg (Drucksache 19/4906 
vom 22. Dezember 2009); Berichterstattung über die pro- 
grammatische Weiterentwicklung, die Umsetzung der Maß- 
nahmen 2010 sowie die geplante Mittelverteilung 2011 
(dritte Fortschreibung). Hamburg (Drucksache 19/8311 
vom 4. Januar 2011). 

Hessen 

Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz 

http://www.hmuelv.hessen.de/irj/HMULV_lntemet?cid= 
b3 10clb7ce5687063635f27edda32a52 

Hessisches Landesamt für Geologie - Fachzentrum Kli- 
mawandel Hessen 
http : / /klimawande 1. hlug . de/ 
http : //w w w. hlug . de/klimawande 1 

Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz (2007): Klimaschutzkon- 
zept 2007, darauf aufbauend INKLIM (integriertes Kli- 
maschutzprogramm). Wiesbaden 

Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz (2007): Aktionsplan Kli- 
maschutz November 2007. Wiesbaden 

Mecklenburg- Vorpommern 

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 
http://www.regierung-mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/ 
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Regierungsportal/de/win/Themen/Energieland_2020/Erste 

_Studie_zum_Klimawandel_in_MV/index.jsp 

Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Tourismus (2007) 
Studie aufgrund des Landtagsbeschlusses vom 29. März 
2007 („Klimaschutz und Folgen des Klimawandels in 
Mecklenburg- Vorpommern“, Drs. 5/352) 

Niedersachsen 

Niedersächsisches Ministerium für Umwelt und Klima- 
schutz 

http://www.mul.niedersachsen.de/live/live.php7naviga 
tion_id=223 8&article_id=8625&_psmand= 1 0 

Regierungskommission Klimaschutz Niedersachsen 

https://www.regierungskommission-klimaschutz.de/Klima 

schutz/WebHome 

Niedersächsisches Ministerium für Umwelt und Klima- 
schutz (2009) Der Klimawandel als Herausforderung für 
Staat und Gesellschaft - Struktur für eine Anpassungs- 
strategie. Hannover 

KLIFF - Klimafolgenforschung in Niedersachsen 
http://www.kliff-niedersachsen.de 

Hanse-Thesen zur Klimaanpassung in Niedersachsen 
http://www.mul.niedersachsen.de/live/live.php7naviga 
tion_id=2147&article_id=80313&_psmand=10 
http://www.h-w-k.de/fileadmin/dateien/downloads/Hanse 
-Thesen_Juni_20 1 0 .pdf 

Nordrhein- Westfalen 

Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein- 
Westfalen 

http://www.umwelt.nrw.de/umwelt/klimawandel/index. 

php 

Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein- 
Westfalen (2009) Anpassung an den Klimawandel. Eine 
Strategie für Nordrhein- Westfalen. Düsseldorf 

Kropp J., Holsten A., Lissner T., Roithmeier O., 
Hattermann F., Huang S., Rock J., Wechsung F., Lüttger 
A., Pompe S., Kuhn L, Costa L., Steinhäuser M., Walther 
C., Klaus M., Ritchie S., Metzger M. (2009) Klimawandel 
in Nordrhein- Westfalen - Regionale Abschätzung der An- 
fälligkeit ausgewählter Sektoren. Abschlussbericht des 
Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK) für das 
Minisferium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz Nordrhein- Westfalen (MUNLV). 

Der Landesbetrieb Wals und Holz NRW entwickelt aus 
landeseigenen Flächen stabile, strukturreiche und stand- 
ortgereichte Mischwälder. Wichtig ist dabei die Auswahl 
von Standortgerechten, Klimawandeltoleranten Baumar- 
ten. Auch die private Waldbesitzer werden bei der Be- 
wirtschaftung ihrer Wälder entsprechend beraten und un- 
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terstützt. Weiterführende Informationen finden Sie unter 
www.wald-und-holz.nrw.de siehe dazu Wald&Beratung/ 
Forstliche Standorterkundung und Wald&Forschung/Kli- 
mawandel und Wald 

Rheinland-Pfalz 

Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und 
LandesplanungUmwelt, Forsten und Verbraucherschutz 

http://www.mwkel.rlp. de/Klimaschutz-und-Energie/http:/ 
/www.mufv.rlp.de/energie-und-klimaschutz/klimawandel- 
in-rlp/ 

Rheinland-Pfalz Kompetenzzentrum für Klimawandelfol- 
gen 

http : / /klima wände 1-rlp . de/ 

Klimawandelinformationssystem Rheinland-Pfalz - öf- 
fentlich zugängliches, interaktives Web Portal (ab Som- 
merF ebruar 2011) 
http : / /klima wände 1-rlp . de/ 

Forschungsprojekt Klimaveränderung und Wasserwirt- 
schaft KLIWA (mit Baden- Württemberg und Bayern) 
http://www.kliwa.de/ 

Forschungsprojekt KlimLandRP - Klima- und Land- 
schaftswandel in Rheinland-Pfalz 
http://www.klimlandrp.de/ 

EU-Forschungsprojekt ForeStClim - Transnationale 
Waldbewirtschaflungsstrategien unter den Bedingungen 
regionaler Klimaänderungen (Landesforsten Rheinland- 
Pfalz mit Partnern) 

http://www.forestclim.eu/index.php7id=2&L=l 

Ministerium für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz 
(2007) Klimabericht Rhein- land-Pfalz 2007. Mainz 

Vorläufiger Link 

http://www.mulewfrlp.de/energie-und-klimaschutz/ener 

gie-und-klimaberichte/klimabericht-rheinland-pfalz/. 

http://www.mufv.rlp.de/energie-und-klimaschutz/energie- 

und-klimaberichte/klimabericht-rheinland-pfalz/ 

Ministerium für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz 
(2008) Klima im Wandel (umweit joumal Rheinland 
Pfalz, Heft 51 Oktober 2008). Mainz 

Vorläufiger Link 

http://www.mufV.rlp.de/energie-und-klimaschutz/energie- 

und-klimaberichte/umweltjoumaF 

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, 
Weinbau und Forsten (2011): Daten und Fakten zur Um- 
welt in Rheinland-Pfalz. Mainz: Kapitel Klima (S. 55 ff.) 

http://www.mulewfrlp.de/no_cache/service/publikationen 

/publikationsdetail/7tx_rbpublikationen%5Buid%5D= 

72503 
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Landtag Rheinland-Pfalz (2009:) Bericht der Enquete- 
Kommission 15/1 „Klimawan-del“. Mainz (Drucksache 
15/3600) 

http://www.landtag.rlp.de/icc/lntemet-DE/sub/Oab^roker. 
jsp?uMen=51340abc-137f-5511-33e2-dcbf983c6eac und 
Schrif-tenreihe des Landtags RLP „Die Folgen des Kli- 
mawandels für Rheinland-Pfalz“ 

http://www.landtag.rlp.de/icc/lntemet-DE/med/56a/56a3 
b598-8d8e-621 3-3e2d-c86d35f8f46a, 11111111-1111-1111 
- 1111-111111111111 

Saarland 

Ministerium für Umwelt, Energie und Verkehr 
http://www.saarland.de/klimaschutz_wandel.htm 

Ministerium für Umwelt (2008) Saarländisches Klima- 
schutzkonzept 2008-2013. Klima schützen - die Klima- 
folgen bewältigen. Saarbrücken 

Sachsen 

Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirt- 
schaft/ Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirt- 
schaft und Geologie 

http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/klima/ 

Aktionsplan Klima und Energie des Freistaates Sachsen 
(2008/Broschüre: 2009) 

https://publikationen. Sachsen. de/bdb/download.do?id= 
2282930 

Sächsisches Staatsministeriums für Umwelt und Land- 
wirtschaft (Hrsg.) (2005) Klimawandel in Sachsen. Sach- 
stand und Ausblick 2005. Dresden 
http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/download/klima/ 
Klimawandel_ges(l).pdf 

Sächsisches Staatsministeriums für Umwelt und Land- 
wirtschaft (Hrsg.) (2007) Fortschrittsbericht der Arbeits- 
gruppe Klimafolgen für den Berichtszeitraum 2006/2007 
http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/download/klima/ 
Fortschrittsbericht_2007_Endfassung.pdf 

Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirt- 
schaft (Hrsg.) (2008) Sachsen im Klimawandel - Eine 
Analyse. Dresden 

http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/klima/1988.htm 

Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirt- 
schaft (2009) Klimawandel und Landwirtschaft. Strategie 
zur Anpassung der sächsischen Landwirtschaft an den 
Klimawandel. Dresden 

http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/download/SMUL_ 

Landwirtsch_ANSlCHT_Endfassung.pdf 

Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und 
Geologie (2009) Klimawandel und Landwirtschaft. Fach- 
liche Grundlage für die Strategie zur Anpassung der säch- 
sischen Landwirtschaft an den Klimawandel. Dresden 
http ://www.umwelt. sachsen.de/umwelt/download/Bro 
schuere_LW_fachliche_Grundlagen.pdf 


Sachsen-Anhalt 

Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt des Landes 
Sachsen-Anhalt 

http://www.klimawandel.sachsen-anhalt.de 

Fach- und ressortübergreifende Arbeitsgruppe „Anpas- 
sung an den Klimawandel“ (2010) „Strategie des Landes 
Sachsen-Anhalt zur Anpassung an den Klimawandel und 
dazu gehörender Aktionsplan.“; Magdeburg 
http://www.klimawandel.sachsen-anhalt.de 

Potsdam Institut für Klimafolgenforschung (2009): „Kli- 
mawandel in Sachsen-Anhalt - Verletzlichkeiten gegen- 
über den Folgen des Klimawandels“ Potsdam (Endbe- 
richt; Studie i. A. des Ministeriums für Landwirtschaft 
und Umweltschutz in Sachsen-Anhalt; begleitet durch das 
Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt) 
http://www.klimawandel.sachsen-anhalt.de 

Über die Web Site http://www.klimawandel.sachsen-an 
halt.de sind auch weitere Informationen zu Fragen der 
Anpassung an den Klimawandel in Sachsen-Anhalt zu- 
gänglich; beispielsweise Vorträge aus Veranstaltungen, 
Poster, Forschungsberichte sowie die Berichte der fach- 
und ressortübergreifenden Arbeitsgruppe Klimawandel 

Schleswig-Holstein 

Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume 

http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/ 

DE/lmmissionKlima/06_Klimaschutz/004_KlimaWand 

Anpass/einnode.html 

Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume (2009) Klimaschutzbericht 2009. Bericht der Lan- 
desregierung. Kiel (Drucksache 16/2743) 

Thüringen 

Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und 
Naturschutz Freistaat Thüringen 

http://www.thueringen.de/de/tmlfun/themen/klima/anpas 

sung/ 

Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und 
Naturschutz: Gemeinsam KLlMAbewusst handeln. Thü- 
ringer Klima- und Anpassungsprogramm, Erfurt 2009 
http://www.thueringen.de/de/publikationen/pic/pubdown 
loadl016.pdf 

Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tech- 
nologie (TMWAT) 

http://www.thueringen.de/de/tmwat/energie/energiepolitik/ 

Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tech- 
nologie: Energie- und Klimastrategie Thüringen 2015, 
Erfurt 2009 

http://www.thueringen.de/imperia/md/content/tmwta/ener 

gie/ energie-undklimastrategieth ringen_20 1 5_end 

fassung_neu.pdf 
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H.3. Tabelle der Aktivitäten und Maßnahmen des Aktlonsplans 
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und deren Verbreitung zu befördern. 

In der Projektdatenbank werden (ergänzend zu einem breiten Spektrum 
an Forschungsvorhaben) mit der Veröffentlichung des Aktionsplans auch 
alle dort genannten Vorhaben, ausführlich und in Bezug auf deren Umset- 
zungsstand regelmäßig aktualisiert, dargestellt. 
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berücksichtigt werden. So wird nicht nur die Entwicklung und Nutzung 
neuer Technologien, Verfahren und Strategien zur Anpassung an Klima- 
wandel in Regionen vorangetrieben sondern es kann auch die zukünftige 
Wettbewerbsfähigkeit von Regionen gestärkt werden. 
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her sind weitere 10 Staaten bei getreten. Zweck der „Alliance“ ist, die in- 
ternationale Zusammenarbeit zum Klimaschutz im Agrarbereich zu 
intensivieren, um durch vernetzte Agrarforschung und Wissenstransfer 
auf eine Verminderung der Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft 
hinzuwirken, http://www.globalresearchalliance.org/ 




Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-75- 


Drucksache 17/6550 


noch Anlage H.3. 


'c' a> 

'S ;> - 
ä c e- 

g* M “ 

§ 9 4t 
S S o 

So S M 

4 B 


üö § ■ 




0Ö.2 

Ö N 

g 

- .2 G ' 
7 N « 

i I s. 

! 5 ^ 

5 ü 


■73 "d ' 


Qi 9 


>9 


a> 

g'tii 

=S 


:3 ü ü öö 

's .s?3 -I 

■n = 9 


-2- a ’ö i 

S " " g 2 

oS 'S O M 

S I ’S B 


< 

u 

■ö 

OiD 


■a 


w I— ) PS 


W 

SS 
eq eq 



- o (1> U> 

öö-g t: 
5 5 




§ ^ 
^ 3 ' 
g - 

'y di 


3 C 
[jj a> 

ä §: 

a> ~o 
öß S i 
T3 =s ' 
_a> a> 

% 

o .sa 

Ö -Ö 

B . 

M N 

U ^ 

Üß’Ö 

■S ^ 


'S ö 
c- a> 
W = 


■3 g o 

t/1 ;> B 

B* S ” 
9 2 g* 


i-i 

c« a> 


K — 

,0 G — 
=5 Ph 


T3 9 .9 


9 3 


; r3 C73 ' 

i ^ T3 




Ö 


3 a 


2P ö 
=5 a> 
a> "O 


ö -d 
c 2 
o S 
O ;§ 
-u 


3 Q 


B ^ 

C/5 Q- 

5 c 
-S < 

c L. 


B.B 

S u 

hfl ^ 


Ö W 
•- O. 
o o 


5 g 

«I 

a> ö 
■13 W 
c M 

Ö oj} 

b| 

C/5 " 

oö-S 

s -= 

-3 ^ 

c« 


'S ^ ö 
Ö ^ S 

^ § 3 
a> J3 hi 

I » B 

— O S 

O p3 J3 

9 S 

B^l 

|| a 

I2 § 

■ « > 

a> 

CA 
CA 


C =5 

O 

CA 

CA 


'S J-g 

.Sog 

II« 

iS 4 1 



Drucksache 17/6550 


-76- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


noch Anlage H.3. 





Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-77- 


Drucksache 17/6550 


Anlage H.4. 

Abkürzungsverzeichnis 

Bundesministeneil 

BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung 

BMELV Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

BMF Bundesministerium für Finanzen 

BMG Bundesministerium für Gesundheit 

BMI Bundesministerium des Inneren 

BMJ Bundesministerium der Justiz 

BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung 

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 

BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

Bundes(ober)behörden 

AGeoBw Amt für Geoinformationswesen der Bundeswehr 

BASt Bundesanstalt für Straßenwesen 

BAW Bundesanstalt für Wasserbau 

BBK Bundesamt für Bevölkerungsschufz und Katasfrophenhilfe 

BBR Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 

BBSR Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 

BfG Bundesansfalt für Gewässerkunde 

BGR Bundesansfalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 

BlmA Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

BLE Bundesansfalt für Landwirtschaft und Ernährung 

BSH Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 

DWD Deutscher Wetterdienst 

BSRN Baseline Surface Radiation Network 

CDC Climate Data Center 

CM-SAF SateUite Application Facility on Climate Monitoring 

GAW Global Atmosphere Watch 

GCC Global Collecting Centre 

GFCS Global Framework for Climate Services 

GRUAN GCOS Reference Network for Upper-air Climate Observations 

KFIC Know-How-Center 

NKDZ Nationales Klimadatenzentrum 

RCC Regional Climate Centre (WMO) 

RKB Regionales Klimabüro 

WZN Weltzentrum für Niederschlagsklimatologie 

ZKB Zentrales Klimabüro 

Eisenbahnbundesamt 


EBA 
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JKI Julius Kühn Institut (Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen) 

PT-DLR Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e. V. beauftragt als Projektträger für BMBF 

UBA Umweltbundesamt 

KomPass Kompetenzzentrum Klimafolgen und Anpassung 

RKl Robert Koch Institut 

vTl Johann Heinrich von Thünen-lnstitut (Institut für Agrarrelevante Klimaforschung) 

Klima(folgen)forschung Bundesländer 

FORKAST Bayerischer Forschungsverbund „Auswirkungen des Klimas auf das Ökosystem und klimatische 
Anpassungsstrategien“ 

KLIWA Kooperationsvorhaben „Klimaveränderung und Konsequenzen für die Wasserwirtschaft“, Rhein- 

land-Pfalz, Baden- Württemberg, Bayern, DWD 

LANUV Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein- Westfalen 

LOEWE Landes-Offensive zur Entwicklung Wissenschaftlich-ökonomischer Exzellenz, Hessen 

REKLl Studien „Regionale Klimadiagnose Thüringen“ 

REWA Studie „Abschätzung regionaler Klimaänderungen für Thüringen“ 

Max-Planck-Gesellschaft 

MPl-BGC Max-Planck-lnstitut für Biogeochemie 

MPl-C Max-Planck-lnsfitut für Chemie 

MPl-M Max-Planck-lnstitut für Mefeorologie 

Helmholtz-Gemeinschaft 

AWl Alfred- Wegener- Institut für Polar- und Meeresforschung 

CSC Climate Service Center 

DLR Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt 

FZ Jülich Forschungszentrum Jülich 

GFZ Deutsches GeoForschungsZentrum 

HZG Helmholtz-Zentrum Geesthacht 

Zentrum für Material- und Küstenforschung 

KIT Karlsruher Institut für Technologie 

TERENO TERestrial ENvironmental Observatoria 

UFZ Umweltforschungszentrum Leipzig 

Private Firmen 

CEC Climate & Environment Consulting Potsdam GmbH 

EnBW Energie Baden- Württemberg AG 

Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft Aktiengesellschaft 
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noch Anlage H.4. 


Verbundeinrichtungen 

CLM Climate Limited-area Modelling 

DKRZ Deutsches Klimarechenzentrum GmbH 

ZMAW Zentrum für Marine und Atmosphärische Wissenschaften 

Leibniz-Gemeinschaft 

IFM-GEOMAR Leibniz-Institut für Meereswissenschaften an der Universität Kiel 

(ab 2012: Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel [GEOMAR]) 

Iff Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. 

PIK Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung 

Sonstige 

DKK e. V. Deutsches Klima-Konsortium e. V. 
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